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GZ-BreitbandForum am 9. 11.
Tagunsort: ESKARAArena Essenbach 

Am 9. November 2017 lädt die Bayerische Gemeinde-
Zeitung zum 5. Bayerischen Breitbandforum in die ESKARA
Arena in Essenbach bei Landshut ein. Ziel ist es, den Fachbesu-
chern aus Kommunen und Behörden Lösungsmöglichkeiten
und Handlungsspielräume für die optimale Internetanbindung
aufzuzeigen und Kontakte zu Dienstleistern und Netzbetreibern
herzustellen.

Hochkarätige Referenten erläutern die Problemstellung und
technische Umsetzungsbeispiele sowie juristische Fachfragen;
ebenso erörtert werden Finanzierungsmöglichkeiten des Breit-
bandausbaus in Bayerns Städten und Gemeinden. 

Für Besucher aus Kommunalpolitik, kommunalen Verwal-
tungen, kommunalen Spitzenverbänden, kommunalpolitischen
Verbänden, Behörden und Ministerien ist die Teilnahme am
Breitbandforum kostenfrei.  
Mehr Infos unter: www.bayerisches-breitbandforum.de

Fassungslos zeigt sich der
Bürgermeisterüberdie Kauf-
orgien mancher junger El-
tern schon bei der Babyaus-
stattung. So leisten Kinder
bereits frühzeitig ihren Bei-
trag zu Repräsentation und
Status von Mama und Papa,
meint die Vorzimmerperle.
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Kritikpunkte des Bayerischen Gemeindetags:

Politische Augenwischerei 
„Damit Bayern Heimat bleibt – Betonflut eindämmen“ lautet das
Motto eines Volksbegehrens, das Grüne, ÖDP und die alternative
Bauernorganisation AbL initiiert haben. Bis Ende des Jahres sol-
len die notwendigen 25.000 Unterschriften für die Zulassung ge-
sammelt sein. Aus Sicht des Bayerischen Gemeindetags ist die be-
absichtigte Festschreibung eines Flächenverbrauchs in den Ge-
meinden auf durchschnittlich 5 Hektar pro Tag ab dem Jahr 2020
„politische Augenwischerei, in der Praxis undurchführbar und
darüber hinaus verfassungswidrig“. 

Wie Gemeindetagspräsident
Dr. Uwe Brandl in München er-
läuterte, beinhalte die verfas-
sungsrechtlich garantierte Pla-
nungshoheit als Ausfluss der
kommunalen Selbstverwaltung
der Gemeinden und Städte, dass
jede Kommune über die Bebau-
barkeit ihres Gemeindegebiets
selbst entscheiden darf. Eine ge-
setzliche Begrenzung auf festge-
legte Flächengrößen würde die-
ses verfassungsrechtlich garan-
tierte Recht aushöhlen und bei
vielen Gemeinden und Städten zu
einem faktischen Stillstand kom-
munaler Planung führen. 

„Das würden wir niemals ak-

zeptieren“, stellte Brandl klar.
Bayerns Stadt- und Gemeinderä-
te entschieden seit jeher verant-
wortungsbewusst, ob, wie und
wo im Stadt- oder Gemeindege-
biet gebaut werden soll. 

Gegen staatlichen 
Dirigismus

Nur wer die örtlichen Verhält-
nisse kennt, habe das Recht, über
die Gestaltung der Heimat zu ent-
scheiden. „Wir brauchen keinen
staatlichen Dirigismus von oben,
der die Gemeinde- und Stadträte
faktisch entmachten würde.“

Der Gemeindetagschef verwies

darauf, dass die mit dem Volksbe-
gehren verfolgten Regelungen im
Bayerischen Landesplanungsge-
setz viel zu schwammig seien und
der Wesentlichkeitstheorie des
Bundesverfassungsgerichts wi-
dersprächen, wonach „wesentli-
che Entscheidungen“ durch den
Gesetzgeber selbst getroffen wer-
den müssen und nicht an die Ver-
waltung delegiert werden dürfen.
Genau dies sehe der dem Volks-
begehren zugrundeliegende Ge-
setzentwurf aber vor.

Bündnis zum Flächensparen

Die Gemeinden nutzen Brandl
zufolge im ureigensten Interesse
die ihnen zur Verfügung stehen-
den Instrumente, um Flächen zu
sparen, Innenentwicklung und
Nachverdichtung zu fördern so-
wie bauliche Leerstände zu reak-
tivieren. Der Bayerische Gemein-
detag stehe zum „Bündnis zum 

(Fortsetzung auf Seite 4)

DStGB-Positionen zur Gesundheitspolitik:

Kommunale 
Konzepte im Visier

Deutschland verfügt über ein leistungsfähiges Gesund-
heitssystem. „Jedoch sind die Ärzte ungleich verteilt“,
beklagt der Deutsche Städte- und Gemeindebund in ei-
nem aktuellen Positionspapier zur Gesundheitspolitik.
Von Unterversorgung betroffen seien vor allem struk-
turschwache ländliche Gebiete, aber auch Stadtteile
größerer Städte mit einer schwierigen Sozialstruktur.
Ohne Gegenmaßnahmen werde sich diese Ungleich-
verteilung noch weiter verschärfen, so der DStGB. 

„Gerade unter dem Gesichts-
punkt einer stetig steigenden Le-
benserwartung wird in Zukunft
die Notwendigkeit einer flächen-
deckenden Grundversorgung
noch bedeutender werden“, heißt
es in dem Papier. Um diese si-
cherzustellen, gebe es keinen Kö-
nigsweg. Notwendig seien Akti-
onspläne unter Berücksichtigung
der örtlichen Besonderheiten. 

Die Kassenärztlichen Vereini-
gungen (KV) sind laut DStGB
verpflichtet, die ärztliche Versor-

Gemeinden festgelegte Planungs-
bereiche erreicht werden, was
aufgrund der gesetzlichen Vorga-
ben bereits möglich und gewollt
ist. 

Unverzichtbare Aufgabe
der Daseinsvorsorge

Sollten die rechtlichen Vorga-
ben noch nicht ausreichend sein,
müssten die Planbezirke neu ge-
regelt werden. Die gesundheitli-
che Versorgung sei wie die Kin-

derbetreuung eine unverzichtbare
Aufgabe der Daseinsvorsorge,
die gewährleistet werden muss.
Um einen derartigen Rechtsan-
spruch zu erfüllen, könnten auch
Alternativen zur Einzelpraxis in
Betracht kommen, z. B. eine
Zweigpraxis, Praxisgemeinschaf-
ten oder Berufsausübungsgemein-
schaften. „Auf jeden Fall sollten
den kommunalen Spitzenverbän-
den auf Bundesebene Mitspra-
chemöglichkeiten und Mitwir-
kungsbefugnisse in den Beschluss-
gremien eingeräumt werden.“ 

Kommunen sollten nach Auf-
fassung des DStGB bei der Ärzte-
werbung ein ähnliches Standort-
marketing betreiben wie bei der
Ansiedlung von Betrieben und
Unternehmen. 

FrühzeitigerAktionsplan 
in Kooperation 
mit den Kommunen

Dazu gehöre, einen frühzeiti-
gen Aktionsplan bei drohender
Schließung einer Arztpraxis mit
den Kassenärztlichen Vereinigun-
gen zu entwerfen. „Dies kann und
sollte in enger Kooperation mit
den umliegenden Kommunen
und dem Landkreis erfolgen.“ Als
Maßnahmen kämen in Betracht:
Stipendien für Studenten mit spä-
terer Niederlassungsverpflich-
tung, Förderung von medizini-
schen Praktika im Ort, Ankauf
von geeigneten Immobilien für
eine Praxis, Darlehen für den Be-
trieb, Unterstützung bei der Ar-
beitsplatzsuche für Familienan-
gehörige der Ärztin oder des Arz-
tes, Hilfe bei der Kinderbetreu-
ung, Ermöglichung von Teilzeit-
arbeit sowie die Kooperation mit

(Fortsetzung auf Seite 4)

Digitalisierung: 

Neue Plattformen für
Beteiligung und Demokratie? 

Kolloquium von BayerischerAkademie Ländlicher Raum und Hanns-Seidel-Stiftung 

Wie verändert sich die digitale Gesellschaft? Lassen sich Men-
schen im digitalen Raum wirklich zu (politischer) Teilhabe gewin-
nen? Welchen Plan verfolgt die Bayerische Staatsregierung im
Rahmen der fortschreitenden Digitalisierung? Mit Fragen wie
diesen  befasste sich unter anderem ein gemeinsames Kolloquium
der Bayerischen Akademie Ländlicher Raum und der Hanns Sei-
del Stiftung in München.

„Wenn die Grenzen zwischen
Privatheit und Öffentlichkeit im-
mer mehr niedergerissen werden,
muss meines Erachtens noch viel
mehr und zwar offen, kritisch-
konstruktiv darüber geredet wer-
den!“, unterstrich Akademie-Prä-
sident Prof. Holger Magel in sei-
ner Einführung. Ob die Digitali-
sierung zu höherer Lebensqualität
beiträgt wie das Ifo Institut für
Wirtschaftsforschung verheißt
oder gar zu gleichwertigen Le-
bensbedingungen, bleibe abzu-
warten, erklärte Magel und er-
gänzte: „Es wäre schon sehr viel

gewonnen, wenn eine alle digi-
talen Möglichkeiten verantwor-
tungsvoll nutzende Aktive Bür-
gergesellschaft im Sinne der von
Alois Glück angemahnten Neuen
Verantwortungsgemeinschaft von
Staat, Wirtschaft und Bürgern
künftig noch selbstbestimmter,
demokratischer und wertebewus-
ster ihre Lebensräume entwickeln
kann.“ 

„One opinion, x votes“

Früher, so machte Wirtschafts-
staatssekretär Franz Josef Pschie-
rer deutlich, beschränkte sich die
Teilhabe am politischen Prozess
darauf, alle paar Jahre Kreuze auf
einem Wahlzettel zu machen, in
eine Partei einzutreten oder einen
Leserbrief schreiben und ge-
spannt zu warten, ob er denn auch
abgedruckt wird. All dies sei auch
heute noch wichtig und richtig,
doch das Internet biete nun weit-
aus vielfältigere Möglichkeiten,
seine Meinung jederzeit und von
überall aus kund zu tun, ob über
E-Petitionen, Kommentarspalten
oder Blogs. Pschierer: „Der Zu-

gang zur Politik ist niederschwel-
liger geworden“. Eigentlich ein
gutes Zeichen für Demokratie. 

Gekaufte Likes 
und Follower

Doch während beim Wählen
das Prinzip „one man, one vote“
gilt, heiße es im Internet „one opi-
nion, x votes“. Der Staatssekretär
verwies auf die Gefahr, dass die

(Fortsetzung auf Seite 4)

gung sicherzustellen. Soweit dies
nicht erfüllt wird, sollte der Ge-
setzgeber einen entsprechenden
Rechtsanspruch zugunsten der
Kommunen einführen. Dies
könnte unter anderem über klein-
räumige, auf einzelne Städte und

Die Veranstalter Prof. Holger Magel, Silke Franke und Prof. Ursula Männle mit den Rednern Franz
Josef Pschierer und Markus Blume. Bild: Thomas Reiner, HSS
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Hiebl

84576 Teising
am 3.10.

Bürgermeister Erich Kuhn
63936 Schneeberg

am 5.10.
Bürgermeister Karl Hendlmeier

84332 Hebertsfelden
am 10.10.

Bürgermeister
Werner van der Weck

85622 Feldkirchen
am 11.10.

Bürgermeister Johann Jurgovsky
93089 Aufhausen

am 11.10.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wilhelm Böhm

86857 Hurlach
am 1.10.

Bürgermeister Walter Friedrich
91743 Unterschwaningen

am 3.10.
Bürgermeister Hans Popp

91732 Merkendorf
am 6.10.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Rudolf Schopper

92715 Püchersbach
am 7.10.

Bürgermeisterin Eva John
82319 Starnberg

am 29.9.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Markus Schenk

97246 Eibelstadt
am 9.10.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

24. Versammlung des Landesfeuerwehrverbands:

Herrmann gibt Startschuss für
Nachwuchskampagne

Die Bayerische Staatsregierung will den hohen Standard bei der
Ausbildung und Ausrüstung der Feuerwehren noch weiter ver-
bessern. Dazu dienten verschiedene Förder- und Sonderinvesti-
tionsprogramme sowie eine vom Freistaat unterstützte Nach-
wuchskampagne der bayerischen Feuerwehren, mit der vor allem
neue junge Mitglieder gewonnen werden sollen. Dies erklärte In-
nenminister Joachim Herrmann auf der 24. Versammlung des
Landesfeuerwehrverbands in Altötting anlässlich der Eröffnung
der diesjährigen Aktionswoche, die unter dem Motto „Begegnen-
Bewegen-Bewirken“ stand.

Für Herrmann hat die Nach-
wuchsgewinnung und -förderung
bei der Feuerwehr nach wie vor
einen hohen Stellenwert. Daher
stelle der Freistaat seit 2011 jähr-
lich 275.000 Euro für die Nach-
wuchskampagnen des Landes-
verbands zur Verfügung. Des
weiteren laufe ab Oktober ein
neues Sonderförderprogramm an,
das für die rund 50.000 jungen
Feuerwehranwärter einen Zu-
schuss für die Beschaffung von
Berufskleidung gewähre. Da-
durch erhielten die Gemeinden
künftig 50 Euro für jeden Anwär-
ter bei der Anschaffung von
Schutzbekleidung. Zudem habe
der Bayerische Landtag im Juni
auf seinen Vorschlag hin die Ver-
ankerung der Kinderfeuerwehren
im Feuerwehrgesetz beschlossen.

Anhebung der
gesetzlichen Altersgrenze

Ebenso wichtig wie diese Ini-
tiative ist für den Minister auch
die Anhebung der gesetzlichen
Altersgrenze im aktiven Feuer-
wehrdienst vom 63. auf das voll-
endete 65.Lebensjahr. Aufgrund
des hohen medizinischen Versor-
gungsniveaus seien die Men-
schen auch im Alter noch fit und
belastbar. Sie könnten durch ihre
Fertigkeiten und langjährige Er-
fahrung noch wichtige Beiträge
in den Feuerwehren leisten.

Beim Erwerb von Feuerwehr-
fahrzeugen und dem Bau von

Gerätehäusern unterstütze der
Freistaat die Kommunen nach
Kräften. Dafür seien in den letz-
ten fünf Jahren ca. 165 Millionen
Euro an diese ausgereicht wor-
den. Darüber hinaus investiere
man für mehr Sicherheit in Bay-
ern mehr als 60 Millionen Euro in
die langjährigen Sonderinvesti-
tionsprogramme Hochwasser und
Katastrophenschutz.

Ausbau der
Feuerwehrausbildung

Zur weiteren Stärkung der Feu-
erwehrausbildung kündigte der

Innenminister an, die drei staatli-
chen Schulen intensiv zu fördern.
Dazu sollen diese kontinuierlich
ausgebaut werden. 

Zeitgemäße Infrastruktur

Allein seit 2009 habe der Frei-
staat über 60 Millionen Euro in
eine zeitgemäße Infrastruktur in-
vestiert. So habe z.B. die Schule
in Geretsried ein neues Sozialge-
bäude mit Fahrzeughalle erhalten.
Ebenso sei bereits ein neues La-
gerhaus mit vielfältigen Übungs-
möglichkeiten in Betrieb. „Eine
gute Feuerwehrausbildung ist ei-
ne starke Investition in die Sicher-
heit“, erklärte Herrmann absch-
ließend.

Im Rahmen der Aktionswo-
che fanden bayernweit zahlrei-
che Veranstaltungen wie z.B.
Einsatzübungen, Ausbildungs-
und Informationsveranstaltun-
gen sowie „Tage der offenen
Tür“ statt. rm

Ausbau der Kinderbetreuung in Bayern
Familienministerin Müller: „Millionenschweres Investitionsprogramm startet“

Erste Förderung geht nach Schwaben“

Der Freistaat Bayern startet ein Investitions-
programm zur Schaffung neuer Kitaplätze.
Die Gemeinden erhalten aus Mitteln des Bun-
des einen Aufschlag von bis zu 35 Prozent auf
die reguläre Förderung. Als erstes profitiert
davon der Landkreis Dillingen an der Donau:
„Ich freue mich sehr, dass im Kinderhaus am
Bahnhof in Lauingen 12 neue Betreuungsplät-
ze für Kinder unter drei Jahren entstehen. Der
Freistaat unterstützt die Kommune dabei mit
einer Förderung in Höhe von insgesamt über
230.000 Euro“, so Bayerns Familienministerin
Emilia Müller.

Zu dem Investitionsprogramm erklärte die Mi-
nisterin: „Das Programm kommt zur rechten Zeit:
die Geburtenzahlen steigen. Wir wollen aber auch
inklusive Einrichtungen ausbauen und dem Be-

treuungsbedarf von Flüchtlingskindern gerecht wer-
den. Insgesamt stehen 178 Millionen Euro zusätz-
lich zur Verfügung, mit denen wir die reguläre
staatliche Förderung erheblich verstärken können.“
So erhalten Kommunen künftig durchschnittlich
85 Prozent statt der regulären 50 Prozent ihrer för-
derfähigen Investitionskosten erstattet. 

Seit 2008 sind rund 80.000 Plätze für Kinder
unter drei Jahren entstanden. Insgesamt standen
dafür 1,4 Milliarden Euro zur Verfügung. Mit
Blick in die Zukunft verdeutlichte Müller: „Wir
wollen eine maßgeschneiderte Kinderbetreuung
in allen Teilen Bayerns und höchste Qualität in
den Kindertageseinrichtungen. Das vierte Investi-
tionsprogramm ist ein Baustein dazu.“ Anträge
können bis zum 31. August 2019 bei den zustän-
digen Regierungen gestellt werden. 

Landeskonferenz der Bayerischen Sicherheitswacht:

Ausbau beschlossen
Die im April 1994 ins Leben gerufene und nach erfolgreichem
Pilotversuch seit 1997 fest installierte Bayerische Sicherheits-
wacht soll deutlich ausgebaut werden. Dazu soll die Zahl der Si-
cherheitswächter von derzeit 870 bayernweit auf 1.500 aufge-
stockt werden. Nicht zuletzt im Interesse eines erhöhten Sicher-
heitsgefühls in der Bevölkerung sollen alle Kommunen die Ein-
richtung einer Sicherheitswacht vor Ort prüfen. Dies erklärte
Innenminister Joachim Herrmann im Rahmen ihrer Lan-
deskonferenz in München.

Nach Herrmanns Worten hat
sich die Bayerische Sicherheits-
wacht außerordentlich bewährt
und ist die ideale Einrichtung,
wenn sich Bürgerinnen und Bür-
ger für das Gemeinwohl einset-
zen wollen. Um deren Attrakti-
vität zu steigern, zählte der Innen-
minister eine Reihe von Verbes-
serungen auf. So sei das Höchst-
alter von 65 auf 67 Jahre angeho-
ben worden. Außerdem könnten
jetzt Interessenten bis zum 62.
Lebensjahr der Sicherheitswacht
beitreten. Darüber hinaus habe
man die monatliche Mindestein-
satzzeit von 15 auf fünf Stunden
reduziert. Dies erhöhe die Flexi-
bilität der Mitglieder.

Verbesserungen

Weitere Verbesserungen gebe
es bei der Ausrüstung sowie der
Aus- und Fortbildung. So sollen
die Sicherheitswachtstreifen künf-
tig mit modernen einheitlichen
Einsatzjacken ausgestattet wer-
den. Dabei gehe es vor allem um
eine hohe Funktionalität und gute
Erkennbarkeit. Zudem würden
die Wächter mit einer moder-
nen Hörsprechgarnitur für das
Funkgerät ausgestattet. Schließ-
lich werde zur besseren Vorberei-
tung auf den Einsatz der Sicher-
heitswachtstreifen die Einrich-
tung von präsidiumsübergrei-
fenden Aus- und Fortbildungs-
verbünden geprüft. Die Durch-
führung der Ausbildung erfolge
durch erfahrene Polizisten der
örtlichen Polizeidienststellen.

Laut Herrmann besteht die
Bayerische Sicherheitswacht ak-
tuell aus 108 Einheiten in 131 der
2.056 Städte und Gemeinden des
Landes. Ihr gehörten 870 Mitglie-
der an, davon 302 Frauen. Dabei
seien die Sicherheitswachtstrei-
fen vor allem auf öffentlichen
Straßen und Plätzen, in den
Fußgängerzonen sowie in Parks
unterwegs. Deren Präsenz erhöhe
das Sicherheitsgefühl in der Be-
völkerung und helfe in enger Zu-
sammenarbeit mit der Polizei bei
der Vorbeugung vor Vandalismus
und Ordnungsstörungen. Zudem
seien Beobachtungen der Sicher-
heitswacht für die Polizei oft hilf-

reich, Straftaten wie Ladendieb-
stähle Sachbeschädigungen oder
Körperverletzungen aufzuklären.

Appell an die Kommunen

Die Sicherheitswächter seien
weder Hilfspolizei noch Bürger-
wehr, betonte der Innenminister.
Vielmehr würden sie bei ver-
dächtigen Vorkommnissen sofort
die Polizei informieren. Selbst
eingreifen sollten die Angehöri-
gen der Sicherheitswacht nur in
Ausnahmefällen, z.B. um in Not
geratenen Bürgerinnen und Bür-
gern zu helfen. Herrmann appel-
lierte erneut an alle Kommunen,
sich die Gründung einer Sicher-
heitswacht zu überlegen. rm

Besser essen in 
Bayerns Kindergärten

Brunner präsentiert Leitlinien für die Kitaverpflegung
Zum Start des Kindergartenjahrs hat Ernährungsminister
Helmut Brunner Leitlinien für die Kitaverpflegung vorge-
stellt. Sie sollen den Verantwortlichen als Orientierungshilfe
für ein rundum gelungenes Essensangebot dienen. 

„Mit unseren Leitlinien zeigen wir, wie eine gesunde und aus-
gewogene Ernährung auch in den Tageseinrichtungen zum Stan-
dard werden kann“, so der Minister. Dafür sollen laut Brunner
nicht nur mehr Gerichte aus regionalen und saisonalen Produkten
auf den Tisch kommen, sondern auch die Esskultur und die Wert-
schätzung für Lebensmittel gefördert werden. „Was und wie Kin-
der täglich essen, spielt ein große Rolle für Wachstum, Gesund-
heit und Wohlbefinden, aber auch für die langfristige Entwicklung
des Ernährungsverhaltens“, so der Minister. Laut Brunner essen
in Bayern täglich fast 375 000 Kinder in den Kindertageseinrich-
tungen zu Mittag.

Die neuen Leitlinien wurden von Ernährungsexperten und er-
fahrenen Praktikern gemeinsam erarbeitet. „Ziel war es, die Leit-
gedanken von Gesundheit, Genuss, Qualität sowie regionaler und
saisonaler Herkunft möglichst realistisch, praktikabel und bezahl-
bar in den Kitaküchenalltag umzusetzen“, so der Minister. Ab so-
fort wird auch das erfolgreiche Coaching-Projekt Kitaverpflegung
auf die neuen Leitlinien ausgerichtet. Bei der gerade gestarteten
siebten Runde werden bayernweit 47 Kindertageseinrichtungen
dabei unterstützt, ihr Verpflegungsangebot zu verbessern.
Ernährungsexperten von den Fachzentren Ernährung/Gemein-
schaftsverpflegung coachen die ausgewählten Einrichtungen
während des ganzen Kindergartenjahrs. Darüber hinaus bieten die
Vernetzungsstellen Kita- und Schulverpflegung für Schulmensen
und Kitaküchen Workshops zur Nachhaltigkeit und Speisepla-
nung. Detailinformationen zu den neuen bayerischen Leitlinien
und dem Coaching-Projekt sind im Internet unter 
www.ernaehrung.bayern.de zu finden. 

Weitere 15,3 Millionen Euro 
für Katastrophenschutz

Innenminister Herrmann übergibt 83 neue Einsatzfahrzeuge
Für Innenminister Joachim Herrmann hat die Sicherheit der Be-
völkerung in Bayern einen sehr hohen Stellenwert. Um diese zu
gewährleisten sei u. a. auch ein gut ausgerüsteter und starker Ka-
tastrophenschutz erforderlich. In diesem Jahr habe der Freistaat
mehr als 9,7 Millionen Euro für eine moderne Ausrüstung der
bayerischen Einsatzorganisationen ausgegeben, erklärte der Mi-
nister anlässlich der Übergabe von 83 neuen Einsatzfahrzeugen
für den Katastrophenschutz.

Laut Herrmann unternehme
der Freistaat im Katastrophen-
schutz schon seit vielen Jahren
große Anstrengungen für die Si-
cherheit der Bürgerinnen und
Bürger, was das im Doppelhaus-
halt 2009/2010 aufgelegte mehr-
jährige Beschaffungs- und Inve-

stitionsprogramm mit einem Vo-
lumen von 40 Millionen Euro be-
lege. Dadurch sei bereits in den
vergangenen Jahren die Ausstat-
tung des Katastrophenschutzes
weiter verbessert worden. Hier-
von profitierten insbesondere die
Menschen in Notfällen.

Darüber hinaus habe die Staats-
regierung ein neues „Sonderinve-
stitionsprogramm Hochwasser“
ins Leben gerufen, mit dem eine
optimale Ausrüstung zur Be-
kämpfung von Hochwasser ge-
währleistet werde. Aus diesen
beiden Programmen resultierten
die 9,7 Millionen Euro für die
Anschaffung moderner Fahrzeu-
ge. Zu den Neuanschaffungen
gehörten u. a. 19 Mannschafts-
transportwagen der Wasserret-
tung samt Anhängern sowie ver-

schiedene Gerätewagen. Zudem
seien mit Bundesmitteln von
mehr als 5,6 Millionen Euro für
den Zivilschutz u.a. fünf Geräte-
wagen für Dekontaminations-
einsätze, acht Löschgruppenfahr-
zeuge sowie 14 Schlauchwagen
des Katastrophenschutzes finan-
ziert worden, führte Herrmann
weiter aus.

Schließlich verwies der Innen-
minister noch auf die positive
Entwicklung der Personalsitua-
tion in Bayern, wo inzwischen
rund 470.000 Einsatzkräfte bei
den Feuerwehren, den freiwilli-
gen Hilfsorganisationen und dem
Technischen Hilfswerk ihren
Dienst leisteten. Davon seien ca.
450.000 Helfer ehrenamtlich
tätig, womit Bayern eine Spitzen-
stellung hinsichtlich der Ehren-
amtsquote einnehme. Bei ihren
Einsätzen hätten die Hilfskräfte
stets mit großem Engagement
agiert und auch in den schwierig-
sten Situationen Augenmaß so-
wie besonnenes, aber auch konse-
quentes Handeln bewiesen, hob
Herrmann hervor. rm

Blaulichtempfang in Mühldorf am Inn. Bayerns Innenminister Joachim Herrmann (3. v. l.)
übergab 83 neue Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes. Rechts im Bild: Staatskanzlei-
Minister Dr. Marcel Huber. Aufnahme: Christoph Schedensack

Finanzminister Dr. Markus Söder:

Freistaat bietet digitales Bezahlen an
Weiterer Schritt für die Verwaltung rund um die Uhr

„Bayern ist Vorreiter im Be-
reich eGovernment in Deutsch-
land. Wir wollen, dass Behörden-
gänge zukünftig rund um die Uhr
und von überall über das Internet
möglich werden - dazu gehört
auch eine sichere und moderne
digitale Bezahlmöglichkeit“, sag-
te Finanz- und Heimatminister
Dr. Markus Söder, der auch CIO
(Chief Information Officer) des
Freistaats Bayern ist, beim Start
des erweiterten Service im Be-
reich ePayment. Der Freistaat
bietet ab sofort die digitale Be-
zahlmöglichkeit über den ePay-
Service an, der zusammen mit T-
Systems fortentwickelt wurde.
„Damit lassen sich Zahlungen für
die staatlichen Behörden und Mi-
nisterien einfach, schnell und si-

cher abwickeln“, hob Söder her-
vor. Bayern wird zur Leitregion
des digitalen Aufbruchs.

Über den erweiterten Basis-
dienst können digitale Leistun-
gen und Angebote auch gleich
digital abgerechnet werden, die
die staatlichen Behörden im
Freistaat Bayern über ihre
Webshops anbieten. Bislang
war lediglich digitales Bezahlen
per Kreditkarte möglich. Nun-
mehr wurde das Online-Bezahl-
verfahren PayPal zusätzlich in
ePayService integriert. „Eine
enorme Vereinfachung für die
Bürgerinnen und Bürger bei der
Nutzung des zunehmend um-
fangreicheren Online-Service-
Angebots der Verwaltungen“,
betonte Söder. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

die wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen sind derzeit
größtenteils gut: Bund, Länder
und Kommunen freuen sich
über sprudelnde Steuereinnah-
men und sind in der Lage, ihre
Aufgaben zu erfüllen und
Schulden abzubauen. Dieser
Eindruck wird zumindest er-
weckt, wenn man die Presse-
mitteilungen der vergangenen
Monate liest. Auch die Trend-
meldungen des statistischen
Landesamts über die Umlagekraft für die bayeri-
schen Kommunen scheinen diese Tendenz zu be-
stätigen. Je nach Bezirk werden Steigerungen
zwischen 3,50 und 7,70 Prozent erwartet.

Dies darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass
auf der Ausgabenseite für die bayerischen Bezir-
ke und insbesondere für den Bezirk Oberbayern
enorme Belastungen zu verzeichnen sind. Alleine
die Kostensteigerungen in den Kernbereichen,

nämlich der Eingliederungshilfe für Menschen
mit Behinderungen sowie der Hilfe zur Pflege
werden bei gleichbleibendem Hebesatz von 19,5
Prozentpunkten die zu erwartenden Steigerungen
von 80,9 Millionen Euro fast gänzlich auffressen,
ohne dass weitere Kostenpositionen berücksich-
tigt sind. Die allseits gewollte und durchaus drin-
gende Verbesserung in der Pflege kostet Geld,
ebenso die Inklusion! 

Auch die Kosten für die inzwischen volljähri-
gen Flüchtlinge, die unbegleitet in die Bundesre-
publik eingereist sind und noch in Jugendhilfe-
einrichtungen leben, belasten weiterhin die kom-
munalen Kassen in enormer Weise. Die Erhe-
bungen zeigen, dass die vom Freistaat angenom-
menen Kosten in Höhe von 80 Euro pro Fall und
Tag in Oberbayern sich nicht bestätigt haben,
sondern dass vielmehr 120-130 Euro Tagessatz
inklusive Nebenkosten real sind. 40 Euro pro Fall
und Tag übernimmt davon der Freistaat, und da-
mit leider nicht, wie fiktiv angesetzt wurde, die
Hälfte der Kosten. Im kommenden Jahr wird die-
ser Zuschuss sogar auf 30 Euro pro Fall und Tag
gesenkt. Unterm Strich bedeutet dies für die
Haushaltsplanung des Bezirks Oberbayern einen
saldierten Zuschussbedarf von gut 50 Millionen
Euro kommunales Geld.

Umso bedauerlicher ist es, dass der Freistaat
seinen Finanzausgleichstopf nach FAG 15 nun
bereits mehrere Jahre nicht mehr erhöht hat. Der
Bezirk Oberbayern erwartet für 2018 nunmehr

lediglich 51,4 Millionen Euro,
wenn die Ausgleichsmasse für
Bayern in Höhe von 648,6
Millionen Euro nicht erhöht
wird. Dies bedeutet, dass für
Oberbayern nochmals 13,2
Millionen Euro weniger als
2017 zu erwarten sind, und das
bei steigendem Kostendruck
bei der Hilfe zur Pflege so-
wie der Eingliederungshilfe
für Menschen mit Behinderun-
gen. Hier ist eine Erhöhung
von Seiten des Freistaates
dringend angezeigt. 

Rücklagen stehen zumindest
in Oberbayern nicht mehr zur Verfügung, um
nochmals den Hebesatz nachhaltig stützen zu
können. Entnahmen in 2016 in Höhe von knapp
65 Millionen Euro sowie gut 93 Millionen Euro
2017 haben die Rücklage auf gut 48 Millionen
Euro abschmelzen lassen. Eine weitere Entnah-
me ist 2018 geplant, hiernach hat der Bezirk
Oberbayern nur noch die gesetzliche Minde-
strücklage in Höhe von 16 Millionen Euro – bei
einem Gesamtetat von knapp 2 Milliarden Euro. 

Außerdem entsteht für die Bayerischen Bezir-
ke auch durch die geplante Übernahme der am-
bulanten Hilfe zur Pflege ein erhöhter Finanzbe-
darf, den wir gegenfinanzieren müssen. Durch
den Übergang der ambulanten Pflege werden die
Landkreise und kreisfreien Städte direkt und un-
mittelbar entlastet. 

Ebenfalls finanziell entlastet wurden die Ge-
meinden, Landkreise und kreisfreien Städte durch
die bisherige Verteilung von 4 der 5 Milliarden
Euro, die der Bund laut Koalitionsvertrag für die
Eingliederungshilfe pro Jahr bereitstellen wird.
Diese flossen bislang an den Bezirken vorbei:
Vielmehr wurde damit die Erhöhung des Bundes-
anteils an den Kosten der Unterkunft sowie die
Erhöhung des Gemeindeanteils am Umsatzsteu-
eraufkommen finanziert. Hinsichtlich der Kosten
der Unterkunft partizipieren die Bezirke nicht
einmal indirekt  über die Umlagekraft. Wenn nun,
wie im aktuellen Diskussionsstand vorgesehen,
die Bezirke auch nicht bei der Verteilung der 5.
Milliarde direkt entlastet werden, so ist bei eini-
gen Bezirken kurz- und mittelfristig mit anstei-
genden Hebesätzen zu rechnen. In Oberbayern
wird dies leider bereits 2018 der Fall sein. 

Der Kostendruck auf der Ausgabenseite ist zu
stark, die Einnahmen vom Freistaat stagnieren
bzw. sind nach der Verteilung in Oberbayern
rückläufig und die Entlastungen durch den Bund
gehen an den Bezirken vorbei. Eine gute und
menschenwürdige Pflege, das Voranbringen der
Inklusion und die Versorgung von jungen Voll-
jährigen, die unbegleitet in die Bundesrepublik
eingereist sind,  kosten Geld, dessen muss sich 
jeder bewusst sein.          

Ihr Josef Mederer
Bezirkstagspräsident von Oberbayern
Präsident des Bayerischen Bezirketags

KolumneGZ Josef Mederer

Erhöhter 
Finanzbedarf bei

den Bezirken

15. UnternehmerKonferenz der bayerischen Sparkassen:

Dynamische und 
digitale Märkte

Der Megatrend Digitalisierung hat inzwischen alle Lebens- und
Arbeitsbereiche erfasst. Was früher ein Gespräch unter vierAu-
gen gebracht hat, wird heute oftmals per Smartphone erledigt.
Für den Mittelstand und die kommunale Verwaltung bietet der
Einzug digitaler Prozesse und Vernetzungen Herausforderun-
gen, aber auch große Chancen zur Effizienzsteigerung und Zu-
kunftsfähigkeit – ganz nach dem Motto der 15. Unternehmer-
Konferenz im NürnbergConventionCenter NCC: „Erken-
nen.Handeln.Zukunftsfähig bleiben“.

Den Rahmen der Unterneh-
merKonferenz bildeten unter an-
derem Impuls- und Keynote-Vor-
träge mit dem Chef-Volkswirt der
BayernLB, Dr. Jürgen Michels,
von Christoph Keese (Axel
Springer) sowie dem Diplom
Psychologen Dr. Hans-Georg
Häusel. Daneben konnten sich
die Teilnehmer aus einem breiten
Themen-Spektrum an Fachvor-
trägen einen lohnenden Tagesab-
lauf zusammenstellen.

Digitalisierung der
öffentlichen Verwaltung

Auch in diesem Jahr legte die
UnternehmerKonferenz wieder
einen Schwerpunkt auf die Chan-
cen in der Regionalentwicklung.
Unter der Moderation von And-
rea Bastian, Referentin Öffentli-
che und Institutionelle Kunden
im Sparkassenverband Bayern,
ging es in den Vorträgen um „Die
Digitalisierung der öffentlichen

Verwaltung“, die MINT-Allianz
Bayern sowie „Resilienzorien-
tierte Stadt- und Regionalent-
wicklung“. 

Gründerpreis

Eingebettet in die Unterneh-
merKonferenz mit weit über
1.000 Teilnehmern war die Ver-
leihung des Bayerischen Grün-
derpreises. Diese höchste Aus-
zeichnung für Unternehmer in
Bayern wird für besondere und
herausragende Erfolge beim Auf-
bau und Erhalt von Unternehmen
verliehen.

Wie Dr. Ulrich Netzer, Prä-
sident des Sparkassenverbands
Bayern, hervorhob, „flacht das
allgemeine Gründungsgeschehen
in der letzten Zeit ab, dem wollen
die bayerischen Sparkassen ent-
gegen wirken.“ Bayern sei nach
wie vor ein gutes Pflaster für Exis-
tenzgründer aller Branchen. „Er-
freulicherweise steigt auch die

Qualität der Gründungsvorhaben,
die wir finanzieren. So können
wir mehr Anträgen zustimmen.“ 

Dies bestätigte Vizepräsident
Roland Schmautz mit Blick auf
die Nominierten für den Bayeri-
schen Gründerpreis: „Die Jung-
unternehmer sind anders als
früher, und das ganz branchenun-
abhängig. Sie präsentieren sich
heute mit mehr Selbstbewusst-
sein, Professionalität und Klarheit
als in früheren Jahren. Interna-
tionalität, Personalführungskom-
petenz, Ausbildungsstand, aber
auch Soft Skills haben insgesamt
sehr zugenommen.“ 

Als bestes Unternehmen in der
Kategorie „Konzept“ wurde die
flissade GmbH aus München
ausgezeichnet, die mit ihrem
avantgardistischen Raumkonzept
für flexibles und flächeneffizien-
tes Wohnen durch bewegliche
Gebäudehüllen überzeugt. 

In der Kategorie „StartUp“
ging der Preis an das innovative
Unternehmen CrustaNova aus
Langenpreising, das in einer land-
basierten Aquakultur-Kreislauf-
anlage Salzwassergarnelen züch-
tet und so Regionalität neu defi-
niert: Seafood aus Bayern – ohne
lange Transportwege frisch auf
den Tisch. Seit dem Markteintritt
2016 punktet das junge Unter-
nehmen durch herausragende
Qualität, nachhaltige Produktion
und Regionalität. 

Als „Aufsteiger“ konnte sich
die D & K Spezial-Tiefbau
GmbH & Co. KG aus Bad Grö-

Neues Positionspapier zu Öffentlichen Bibliotheken: 

Starke Vermittler für
kommunale Bildung und Kultur

In einem aktuellen Positionspapier des Deutschen Städtetags, des
Deutschen Städte- und Gemeindebunds und des Deutschen Bi-
bliotheksverbandes werden Leitlinien und Hinweise zur Weiter-
entwicklung Öffentlicher Bibliotheken dargestellt und die Zu-
sammenarbeit zwischen Kommune und Bibliothek bekräftigt.
Demografischer Wandel, Digitalisierung und Migration stellen
demnach sowohl die Kommunen als auch die Kultur- und Bil-
dungseinrichtungen vor große Herausforderungen. Um eine zeit-
gemäße und auch flächendeckende Bibliotheksinfrastruktur auf-
recht zu erhalten, sei eine solide Finanzausstattung nötig. Gerade
im ländlichen Raum stellten Öffentliche Bibliotheken häufig die
einzige nicht-kommerzielle Bildungs- und Kultureinrichtung dar.

Mit rund 118 Millionen Besu-
chern sind öffentliche Bibliothe-
ken die meistgenutzten Kultur-
und Bildungseinrichtungen in
Deutschland. Mit 348.000 Veran-
staltungen pro Jahr stellen sie den
Spitzenreiter bei Literatur- und
Leseförderaktionen für Kinder,
Jugendliche und Erwachsene.
Mit der Ausleihe von jährlich ca.
355 Millionen Büchern und Me-
dien (Deutsche Bibliotheksstati-
stik 2014) bieten Bibliotheken
nicht nur die Grundlage für Lese-
förderung, sondern auch für Aus-
und Weiterbildung und für das
Lebensbegleitende Lernen. Ne-
ben ihrer Aufgabe der breiten,
niederschwelligen Buch-, Medi-
en- und Informationsversorgung
tragen sie entscheidend zur
Sprach- und Leseförderung von
Kindern und Jugendlichen bei
und befördern die Integration vie-
ler Menschen mit Migrationshin-
tergrund und von Flüchtlingen.
Sie arbeiten dazu auch eng mit
Schulen, Kindergärten und den
Einrichtungen der Erwachsenen-
bildung zusammen. Trotzdem
sind sie aufgrund der seit Jahren
schwierigen Finanzlage in ihrer
Funktion gefährdet. Der Finanz-
bedarf kann besonders in finanz-
schwachen Städten oftmals nicht
gedeckt werden. 

Zeitgemäße elektronische
und mobile Angebote

Gerade in wirtschaftlich schwa-
chen Regionen sind Bibliotheken
oft die einzigen kulturellen Ein-
richtungen vor Ort mit Aufent-
haltsqualität, die von allen Ein-
wohnerinnen und Einwohnern
genutzt werden können. Öffentli-
che Bibliotheken im ländlichen
Raum sollten, so das Positionspa-
pier, die eingeschränkten Mobi-
litätsmöglichkeiten der Bewoh-
ner zum Anlass nehmen, zeit-
gemäße elektronische und mobile
Angebote bereitzustellen. Das
von Wohnort und Öffnungszeiten
weitgehend unabhängig nutzbare
Angebot an elektronischen Medi-
en sollte möglichst in einer Ver-
bundlösung vorhanden sein. 

Die Bereitstellung und elektro-
nische „Ausleihe“ von E-Books
in den öffentlichen Bibliotheken,
die derzeit bereits von ca. 1.300
Bibliotheken angeboten wird, ist
momentan nur begrenzt möglich.
Öffentliche Bibliotheken können
elektronische Medien nicht wie
gedruckte Werke frei nach eige-
nen professionellen Kriterien aus-
wählen. Die rechtlichen Rahmen-
bedingungen für die Ausleihe di-
gitaler Medien sind nach Auffas-
sung von Deutschem Städtetag,
DStGB und Deutschem Biblio-
theksverband daher so zu sichern
bzw. anzupassen, dass öffentliche
Bibliotheken der Bevölkerung
auch in Zukunft freien Zugang zu
Information und Kultur in glei-
cher Weise wie bei physischen
Medien gewährleisten können. 

Längerfristig könnten die öf-
fentlichen Bibliotheken ihrer Auf-
gabe nur nachkommen, wenn je-
des E-Book, das an Endkunden
verkauft wird, auch von Biblio-
theken erworben und ausgeliehen
werden kann. Die Städte und Ge-
meinden ermöglichten über die
von ihnen finanzierten öffentli-
chen Bibliotheken einkommens-
unabhängig allen Bürgern den
Zugang zu allen Arten von

Büchern. Dies sollte nach ge-
meinsamer Auffassung der kom-
munalen Spitzenverbände und
des dbv auch bei E-Books so blei-
ben. Daher haben sie die Bundes-
regierung aufgefordert, eindeuti-
ge Regelungen für faire Lizenz-
vergabemodelle und eine entspre-
chende Aktualisierung des Ur-
heberrechts wie z. B. eine Aus-
weitung der Bibliothekstantieme
vorzunehmen. 

Drei bestimmende Rahmenbe-
dingungen deuteten auf die Not-
wendigkeit einer nationalen Rah-
menstrategie: Die fehlende strate-
gische Verankerung der Biblio-
theken als Teil der Bildungsinfra-
struktur, das Fehlen einer koordi-
nierten Innovations- und Ent-
wicklungspolitik für das Biblio-
thekswesen in Deutschland sowie
eine erschwerte Weiterentwick-
lung der Bibliotheken durch zu-
nehmende Konkurrenz zwischen
verschiedenen Politikfeldern um
finanzielle Ressourcen. 

Verbindliche Basis 
in den Lehrplänen

Laut Kommunalverbänden und
dbv sollte die Zusammenarbeit
zwischen öffentlichen Bibliothe-
ken und Schulen in den Lehrplä-
nen auf eine verbindliche Basis
gestellt werden. Als Bildungs-
partner für Schulen könnten Bi-
bliotheken dazu beitragen, eine
lebendige Lesekultur zu ent-
wickeln, die Kinder und junge Er-
wachsene in die Lage versetzt,
Medien kritisch und kreativ für
ihre persönlichen, beruflichen,
gesellschaftlichen und politischen
Interessen zu nutzen. 

„Die Stärke öffentlicher Biblio-
theken ist auch die Stärke ihrer
Netzwerke“, heißt es in dem Pa-
pier. Wichtigste Partner seien
Kindertagesstätten, Schulen,
Volkshochschulen und Senioren-
heime, aber auch Archive und
Stadtmuseen. Bibliotheken be-
gleiteten ihre Nutzer als einzige
Institution dauerhaft durch ihre
gesamte Bildungsbiografie. Um
die Angebote optimal aufeinan-
der abzustimmen, bedürfe es ver-
bindlicher Regelungen und lang-
fristiger Förderung. Für ein opti-
mal vernetztes lokales bzw. regio-
nales Bildungsangebot sollten
Städte und Gemeinden die Ko-
operationen von öffentlichen Bi-
bliotheken mit anderen lokalen
bzw. regionalen Bildungs- und
Kultureinrichtungen unterstützen. 

Sprachenvermittlung

Gerade im Bereich „Sprachen-
vermittlung“ für die Zielgruppe
Migranten, Flüchtlinge, Men-
schen mit Leseschwäche und An-
alphabeten existieren bereits zahl-
reiche Kooperationen. Ziele der
engeren Kooperation könnten die
Verbesserung der räumlichen Si-
tuation, die Schaffung von Syner-
gieeffekten, höhere Sichtbarkeit
durch gemeinsame Öffentlich-
keitsarbeit oder die Schaffung
größerer Kultur- und Bildungs-
einrichtungen sein. Dabei sei dar-
auf zu achten, dass bei der Zu-
sammenlegung dieser Bereiche
beide Einrichtungen gleichbe-
rechtigte Partner sind. 

Damit Bibliotheken auch künf-
tig ihren Beitrag für Bürgerinnen
und Bürger leisten können, soll-
ten sie stärker in die bildungspoli-
tischen Konzeptionen der Bun-
desländer und der Kommunen in-
tegriert und auch ihre Förderung
neu ausgerichtet werden. Bund
und Länder sollten insbesondere
durch eine ausreichende Finanz-
ausstattung der Kommunen für
eine adäquate öffentliche Bil-
dungsinfrastruktur sorgen, lautet
die Forderung der kommunalen
Spitzenverbände und des dbv. DK

nenbach durchsetzen, eine eta-
blierte Baufirma im Bereich Spe-
zial-Tief- und Grundbau, die sich
auf das Sichern von Baugruben
und das Gründen von Bauwerken
in schwierigen geologischen Ver-
hältnissen und Örtlichkeiten spe-
zialisiert hat. Das schwäbische
Unternehmen wurde in nur fünf
Jahren regionaler Marktführer in
seinem Metier. 

In der Kategorie „Nachfolge“
wurde die MAUSS BAU GmbH
aus Erlangen ausgezeichnet. Da-
bei handelt es sich um eines der
führenden Bau-, Immobilien- und
Dienstleistungsunternehmen in
Bayern, das die Unternehmens-
nachfolge mustergültig von innen
regeln und seit dem Generations-
wechsel in der Geschäftsführung
durch eine neue Ausrichtung über
200 Arbeitsplätze schuf. 

Der Sonderpreis für besonders
verantwortungsbewusstes unter-
nehmerisches Handeln wurde an
die Grandl Futtermittel GmbH &
Co. KG aus dem oberbayerischen
Soyen vergeben, die für die Vieh-
wirtschaft in der Rezeptur indivi-
duell abgemischtes Leistungsfut-
ter bedarfsgerecht herstellt. Fami-
lie Grandl hat es geschafft, aus ei-
nem landwirtschaftlichen Betrieb
heraus ein modernes, erfolgrei-
ches Agribusiness-Unternehmen
zu entwickeln. 

Die Auszeichnung für das „Le-
benswerk“ erhielt Ludwig Girng-
huber, der in Marklhofen aus der
einfachen Ziegelei seiner Eltern
das international gefragte Zie-

gelimperium Gima Girnghuber
GmbH aufbaute. In mehr als 40
Jahren unternehmerischer Tätig-
keit entwickelte er den Familien-
betrieb zu einem Baukeramikun-
ternehmen, das 1996 bei der Über-
gabe an seinen Sohn Claus bereits
sieben Ziegelwerke zählte. Die
GIMA GmbH gibt ihren Erfolg
durch die großzügige Unterstüt-
zung regionaler Einrichtungen
wieder an die Heimat zurück. Be-
sonders im Denkmalbereich ist
das Sponsoring ausgeprägt: Viele
Kirchendächer, Burgen und
Schlösser haben davon profitiert. 

2016 reichten die bayerischen
Sparkassen rund 205 Millionen
Euro Kredite für knapp 1.500
Existenzgründungsvorhaben aus,
wie Präsident Netzer feststellte.
Mehr als zwei Drittel davon wur-
den als öffentliche Förderkredite
vergeben. Da mit einer Errich-
tung eines Unternehmens jeweils
mehrere Arbeitsplätze geschaffen
werden, trugen die Initiativen der
Gründer sowie die Kredite der
Sparkassen zur Schaffung von ca.
4.500 neuen Jobs bei. 

„Auffällig ist, dass Existenz-
gründungen in Bayern dabei stär-
ker technologiegetrieben sind als
im übrigen Bundesgebiet,“ erläu-
terte Netzer. „Im Umfeld von
Smarthome und Industrie 4.0 ent-
wickeln und produzieren sie
‚Tech made in Bavaria‘.“ 

Eine ausführliche Dokumen-
tation der Unternehmerkonfe-
renz wird in Ausgabe 19 der
GZ veröffentlicht. DK
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(Fortsetzung von Seite 1)
Vereinen und Kirchen zur schnel-
len Verankerung des neuen Arztes
in der Gemeinde. 

Ärzte werden sich laut Ver-
band nur dann in einer Gemein-
de ansiedeln, wenn diese ein
attraktiver Lebensort ist. Eine
schleichende Übertragung des
Sicherstellungsauftrags auf die
Kommunen wird abgelehnt. Pro-
blematisch sei, dass viele dieser
Maßnahmen Geld kosten, über
das die strukturschwachen Kom-
munen nicht verfügen. Unabhän-
gig von der Finanzkraft sollten
die Kommunen frühzeitig mit
den Kassenärztlichen Vereini-
gungen Kontakt aufnehmen und
gemeinsam nach geeigneten
Maßnahmen suchen und die Pla-
nungen abstimmen.

Erreichbarkeit der Ärzte

Die Erreichbarkeit der Ärzte
spielt gerade bei einer älter wer-
denden Gesellschaft eine immer
größere Rolle. Notwendig sei es,
Mobilität und Erreichbarkeit in
die Versorgungsplanung mit ein-
zubeziehen. ÖPNV-Fahrpläne
sollten auch auf die Sprechzeiten
der Arztpraxen abgestimmt wer-
den. Darüber hinaus müssten
Mobilitätskonzepte entwickelt
werden, die auch gehbehinderten
Patienten die Möglichkeit bieten,
die Ärzte aufzusuchen. Beispiele
seien Bürgerbusse, Landarzt-
oder Ruftaxen. 

Wenn Ärzte eine zunehmend
knappe Ressource werden, müss-
ten weiterhin Modelle gefördert
werden, wie man die vorhande-
nen medizinischen Kapazitäten
optimaler nutzen kann. Ein
Schritt sei, die Delegation und
Substitution ärztlicher Leistungen
weiter zu fördern. 

Denkbar wäre aus Sicht des
Deutschen Städte- und Gemein-
debundes auch, dass die entspre-
chend ausgebildeten Kräfte in ei-
ner verwaisten ländlichen Arzt-
praxis einen stationären Anlauf-
punkt für Patienten bekommen,
in dem sie selbst kleinere Krank-
heiten nach entsprechender Aus-
und Fortbildung behandeln kön-
nen. Bei komplizierteren Fällen
könnten sie dann Ärzte hinzuzie-
hen, die qualifiziert entscheiden,
ob der Patient vor Ort versorgt
oder in eine Fachpraxis oder Kli-
nik überwiesen wird. 

Neues Berufsbild 
Arztassistent

Auch sollte überlegt werden,
ob ein neues Berufsbild des Arzt-
assistenten oder der Arztassisten-
tin eingeführt wird. Dies würde
sich bei der ärztlichen Versorgung
entlastend auswirken, ohne dass
die Qualität der Versorgung be-
einträchtigt wird. 

„Das Bundesgesundheitsmini-
sterium sollte die erforderlichen
Schritte zur Ausgestaltung der
rechtlichen und finanziellen Rah-
menbedingungen zur Durch-
führung von Modellvorhaben auf
den Weg bringen und insbesonde-
re die Anforderungen an diese
Modellvorhaben so regeln, dass

(Fortsetzung von Seite 1)
Flächensparen“. Bayerns größter
Kommunalverband setzt sich
dafür ein, dass strukturschwache 
Regionen Entwicklungschancen
und Perspektiven erhalten. Staat-
liche Vorgaben zur Bebaubarkeit
des Gemeindegebiets würden ge-
rade solchen Gemeinden die Luft
zum Atmen nehmen und sie an
einer gesunden Gemeindeent-
wicklung hindern. Brandl: „Das
Volksbegehren ist eindeutig poli-
tisch motiviert, verfassungswid-
rig und widerspricht jeglicher
Praxis in den Gemeinden und
Städten. Es gehört in die Tonne.“

Flächendeckendes Ladenetz
für Elektrofahrzeuge

Mit Blick auf die E-Mobilität
forderte der Verbandspräsident
Bundesregierung und Bayerische
Staatsregierung auf, ihren Ein-
fluss bei den deutschen Autoher-
stellern geltend zu machen, damit
sie ein flächendeckendes Lade-
netz für Elektrofahrzeuge schaf-
fen: „Es müsste im ureigensten
Interesse der Automobilhersteller
sein, überall in Deutschland La-
destationen für Elektroautos auf-
zubauen. Schließlich wollen sie
diese Fahrzeuge doch auch ver-
kaufen. Ohne dichtes Ladenetz
werden die Kunden weiterhin zö-
gern, solche Autos zu kaufen.
Wieso ist die Politik da so zurück-
haltend?“ 

Wie Brandl weiter feststellte,
sei es höchste Zeit, über die Art
und Weise der Ladevorgänge und
die Standorte der Ladepunkte
nachzudenken. „Wenn einzelne
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per Likes und Follower präsen-
tierten Bewertungen auch gekauft
oder künstlich erzeugt sein könn-
ten. Die „Social Bots“, also Ro-
boter, die eingesetzt werden, um
Nachrichten zu verbreiten und
politische Trends damit zu mani-
pulieren, würden inzwischen so
programmiert, dass sie das
menschliche Verhalten immer
besser simulieren. Da es schwie-
rig sei, zu erkennen, welchen
Wahrheitsgehalt Meldungen ha-
ben, könnte damit auch das Ver-
trauen in die legitime politische
Kommunikation im digitalen
Raum erodieren, warnte Pschie-
rer. Hier müsse sich die Debatten-
kultur verbessern: „Wir werden
diese technologischen Möglich-
keiten nicht verbieten können.
Aber wir müssen einen Weg fin-
den, damit umzugehen.“ 

Gleiche Rechtsgrundsätze

Das Recht auf freie Meinungs-
äußerung gehört Pschierer zufol-
ge zu den „elementaren Eckpfei-
lern unserer demokratischen Wer-
teordnung“. In der Internet-Welt
müssten daher dieselben Rechts-
grundsätze gelten wie in der rea-
len Welt. Darüber hinaus braucht
es seiner Ansicht nach auch mehr
„gesellschaftliche Widerstands-
fähigkeit, um aus Medienkompe-
tenz digitale Mündigkeit werden
zu lassen“. 

Ein mündiger Bürger müsse im
digitalen Zeitalter mehr können,
als nur Wissen aufzufinden und
zu sortieren. Er müsse die Kom-
petenz erhalten, diese zu durch-
dringen, zu überprüfen, Wichti-
ges von Unwichtigem zu unter-
scheiden. „Das ist Grundvoraus-
setzung dafür, um die enormen
Möglichkeiten der Digitalisie-
rung zur Stärkung der Demokra-
tie auch zu nutzen“, so der Staats-
sekretär. 

„Wir wollen uns seitens der
Staatsregierung nicht allein auf
die Meinungsbildung im Internet
verlassen. Wir machen beides:
Wir suchen den realen Kontakt zu
den Bürgerinnen und Bürger und
binden sie auch online ein“, fuhr
der Staatssekretär fort. Bestes

Beispiel für den klugen Mix aus
Online- und Offline-Kommuni-
kation sei das geplante Bürger-
gutachten „2030. Bayern, Deine
Zukunft“. „Wir nutzen dazu das
Jubiläumsjahr 2018 – in dem wir
100 Jahre Freistaat Bayern feiern
– um die Menschen zu fragen,
wie sie sich das künftige Zusam-
menleben in Bayern vorstellen“,
machte Pschierer deutlich. 

Bürgergipfel

Im Frühjahr 2018 soll das Bür-
gergutachten auf einem Bürger-
gipfel in München fertiggestellt
werden. Teilnehmer der regiona-
len Konferenzen und ausgewähl-
te Teilnehmer der digitalen Phase
werden beschließen, welche onli-
ne eingebrachten Empfehlungen
in das Gutachten aufgenommen
werden sollen. Das fertige Gut-
achten wird anschließend Minis-
terpräsident Horst Seehofer über-
reicht. 

Zahlen zur aktuellen Medien-
nutzung lieferte Dr. Christian Nu-
ernbergk vom Institut für Kom-
munikationswissenschaft und
Medienforschung an der LMU
München. Demnach ist die Re-
zeption politischer Information
bislang eher begrenzt – nur 7.4
Prozent kommentieren entspre-
chende Meldungen. Es gibt nur
wenig Interaktionsketten. 

Markus Blume, Vorsitzender
der CSU-Grundsatzkommission
und stellvertretender CSU-Gene-
ralsekretär, sieht die Politik in der
Pflicht sicherzustellen, „dass aus
den digitalen Disruptionen keine
politischen Disruptionen wer-
den“. Die Digitalisierung sei nicht
per se gut oder schlecht, müsse
aber gestaltet werden. Auf-
klärung, Befähigung und die De-
batte um eine digitale Ethik sind
für Blume ebenso unerlässlich
wie eine digitale Ordnung, die
Chancen nutzt, aber auch Gren-
zen setzt. 

Wie verändert die Digitalisie-
rung die Gesellschaft? Mit dieser
Frage setzte sich der bekannte
Astrophysiker und Naturphilo-
soph Prof. Dr. Harald Lesch aus-
einander. „Digitalisierung ist
nicht per se gut oder schlecht“, so

Lesch, aber man müsse sich vor
Augen führen, dass das System
Internet andere Ziele verfolge als
die Nutzer. Es gelte, Vorsicht wal-
ten zu lassen und eine Antwort
auf die täglich unzähligen Cyber-
Angriffe bereitzuhalten. Infra-
strukturelle Einrichtungen wie
zum Beispiel die Stromversor-
gung seien durch eine zunehmen-
de Vernetzung und Digitalisie-
rung hoch gefährdet.

Dr. Franz Dirnberger, Ge-
schäftsführendes Präsidialmit-
glied des Bayerischen Gemeinde-
tags, kann sich gut vorstellen,
dass die Digitalisierung eine ge-
wisse Teilhabe am kommunalen
Leben ermöglicht. Bürger könn-
ten Rathaussitzungen via live-
stream verfolgen, egal wo sie ge-
rade sind. Andererseits könne das
(vor)schnelle Posten von Nach-
richten auch fragwürdig sein,
wenn es zu einer „Twitterisierung
der Politik“ oder zu einem „Infor-
mations-Tsunami“ ausartet. Für
Dirnberger wäre es wichtig, Kin-
dern und Jugendlichen bereits in
der Schule beizubringen, was De-
mokratie bedeutet und wie eine
Gemeinde funktioniert.

Projekt „Digitales Dorf“

Mit dem Projekt „Digitales
Dorf“ will die Bayerische Staats-
regierung die Digitalisierung im
ländlichen Raum fördern. Mit der
Steinwald-Allianz und dem Ver-
bund Spiegelau-Frauenau wur-
den zwei Regionen mit insgesamt
18 Gemeinden ausgewählt, die
im sogenannten Raum mit beson-
derem Handlungsbedarf liegen
und die über die Integrierte Länd-
liche Entwicklung (ILE) bereits
über eine Organisationsstruktur
verfügen. Ziel ist nun, die Poten-
tiale der Digitalisierung in hand-
greifliche Projekte umzusetzen.
Denkbare Themenfelder sind z.B.
Schule und Bildung, Pflege und
Telemedizin, Coworking und
Nachbarschaftshilfe, Rufbusse
und Lieferservices sowie das di-
gitale Rathaus. 

Die Idee der mobilen Nahver-
sorgung präsentierte Erbendorfs
Bürgermeister Hans Donko, Vor-
sitzender der Steinwald-Allianz.
Der Verbund entwickelt derzeit
gemeinsam mit dem Fraunhofer
Institut eine digitale Plattform, die
Verbraucher, Direktvermarkter,
ein Verkaufsfahrzeug und einen
Dorfladen miteinander vernetzt.
„Ein rollendes Verkaufsfahrzeug
ist nur eines von vielen Beispie-
len, wie der ländliche Raum dem
dramatischen Rückgang vor al-

Neue Plattformen für Beteiligung ... lem kleiner Nahversorgungsein-
richtungen entgegen wirken kann
und wir hoffen, dass unser Mo-
dellvorhaben von der Bevölke-
rung angenommen wird und fi-
nanziell tragfähig ist“, betonte
Donko. Aktuell arbeite man an ei-
nem Betreiber- und Geschäfts-
modell und frage die Bürger bei
Veranstaltungen in den Gemein-
den konkret um ihre Meinung
und Ideen.

Neue Beteiligungsformate

Weitere vorgestellte Beispiele
befassten sich mit neuen Beteili-
gungsformaten, insbesondere di-
gitalen Nachbarschaftsplattfor-
men, digitalen Unternehmens-
netzwerken und einer App, die In-
teressierte in einer Art Schnitzel-
jagd durch eine Gemeinde führt
und das kulturelle Erbe der Regi-
on erlebbar macht. 

QR-Tour beispielsweise ist ei-
ne neue Art von App – eine Wan-
derung kombiniert mit einem in-
novativen multimedialen Erleb-
nis. Konkret bietet die QR-Tour
App Besuchern aller Altersgrup-
pen kostenlos eine zeitgemäße
Form der Schnitzeljagd, um Ge-
schichte, Geschichten und Men-
schen in Bad Berneck und Gold-
kronach zu entdecken. Erstellt
hat dieses neue, innovative Tou-
rismus-Projekt ein Team aus
Künstlern, Autoren und Pro-
grammierern.

Der Verein Künstlerkolonie
Fichtelgebirge wiederum ist nach
den Worten von Sabine Gollner,
Gründerin und Vorsitzende der
KÜKO, eine Plattform für Krea-
tivschaffende, die seit mehreren
Jahren das Ziel verfolgt, die Innen-
entwicklung in Verbindung mit
einer kreativwirtschaftlichen Ent-
wicklung in der Region voranzu-
bringen.

KüKo schaffe Verständnis da-
für, dass die wachsende kreative
Branche auch auf dem Land zu-
hause sein und wichtige Impulse
für regionale Entwicklung geben
kann. Sowohl vorhandene Initia-
tiven als auch neue potenzielle
Nutzer und Nutzergemeinschaf-
ten, die den genannten Zielen
Rechnung tragen, könnten das
Projekt unterstützen. Geplant sei
eine Kooperation z. B. mit dem
Leerstandsmanagementprojekt
Frei.Raum.Leben Fichtelgebirge.

Laut Gollner ist die öffentliche
Hand aufgefordert, mehr Modell-
projekte – in ausgewiesenen
Land- und Stadtentwicklungszo-
nen – in Auftrag zu geben, um
Orte zu stimulieren und um
gleichzeitig die Wirtschaftlichkeit
der Kreativbranche in der  Region
zu erhöhen. DK

sie kurzfristig realisiert werden
können“, heißt es weiter. In die-
sem Rahmen sollten die Kommu-
nen überlegen, inwieweit sie
durch eigene Maßnahmen Ärzte
entlasten können, z. B. durch
Mehrgenerationenhäuser Teilha-
beräume für ältere Menschen zu
schaffen. In ländlichen Räumen
suchten ältere Menschen zum
Teil Ärzte auf, da keine anderen
Ansprechpartner zur Verfügung
stehen. 

Darüber hinaus wird dafür plä-
diert, die Möglichkeiten der Tele-
medizin weiter auszubauen. Die
noch bestehenden Vorbehalte
über die Fernbehandlung seien
auszuräumen. Viele europäische
und außereuropäische Länder sei-
en in Sachen Delegation und
Telemedizin bereits deutlich wei-
ter als Deutschland. Dort habe
man erkannt, dass zur Sicherstel-
lung der medizinischen Versor-
gung ein abgestuftes Versor-
gungssystem notwendig ist. Bei-
spiele seien „rollende Arztpra-
xen“, die mit Hausarzt- und Fach-
arztpraxen in einem mit Medizin-
technik ausgestatteten Fahrzeug
vernetzt sind. Allerdings habe die
Telemedizin nur dann eine Chan-
ce, „wenn die Leistungen ange-
messen vergütet und Bestandteil
der Regelversorgung werden“. 

Wohnortnahe Grund- 
und Regelversorgung

Vor dem Hintergrund des zu-
nehmenden Ärztemangels im
ambulanten Bereich komme ge-
rade den ländlichen Krankenhäu-
sern eine besondere Bedeutung in
der wohnortnahen Grund- und
Regelversorgung zu. Diese Grund-
und Regelversorgungskranken-
häuser müssten finanziell in die
Lage versetzt werden, ihren Da-
seinsvorsorgeauftrag zu erfüllen
und die medizinische Versorgung
der Bevölkerung dauerhaft si-
cherzustellen. Notwendig sei, dass
die Leistungen der Grundversor-
gung im Abrechnungssystem ei-
nen entsprechenden Stellenwert
erhalten, der Anreize bietet, diese
Aktivitäten zu verstärken. 

Sorge um Geburtsstationen

Im ländlichen Raum wurden
immer mehr Geburtsstationen ge-
schlossen. Das betrifft sowohl die
kleinen Geburtsstationen in kom-
munaler Trägerschaft als auch
Kreißsäle in vergleichsweise gro-
ßen privatwirtschaftlich geführ-
ten Häusern. „Wenn hier kein ent-
scheidendes Umdenken in der
Politik stattfindet, die den Markt
ganz bewusst dem Zusammen-
spiel der Leistungsbringer und
der Kostenträger überlassen hat,
wird sich das Sterben der Ge-
burtsabteilungen fortsetzen“,
warnt der DStGB. 

Als notwendig werden vor die-
sem Hintergrund die Aufnahme
der Geburtshilfe in die Grund-
und Regelversorgung der sta-
tionären Versorgungsleistung, die
Entwicklung alternativer Finan-
zierungsmechanismen für alle
Bereiche der Grund- und Regel-
versorgung (inklusive Geburtshil-
fe) außerhalb des DRG-Systems,
die Erprobung und Etablierung
von Anreizsystemen zur Gewin-
nung von geburtshilflichem
Fachpersonal für Kliniken in
ländlichen Räumen und die
flächendeckende, dezentrale Er-
richtung neuer Hebammenschu-
len erachtet. Damit sollen ausge-
bildete Hebammen durch Koope-
ration mit den umliegenden Ge-
burtsstationen in der Region ge-
bunden werden. 

In Gesundheitszentren könnte
nach Meinung des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes ge-
rade im ländlichen Raum die Zu-
sammenfassung der verschiede-
nen Gesundheitsdienstleistungen
ermöglicht werden. Dazu könn-
ten neben den niedergelassenen
Ärzten auch Therapeuten und
Pflegeangebote zählen. DK

Fahrzeuge Ladesäulen an der öf-
fentlichen Straße bis zu mehreren
Stunden blockieren, führt das nur
zu Frust bei anderen Elektroauto-
besitzern. Zielführender ist daher,
die Halter von Elektrofahrzeugen
zu unterstützen, ausreichend lei-
stungsfähige und schnelle Lade-
einheiten in der eigenen Garage
zu haben.“

Der Gemeindetagschef reagier-
te damit auf ein am 1. September
2017 in Kraft getretenes Förder-
programm des Bayerischen Wirt-
schaftsministeriums, das einen
staatlichen Zuschuss für den Bau
von sog. Normalladeinfrastruktur
für Elektrofahrzeuge in Aussicht
stellt. Schnellladestationen wer-
den ausdrücklich nicht gefördert.
Neben privaten Personen sind
auch Städte und Gemeinden auf-
gefordert, entsprechende Förder-
anträge zu stellen. 

Die Wirtschaft in die 
Verantwortung nehmen

Damit wird nach Brandls Auf-
fassung neuerlich der Versuch un-
ternommen, die steuerzahlenden
Bürgerinnen und Bürger in die
Verantwortung zu nehmen, eine
dringend für die Wirtschaft not-
wendige Infrastruktur aufzubau-
en. Dies sei unverständlich und
unfair. Es könne nicht sein, dass
der Steuerzahler die Kosten dafür
trägt, dass später die Automobil-
industrie leichter und mit großem
Gewinn ihre Elektrofahrzeuge
verkauft. „Wann“, so fragte Brandl,
„nimmt die Politik endlich die
Wirtschaft in die Verantwor-
tung?“ DK

Politische Augenwischerei ...

Kommunale Konzepte ...

Europaregion Donau-Moldau: 

Region Vysocina signalisiert 
Bereitschaft zur Zusammenarbeit
Bayerisch Eisenstein. Auf dem Weg, die Europaregion Donau-
Moldau (EDM) auf eine neue Ebene zu stellen, hat Niederbayerns
Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich, in diesem Jahr Vorsit-
zender der EDM, einen Durchbruch erzielt.

In Bayerisch Eisenstein traf
sich Heinrich mit dem stellvertre-
tenden Kreishauptmann der
EDM-Region Vysocina in Tsche-
chien, Pavel Pacal, der seinen
Kreis im Präsidium vertritt. Die-
ser signalisierte Heinrich die Be-
reitschaft, sich bei der nächsten
EDM-Präsidiumssitzung zusam-
men mit den sechs weiteren Re-
gionen auf den Weg zu machen,
die offenen Fragen bei der Grün-
dung eines Europäischen Verbun-
des für territoriale Zusammenar-
beit (EVTZ) Schritt für Schritt
gemeinsam zu beantworten. 

Die EDM ist ein Zusammen-
schluss von sieben Regionen in
Bayern, Tschechien und Öster-
reich, die die Großregion mit über
sechs Millionen Einwohnern im
Konzert der Metropolregionen
positionieren soll. War die EDM
bisher ein loser Verbund ohne ei-
gene Rechtspersönlichkeit, so
muss der Zusammenschluss auf
eine neue Ebene gestellt werden,

um in Brüssel förderfähig zu sein.
Ein EVTZ ist laut dem EVP-
Fraktionsvorsitzenden im Euro-
paparlament Manfred Weber da-
zu notwendig.

Bei dem Gespräch mit Pavel
Pacal stimmte Heinrich zu, dass
vorher genau ausgelotet werden
müsse, dass ein EVTZ in Sachen
Konsequenzen nicht den jeweili-
gen Landesregierungen und den
Kommunalparlamenten in die
Quere komme. Dies begrüßte
auch der stellvertretende Kreis-
hauptmann von Vysocina. „Es
geht nicht darum, im Oktober
den EVTZ zu beschließen oder
einen Beschluss zu fassen, was
die künftige Personal- und Fi-
nanzausstattung betrifft. Sondern
vielmehr um die Bereitschaft,
diese offenen Fragen zu beant-
worten“, erklärte Heinrich. „Da-
bei soll es sich um eine ergebnis-
offene Prüfung handeln.“ 

Pavel Pacal erklärte, in Tsche-
chien gebe es bislang noch keinen

EVZT, weshalb gerade auf
tschechischer Seite viele Fragen
offenblieben. Er erklärte jedoch
seine Bereitschaft, diese zu for-
mulieren: „Wir wollen uns gerne
in dieses Procedere einbringen.
Je eher wir das tun, umso bes-
ser“, erklärte er in Hinblick auf
die neue EU-Förderperiode, die
2020 beginnt und bei der so
schnell wie möglich Anträge ein-
gereicht werden sollen. 

Niederbayerns Regierungsprä-
sident Rainer Haselbeck, der bei
dem Gespräch dabei war, erklär-
te, es gehe darum, bei nationalen
Regierungen dafür zu werben,
dass es nicht um eine Verände-
rung nationaler Kompetenzfra-
gen gehe, sondern um „einen
Gewinn für unsere Regionen.“ 
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Neu von Langmatz:

Glasfaser-Abschlusspunkt
compact

Unter dem Motto „fibre future“ bietet die Langmatz GmbH seit
vielen Jahren Komplettlösungen für den FTTB/H-Glasfaseraus-
bau und ist bundesweit in zahlreichen Breitbandausbau-Projekten
Partner von Kommunen, Stadtwerken und Telekommunikations-
betreibern. Jetzt bringt das in Garmisch-Partenkirchen ansässige
Unternehmen einen neuen Glasfaser-Abschlusspunkt mit der Be-
zeichnung „compact“ (Gf-APEK 440 compact) auf den Markt.

„Aufgrund vieler Kundenanfra-
gen nach einer Variante des be-
währten Gf-AP EK 330, der sehr
umfangreiche Anwendungsmög-
lichkeiten hat, haben wir uns für
die Entwicklung eines Produktes
im unteren Preissegment entschie-
den. Der neue ‚compact‘ hat bei
gleicher Qualität etwas weniger an
Funktionalität, die aber für viele
ausreichend ist“, erläutert Stephan
Wulf, Vorsitzender der Geschäfts-
führung von Langmatz. Wie der
Name schon vermuten lässt, han-
delt es sich bei dem „kleinen Bru-
der“ um ein äußerst kompaktes
Produkt. Es ermöglicht das Mana-
gement von bis zu zwölf Glasfa-
sern, integriert in ein geschütztes
Gehäuse aus Polycarbonat mit ei-
nem Schutzgrad IP 54. Er ist so-
wohl für den Einsatz bei der Über-
gabe zum Kundennetz als auch für
ein Ein- oder Mehrfamilienhaus
und den Firmenbereich geeignet,
anwendbar für Steckverbindung,
Fusionsspleiß und Splitter.

Der Langmatz Gf-AP EK 440
compact ist so konzipiert, dass
sich Installation, Aufnahme, Verle-
gung und Inbetriebnahme filigra-
ner Glasfasertechnik für den An-
wender leicht gestalten. Ferner
wurde viel Wert auf große Flexibi-
lität bis ins Detail gelegt. So sind
Zu- und Abgang von Kabeln und
Mikrorohren mit einem Durch-

messer von fünf, sieben, zehn oder
zwölf Millimetern unten links
oder rechts frei wählbar. Die her-
ausnehmbare Montageplatte für
Fasermanagement und Kupp-
lungs- bzw. Spleißschutz-Ablage
hat Steckplätze für sechs Kupplun-
gen, auch die Aufnahme von han-
delsüblichen Einzelzugabdichtun-
gen für Mikrorohre ist gewährlei-
stet. Außerdem bestehen verschie-
dene Verschlussarten für das Ge-
häuse mit Plombierungsmöglich-
keit. Ein weiteres Plus: Sowohl für
Montage als auch Inbetriebnahme
oder Service ist kein Spezialwerk-
zeug notwendig.

Das Fasermanagement ist durch
Führung auf der Montageplatte
sehr einfach, ein geschützter Be-
reich für den sicheren Anschluss
der Kabel ist ebenfalls vorhanden.
Auch die Einhaltung der Biegera-
dien ist durch vordefinierte Faser-
führungen garantiert. Die Ab-
gangskabel sind über Silikondich-
tungen geschützt. Ein besonderer
Vorteil des Gf-AP EK 440 com-
pact besteht überdies darin, dass
Kupplungen sogar während des
laufenden Betriebes entnommen
werden können. Zum Lieferum-
fang zählen ein Gehäuse mit
Deckel, eine Montageplatte, zwei
Dichtungselemente für den Kabel-
abgang und eine Installationsanlei-
tung als Onlineversion. 

Führende Telekommunikationsverbände:

Für klare Gigabit-Strategie der
kommenden Bundesregierung

Die nächste Bundesregierung muss schnellstmöglich die richti-
gen Anreize für den dringend benötigten Ausbau von Gigabit-
Anschlussnetzen in Deutschland setzen. Hierzu bedarf es einer
schlüssigen Gigabit-Strategie als Grundlage für die künftigen
politischen und regulatorischen Weichenstellungen in punkto
Breitbandausbau.

Die führenden deutschen Te-
lekommunikationsverbände
ANGA, BREKO, BUGLAS
und VATM sowie das FTTH
Council Europe stellen auf dem
heute in Berlin stattfindenden
dritten Symposium „Der Weg in
die Gigabit-Gesellschaft“ vier
zentrale Anforderungen an die
Breitbandpolitik der kommenden
Bundesregierung vor. Die Ver-
bandspräsidenten Thomas Braun
(ANGA), Norbert Westfal (BRE-
KO), Theo Weirich (BUGLAS),
Martin Witt (VATM) und Ronan
Kelly (FTTH Council Europe)
sind sich einig: „Deutschland, die
stärkste Volkswirtschaft Euro-
pas, braucht flächendeckend Gi-
gabit-Netze als zentrale Zu-
kunftsinfrastruktur.“

FTTB, FTTH und HFC

Flächendeckend verfügbare
Glasfaseranschlüsse bis in alle
Gebäude (FTTB) oder bis direkt
in die Wohnung (FTTH) sowie
hybride Glasfaser-Koax-Netze
(HFC) stellen nicht nur die künf-
tig erforderliche Infrastruktur für
Bürger und Unternehmen dar,

sondern auch für die kommende
Mobilfunk-Generation 5G, die für
den mobilen Einsatz zusätzlich
benötigt wird.

Gegen 
Übergangstechnologien

Zentral aus Sicht der Bran-
chenverbände: Die nächste
Bundesregierung muss klar auf
echte Gigabit-Infrastrukturen
setzen. Übergangstechnologien
auf Basis der alten Telefonlei-
tung, also der Kupferdoppel-
ader, wie zum Beispiel Vecto-
ring, können die künftig unbe-
dingt erforderlichen Qualitäts-
parameter (symmetrische Band-
breiten, Verfügbarkeit, Latenz,
Zuverlässigkeit) nicht erfüllen.
Vielmehr werden die Anforde-
rungen an Geschwindigkeit und
Qualität in Zukunft stetig weiter
zunehmen.

Mehr als 53 Prozent der In-
vestitionen, die in den vergan-
genen gut zehn Jahren in den
Breitbandausbau investiert wur-
den, stammen von den alternati-
ven Netzbetreibern in Deutsch-
land – insgesamt sind dies mehr

als 40 Milliarden Euro. Über 80
Prozent der heute verfügbaren
Glasfaser-Anschlussnetze
(FTTB/FTTH) wurden von den
Wettbewerbern errichtet. Auch
die HFC-Netzbetreiber haben
begonnen, in die Aufrüstung auf
den Gigabit-Standard DOCSIS
3.1 zu investieren. Zudem wa-
ren und sind die Ausbauakti-
vitäten der alternativen Wettbe-
werber ein starker Treiber für
Investitionen des Ex-Monopoli-
sten Deutsche Telekom. Sie
werden auch der entscheidende
Anreiz für die Telekom sein, in
Zukunft selbst in echte Glasfa-
sernetze zu investieren.

Für stabilen
Regulierungsrahmen

Mit mehr als 80 Prozent Markt-
anteil im Anschlussbereich ver-
fügt die Deutsche Telekom auch
heute noch über eine marktbe-
herrschende Stellung und darf da-
her auch künftig nicht pauschal
aus der Regulierung entlassen
werden. Aufgrund der bestehen-
den Marktverhältnisse sprechen
sich ANGA, BREKO, BUGLAS,
VATM und FTTH Council Euro-
pe ausdrücklich gegen eine Aus-
weitung der Regulierung auf alle
Marktteilnehmer (symmetrische
Regulierung) aus. Diese würde
den Aufholwettbewerb der alter-

nativen Netzbetreiber beein-
trächtigen und Investitionen in
die dringend benötigten Zu-
kunfts-Infrastrukturen erheblich
gefährden.

„Regulierung dient dazu, den
möglichen Missbrauch be-
trächtlicher Marktmacht zu ver-
hindern. Die kommende Bun-
desregierung muss sich daher
sowohl hierzulande als auch auf
EU-Ebene im Rahmen der der-
zeit laufenden Überarbeitung
des TK-Rechtsrahmens für ei-
nen langfristig berechenbaren
und stabilen Regulierungsrah-
men einsetzen“, unterstreichen
die Präsidenten der fünf Bran-
chenorganisationen. Der beste
ordnungspolitische Rahmen sei
der, der einen vielfältigen Wett-
bewerb ermöglicht, ein Höchst-
maß an Innovationen und Inve-
stitionen hervorruft und den
Kundennutzen maximiert.

Fördermittel-Vergabe

Auch die Vergabe von För-
dermitteln muss künftig zwin-
gend auf die Errichtung von Gi-
gabit-Anschlussnetzen ausge-
richtet werden. Ein Überbau be-
reits vorhandener Gigabit-Infra-
strukturen muss dabei verhin-
dert werden. Anstelle des bishe-
rigen 50-MBit/s-Ausbauziels
muss die Politik ein weitsichti-
ges Gigabit-Ziel bis zum Jahr
2025 definieren.

„Wir werden den Ausbau mit
Gigabit-Netzen auch in Zukunft
in erster Linie eigenwirtschaftlich
stemmen“, machen die Verbands-
präsidenten Braun, Kelly, Wei-
rich, Westfal und Witt deutlich.
„Dort, wo ein Ausbau jedoch
nicht wirtschaftlich realisierbar ist,
ist eine zielgerichtete Förderung
mit klarem Fokus auf Gigabit-
Glasfaser-Infrastrukturen sinnvoll
und notwendig.“ 

Digitale Infrastrukturen
für ländliche Räume!

Verbändeaufruf von DLT, DIHK, ZDH und DBV
zur flächendeckenden Glasfaserversorgung

Die Botschaft ist klar: Geht es nach dem Willen von Deut-
schem Landkreistag, Deutschem Industrie- und Handelskam-
mertag, dem Zentralverband des Deutschen Handwerks und
dem Deutschen Bauernverband soll die neu gewählte Bundes-
regierung bereits im Koalitionsvertrag eine flächendeckende
Versorgung mit hochleistungsfähigen digitalen Infrastruktu-
ren fest verankern. „Dazu gehört auch ein Masterplan mit An-
gaben, in welchen Schritten die Infrastruktur zur Verfügung
gestellt wird“, heißt es in einem Aufruf der Verbände. 

Die Attraktivität ländlicher
Räume hängt mehr denn je von
einer guten Internet-Versorgung
ab. Immer mehr Menschen ma-
chen ihre Arbeits-, Wohn- und
Bleibeperspektiven von ausrei-
chend schneller Internetverfüg-
barkeit abhängig. Der Erfolg
der Unternehmen in ländlichen
Räumen wiederum ist eng mit
den Arbeits- und Lebensverhält-
nissen ihrer Fachkräfte und Mit-
arbeiter verknüpft. Wie in urba-
nen Räumen muss daher nach
Ansicht von DLT, DIHK, ZDH
und DBV auch in ländlichen
Gebieten der uneingeschränkte
Zugang zu digitalen Produkten,
Dienstleistungen und Informa-
tionen sichergestellt werden.
Dadurch könnten digitale schu-
lische und außerschulische Aus-
und Weiterbildungsangebote
ebenso genutzt werden wie An-
gebote der öffentlichen Verwal-
tung.

Chancen der Digitalisierung

Die Digitalisierung könne
wesentlich dazu beitragen, Be-
lastungen aus der demografi-
schen Entwicklung abzumil-
dern. Insbesondere die Versor-
gung älterer Menschen in länd-
lichen Regionen werde zu einer
immer größeren Herausforde-
rung, heißt es weiter. Ihre ge-
sellschaftliche Teilhabe könne
durch vernetzte Dienstleistun-
gen und digitale Techniken
(z.B. digitales Einkaufen, intel-
ligente Haustechnik) sowie im
Gesundheitsbereich verbessert
werden. Auch würden ältere
Menschen damit in die Lage

versetzt, länger selbstständig zu
wohnen.

Unternehmen, die die Chan-
cen der Digitalisierung umfas-
send nutzen, profitierten nicht
nur von neuen Produktions-
und Vermarktungsmöglichkei-
ten, sie könnten auch neue di-
gitale Geschäftsmodelle aufset-
zen und einen weitergehenden
Kundenservice leisten. Digita-
lisierung biete zudem die Mög-
lichkeit, Dienstleistungen von
Standorten in den ländlichen
Räumen verstärkt Kunden in
Ballungsräumen anzubieten.
Neue Produktionsverfahren er-
möglichten die Herstellung in-
dividualisierter Produkte zu Ko-
sten der Großproduktion. Da-
durch könnten gewerbliche
Standorte in den ländlichen
Räumen erhalten bzw. wieder
zurückgeholt werden.

Masterplan

In Gebieten, die aufgrund ih-
rer dichteren Besiedlung von
privaten Netzbetreibern ver-
sorgt werden, könne sich das
Hauptaugenmerk staatlicher Vor-
sorge auf die Sicherstellung in-
vestitionsfreundlicher Rahmen-
bedingungen beschränken. In
Gebieten mit geringer Bevölke-
rungsdichte und/oder in peri-
pherer Lage dagegen sorge der
Wettbewerb alleine auf abseh-
bare Zeit häufig jedoch nicht für
den erforderlichen Netzausbau
– er rechne sich für private Un-
ternehmen zumindest kurzfri-
stig nicht. Deshalb sei dort ein
weitergehendes Engagement der
öffentlichen Hand erforderlich,

um in den nächsten Jahren
schnelles Internet (Gigabit,
Echtzeit < 1 Millisekunde, stö-
rungsfrei und „sicher“) in der
Fläche sicherstellen zu helfen.

Um die Wirtschaftsstruktur
zu sichern und weiterzuent-
wickeln, sollten den Verbänden
zufolge auch neue Wege der In-
frastrukturerschließung (tech-
nisch, organisatorisch, prozes-
sual, rechtlich etc.) umgesetzt
werden. Die Instrumente seien
im Rahmen eines Masterplans
sorgfältig aufeinander abzu-
stimmen, um einen nachhalti-
gen und zügigen Netzausbau si-
cherzustellen.

Neue Instrumente

Zu diesen neuen Instrumen-
ten könnten ggf. auch Lizenz-
modelle gehören. Dabei würden
Unternehmen auf der Grundla-
ge eines fairen und diskriminie-
rungsfreien  Auswahlverfahrens
für einen begrenzten Zeitraum
das exklusive Recht und die
Pflicht erhalten, eine flächen-
deckende Glasfaser-Infrastruk-
tur zu errichten und zu betrei-
ben. Dieser müsse im Wege des
Open Access allen Dienstean-
bietern offenstehen. Mit einer
solchen Herangehensweise
könnte sich kommunales und
privates Engagement ergänzen
und einen wesentlichen Beitrag
zu einem nachhaltigen Netzaus-
bau leisten. 

Gleichzeitig sollte im Rah-
men des geforderten Masterpla-
nes auch der flächendeckende
Ausbau hochleistungsfähiger
Mobilfunknetze (5G) geplant
und vorangetrieben werden.
Dieser setze eine Vervielfa-
chung der Mobilfunkstandorte
voraus, die mit Glasfasern an-
gebunden sein müssen, um die
erwarteten hohen Übertra-
gungsraten und andere Qua-
litätsparameter garantieren zu
können. DK
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Highspeed-Internet für
über 1.600 Anschlüsse

Glasfasernetz in Augsburger Gewerbegebieten 
geht in Betrieb

Seit April 2016 hat der regionale Telekommunikationsanbieter
M-net zusammen mit den Stadtwerken Augsburg das Glasfa-
sernetz in der Fuggerstadt erweitert und insgesamt vier Ge-
werbegebiete erschlossen. Mit Lechhausen geht nun das letzte
Ausbaugebiet ans Netz. Insgesamt wurden 1.688 Gewerbeein-
heiten und umliegende Haushalte angeschlossen. 

Nach dem eigenwirtschaftli-
chen Breitbandausbau in den
Gewerbegebieten Kobelweg
Nord, Augsburg Ost und Eich-
leitner Straße gehen in Kürze
auch die letzten Haushalte des
Gewerbegebiets Lechhausen
ans Netz und profitieren somit
von den stabilen und hohen
Bandbreiten des regionalen Te-
lekommunikationsanbieters M-
net. Insgesamt wurden seit April
letzten Jahres 459 private und
1.229 gewerbliche Haushalte
durch eigenwirtschaftlichen
Ausbau erschlossen. 

Hohe Lebensqualität

„Besonders Betriebe profitie-
ren von hochleistungsfähigem 
Internet“, betont Dorit Bode,
Sprecherin der Geschäfts-
führung bei M-net. „Cloud-An-
wendungen, Webservices und
weitere datenintensive Prozesse
verursachen einen stetig wach-
senden Bandbreitenbedarf. Ein
schneller und stabiler Zugang
ist daher für Unternehmen über-
lebenswichtig – und genau die-
sen können wir durch unser
Glasfasernetz bieten. Aber auch
Privathaushalte kommen ab so-
fort in den Genuss der Vorteile
von schnellem Internet: Unter-
brechungsfreies und hochauflö-
sendes Videostreaming, Online
Gaming und die immer häufiger
genutzten Heimarbeits-Mög-

lichkeiten sind bereits heute
wichtige Bestandteile einer ho-
hen Lebensqualität.“

Anspruch und Stärke
der Stadtwerke Augsburg

„Die Stärke der swa ist die Ex-
pertise in der Leitungsinfrastruk-
tur,“ so Stadtwerke-Geschäfts-
führer Alfred Müllner. „Bei
jedweden Arbeiten im Unter-
grund wird auch an den Ausbau
des Datennetzes gedacht. Im-
mer wieder wurden Schächte
gebaut und dafür gesorgt, dass es
Platz für Glasfaserleitungen
gibt.“

So gibt es bereits über 500
Kilometer Verbindungstrassen,
die das schnelle Verlegen neu-
er Leitungen ermöglichen.
„Die swa bereiten so den Weg
für eine zukunftsgerechte
Stadt, die sich, auch dank mo-
derner Technik stets weiterent-
wickeln kann. Das ist unser
Anspruch.“ 

Unternehmen und Privathaus-
halte, die die neuen Internetan-
schlüsse nutzen möchten, kön-
nen M-net direkt mit dem An-
bieterwechsel beauftragen. Ne-
ben Telefon und Highspeed-In-
ternet bietet das regionale Tele-
kommunikationsunternehmen
auch Mobilfunktarife und einen
TV-Anschluss mit über 100
Sendern und zahlreichen Extra-
funktionen an. 

Das Breitbandnetz flächendeckend
in die Region bringen

Wasserzweckverband Laber-Naab einziger bayerischer Teilnehmer
an bundesweitem Modellprojekt

Die digitale Welt in die Dörfer und Weiler zu bringen – diese
Aufgabe stellt sich schon seit längerer Zeit. Dafür gibt es För-
dermittel von Bund und Land, unterschiedliche Anbieter sor-
gen für die Umsetzung, d.h. die Verlegung des Breitbandnetzes
in diese „Winkel“. In den Landkreisen Regensburg und Neu-
markt ist auch der Zweckverband der Wasserversorgungs-
gruppe Laber-Naab mit seiner Tochtergesellschaft „Laber-
Naab Infrastruktur“ aktiv. 

Diese war vor allem gegrün-
det worden, um den Anschluss-
grad der eigenen Laber-Naab-
Bauwerke zu verbessern. Der
Wasserzweckverband nimmt als
einziger bayerischer Teilnehmer
am bundesweiten Modellpro-

jekt MOROdigital zum Thema
„Digitale Infrastruktur als regio-
naler Entwicklungsfaktor“ teil.
Kürzlich fand dazu ein Treffen
in Beratzhausen statt.

Vertreter des Bundesministe-
riums für Verkehr und digitale

Infrastruktur (Fördermittel), des
TÜV Rheinland (wissenschafli-
che Begleitung), des Wasser-
wirtschaftsamtes Regensburg,
der Marktgemeinde Burghaun
(Kreis Fulda, ebenfalls eine
Modellregion) und der Breit-
bandbeauftragte des Landkrei-
ses Regensburg Harald Hille-
brand verschafften sich Ende
Juni in der Geschäftsstelle des
Zweckverbandes sowie an pro-
jektbezogenen Orten in der Re-
gion einen Überblick über den
bisherigen Fortschritt des in Be-
ratzhausen und Umgebung an-
gesiedelten Projektes, zumal im
Herbst Projektende ist.

Sechs Modellregionen

Bundesweit in sechs Modellre-
gionen laufen seit Herbst 2015
unterschiedliche Projekte zu der
Thematik „Digitale Infrastruktur
als regionaler Entwicklungsfak-
tor“. Bei der Maßnahme des Was-
serzweckverbandes geht es um
„FTTH-basierende Steuerung
von Versorgungsnetzen“. Im Fo-
kus steht dabei die Nutzung von
Synergien bei der Modernisie-
rung und Digitalisierung der
kommunalen Wasserversorgungs-
netze. Durch die Mitverlegung
von Glasfaserkabeln bei der Ein-
richtung digitaler Durchfluss-
messsysteme im Wasserversor-
gungsnetz können leistungs-
fähige FTTH-Breitbandzugän-
ge für Haushalte und Unterneh-
men bereitgestellt werden. 

Erste Erfolge

Den Wasserzweckverband
Laber-Naab stellte der 2. Vorsit-
zende Bernhard Graf, zugleich
1. Bürgermeister von Hohen-
fels, vor und verwies auf erste
Erfolge in Sachen schnelles In-
ternet „zu einem guten Preis“ in
seiner eigenen Kommune. Er
machte aber ebenso deutlich,
dass der Zweckverband auch
mit eigenen finanziellen Mitteln
den Bereich Digitalisierung vo-
rantreibt. „Das Fördergeld ist
gut angelegt“, fasste Graf zu-
sammen.

Professionelles
Netzinformationssystem

Mit Zahlen, Daten und Fakten
vertiefte Werkleiter Franz Herr-
ler Grafs Ausführungen, wobei
er insbesondere auf die Länge
des Rohrnetzes (800 km) und
die Hausanschlüsse (12.500)
einging, die ja für die digitale
Vernetzung die Basis sind. Der

Aufbau eines Steuer- und Da-
tenübertragungsnetzes sei wich-
tig, um Betriebsdaten der Brun-
nen, der Aufbereitung, Hoch-
behälter und Pumpwerke sowie
über die 800 km Rohrnetz zu er-
halten. Als weitere wichtige
Einrichtung nannte er die seit
zwölf Jahren bestehende neue
Leitwarte als professionelles
Netzinformationssystem. In die-
se Zeit datieren auch die ersten
Überlegungen beim Zweckver-
band, eine „intelligente Infra-
struktur“, so Herrler, zu schaf-
fen. 

Ein Mosaikstein sei die Um-
stellung von Kupfer auf Glasfa-
ser bei den Leitungen gewesen,
140 bis 150 Kilometer seien in-
zwischen bereits ausgebaut. Als
Ziel nannte der Werkleiter die
Fernauslesung der Wasserzäh-
ler, d.h. die Installation intelli-
genter Zähler, die zeitnah über
den Wasserverbrauch und even-
tuelle Einflüsse oder Schäden
Auskunft geben. Herrler sieht
bei einer erfolgreichen Umset-
zung der digitalen Netzsteue-
rung und Überwachung die
Chance, die durchschnittliche
Lebensdauer der Versorgungs-
netze von 50 auf 100 Jahre zu
verdoppeln. 

„Klarer Marschplan“

Die Tatsache, dass bei den
meisten in dem Feld tätigen Te-
lekommunikationsunternehmen
der flächendeckende Glasfaser-
ausbau auf der Strecke bleibt,
rückte Josef Ledermann, Inha-
ber des gleichnamigen Ingeni-
eurbüros und zuständig für die
technische Planung des Beratz-
hausener Projektes, in den Vor-
dergrund. Aber auch auf die
Modalitäten der Fördergelder
(Deckungslückenförderung bei
Zuschüssen des Freistaates
Bayern) ging er ein und zeigte
sich erfreut, dass beim Modell-
projekt MOROdigital die För-
dergelder in den Kommunen
bleiben. Zudem gebe es den
„klaren Marschplan“, Glasfaser
in jeden Haushalt zu verlegen -
bei Neuverlegungen von Was-
seranschlüssen durch den
Zweckverband oder auch bei
Reparaturen entsprechende
Leerrohre für Glasfaser.

Als wichtig – und als Hauptan-
liegen von MOROdigital – sah
Ledermann auch die Netzüber-
wachung – natürlich nur mittels
verschlüsselter Daten sowie einer
logischen und physikalischen
Trennung vom Internet. Die da-
zu vorgesehenen Arbeitsschritte
bzw. -pakete stellte der Ingenieur
detailliert vor wie auch die Pilot-
gebiete, in denen diese Schritte
bzw. Pakete bereits umgesetzt
und getestet werden.

Glasfaser
vom Hauszähler
bis zum Versorger

Beim Praxisteil stand zu-
nächst die Leitstelle auf dem
Programm. Hier wurde deut-
lich, wie die Vernetzung der
einzelnen Stationen und Ein-
richtungen funktioniert und
welche Vorteile dies bringt. Das
langfristige Ziel formulierte
Wassermeister Manfred Ach-
hammer: „Glasfaser vom Haus-
zähler bis zum Versorger!“
Ähnliches gilt auch für die im
Jahr 2009 in Betrieb genomme-
ne und vor einigen Jahren er-
weiterte Aktivkohle-Filteranla-
ge bzw. die technischen Anla-
gen bei Hohenlohe. 

Bei einer Rundfahrt konnten
sich die Teilnehmer des Treffens
schließlich anhand von laufen-
den Bauarbeiten, Kabelsträngen,
Schaltkästen usw. über die ein-
zelnen Schritte der Verlegung
von Breitbandleitungen ein Bild
machen. Dies interessierte insbe-
sondere die Gäste aus Burghaun
mit Bürgermeister Simon Sauer-
bier an der Spitze, da eine Auf-
gabe des Modellprojektes auch
der Austausch unter den Modell-
regionen ist. 

Wassermeister Manfred Achhammer (rechts) zeigte im Tech-
nikgebäude die dort bereits einlaufenden Kabel des Netzwerks.
Links Bürgermeister Simon Sauerbier aus Burghaun.

Text und Bild: Markus Bauer

Free WLAN im
Stadtbad Vilsbiburg

M-net sponsert Highspeed-Internetzugang
Das Vilsbiburger Stadtbad bietet künftig einen kostenlosen Inter-
netzugang per WLAN an. Am Gebäude und dem davorliegenden
Außenbereich können Besucher ihre Smartphones und Tablets
mit wenigen Klicks einloggen und so ihr mobiles Datenvolumen
schonen. Der Highspeed-Internetanschluss wird von M-net ge-
sponsert. Gemeinsam mit den Stadtwerken erschließt der Inter-
netanbieter die Stadt und Teile des Umlands mit leistungsfähigen
Glasfaseranschlüssen.

Neuigkeiten auf Facebook
checken, ein Video bei YouTube
streamen oder einfach nur Mails
abrufen. Wer künftig das Stadtbad
in Vilsbiburg besucht, kann all
das über einen kostenfreien
WLAN-Zugang erledigen. 

Login zeitlich unbegrenzt 

Die Verbindung herzustellen,
ist kinderleicht. Einfach mit
dem Gerät nach verfügbaren
Netzwerken suchen und „Stadt-
Vilsbiburg_HOTSPLOTS“ aus-
wählen. Anschließend in den
Browser schalten, die Nutzungs-
bedingungen akzeptieren und
einloggen. Besonders praktisch:
Der Login ist zeitlich unbegrenzt
gültig. Beim nächsten Besuch im
Stadtbad verbinden sich die Gerä-
te automatisch mit dem kosten-
freien Netz, vorausgesetzt der
WLAN-Modus ist aktiviert.

Seitens der Stadt ist man zu-
versichtlich, dass das öffentli-
che WLAN-Angebot auf positi-
ves Echo stoßen und rege ge-
nutzt wird. Ein weiteres kosten-
loses WLAN-Netz soll im
kommenden Jahr auf dem

Stadtplatz installiert werden.
Dank des modernen Glasfaser-

netzes, das die Stadtwerke Vilsbi-
burg und M-net im Laufe des ver-
gangenen Jahres aufgebaut ha-
ben, stehen nunmehr in über 800
Haushalten in Vilsbiburg und
Umgebung schnelle Internetan-
schlüsse zur Verfügung. 

In den Stadtteilen Seybolsdorf,
Geiseldorf und Frauensattling rei-
chen die neuen Glasfaserkabel bis
zu den sogenannten Kabelver-
zweigern, was in rund 650 Haus-
halten Internetanschlüsse mit ei-
ner Bandbreite bis zu 50 Mbit/s
ermöglicht. Im Stadtgebiet Vilsbi-
burg sowie den Ortsteilen Giers-
dorf, Frauenhaarbach, Gaindorf,
Kurzbach, Motting, Oberlanding,
Pirken b. Gaindorf, Tattendorf
und Unterlanding wurden zudem
über 150 Gebäude direkt per
Glasfaser erschlossen. In diesen
Häusern können die Bewohner
aktuell Anschlüsse mit Bandbrei-
ten bis zu 300 Mbit/s buchen. Ins-
gesamt haben die Stadtwerke
Vilsbiburg im Rahmen des staat-
lich geförderten Ausbauprojekts
über 100 Kilometer neue Glasfa-
serkabel verlegt. 

Breitbandfördermittel 
des Bundes für Gerolzhofen, 
Dingolshausen und Sulzheim

Gerolzhofen. Im Bundesministerium für Verkehr und Digitale 
Infrastruktur wurden erneut Förderbescheide für Mittel aus dem
milliardenschweren Bundesförderprogramm für den Breitband-
ausbau übergeben. Darunter waren mit den Gemeinden Dingols-
hausen, Sulzheim und der Stadt Gerolzhofen drei weitere Kom-
munen aus dem Landkreis Schweinfurt, die jeweils eine Förde-
rung von bis zu 50.000 Euro für Planungsleistungen erhalten.

Ziel des Bundesprogrammes
ist es, den Ausbau hochleistungs-
fähiger Breitbandnetze von min-
destens 50 Mbit/s in unterver-
sorgten Gebieten zu fördern.
Dafür stellt das Bundesverkehrs-
ministerium bis 2018 insgesamt
vier Milliarden Euro bereit.

Erfolgreiches Programm

„Das Bundesprogramm für
schnelles Internet ist ein großer
Erfolg – auch für unseren Land-
kreis. Es freut mich außerordent-
lich, dass erneut zwei Gemeinden
und die Stadt Gerolzhofen aus
meinem Wahlkreis vom Breit-
bandförderprogramm des Bundes
profitieren. Mein Ziel ist, dass
noch mehr Fördergelder aus die-
sem Programm in unsere Region
fließen“, so die CSU-Bundestags-
abgeordnete Dr. Anja Weisgerber.
„Der Bund unterstützt die Kom-
munen dabei, die Herausforde-
rung der digitalen Zukunft zu be-

wältigen und die letzten weißen
Flecken auf der digitalen Land-
karte zu schließen. Die Planungen
dafür sind nicht nur umfangreich,
sondern auch kostenintensiv. Ge-
nau hier setzt die Förderung an.
Sie ist eine Chance für unsere
ländliche Region. Deshalb ermu-
tige ich auch weitere Kommunen
aus meinem Wahlkreis, sich um
Fördermittel aus diesem Pro-
gramm zu bewerben.“

Durch das Bundesprogramm
erhalten Kommunen damit bis
zu 50.000 Euro, um Ausbaupro-
jekte für schnelles Internet zu
planen und Antragsunterlagen
für eine Bundesförderung zu er-
stellen. In einem zweiten Schritt
vergibt das Bundesverkehrs-
ministerium bis zu 15 Millionen
Euro je Projekt, um die Umset-
zung von Ausbauprojekten zu
fördern. Das Bundesprogramm
ist dabei auch mit dem Baye-
rischen Breitbandförderpro-
gramm kombinierbar. 
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Vernetzt, digital, mobil:

Passgenaue Lösungen
für ländliche Regionen

Fachkonferenz von BMEL, DStGB und Bundesverband 
Deutsche Startups in Berlin

Themenforen zu „Dorferneuerung digital“ und „Daseinsvor-
sorge digital“ sowie die Frage, welchen Beitrag Startups zur
Entwicklung ländlicher Räume leisten, standen im Fokus der
Konferenz „Vernetzt, digital, mobil - ländliche Regionen im
Wandel“ in Berlin. Vor etwa 160 Vertretern aus Regierung,
Kommunen, Wissenschaft und Wirtschaft wurde dabei an-
hand von Praxisbeispielen der Dialog über die Digitalisierung
in ländlichen Räumen gefördert. Veranstalter waren das Bun-
desministerium für Ernährung und Landwirtschaft, der Deut-
sche Städte- und Gemeindebund sowie der Bundesverband
Deutsche Startups. 

„Die Versorgung mit Breitband
gehört für mich zur Grundver-
sorgung aller Kommunen in
Deutschland wie die Versorgung
mit Strom und Wasser. Wir brau-
chen 5G nicht nur in Frankfurt und
Hamburg, wir brauchen die Zu-
kunft auch in der Eifel und in der
Altmark“, hob Bundeslandwirt-
schaftsminister Christian Schmidt
unter Verweis auf die vom Bun-
deskabinett verabschiedete 5G-
Strategie hervor. Schmidt hatte
sich bei der Entwicklung der Stra-
tegie der Bundesregierung nach-
drücklich dafür eingesetzt, die
neue Technologie flächendeckend
in Deutschland einzuführen. 

Gerade für die ländlichen Räu-
me gelte es, neue und passgenaue
Lösungen im Bereich der Digitali-
sierung zu finden, erläuterte
Schmidt: „Wir brauchen eine neue
Digital-Kultur, die Chancen er-
kennt, neue Partnerschaften er-
möglicht und die den Grundsatz
‚Vorrang für den ländlichen
Raum‘ berücksichtigt – etwa bei
digitalen Modell- und Großprojek-
ten wie dem autonomen Fahren.“

Um beim Ausbau der digitalen
Infrastruktur einen großen Sprung
nach vorne zu machen, braucht es
aus Sicht des BMEL eine nationa-
le Digitalisierungsstrategie für den
ländlichen Raum. Zentrale The-
men dabei sind: Nahversorgung,

Mobilität, Gesundheitsversor-
gung, Öffentliche Verwaltung &
Sicherheit, mobiles und ortsunab-
hängiges Arbeiten, Fachkräftege-
winnung, Bildungsangebote sowie
Ehrenamt.

„Digitalisierung ist eine zentra-
le Voraussetzung, um die Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen
Wirtschaft zu gewährleisten. Da-
bei geht es nicht nur um die
großen Industrieunternehmen,
sondern um die unzähligen klein-
und mittelständischen ‚hidden
champions‘. Diese finden sich 
zu einem überwiegenden Teil
außerhalb der Ballungsräume in
den ländlichen Regionen“, stellte
Roland Schäfer, Präsident des
DStGB, fest.

Leider sind Schäfer zufolge
noch nicht alle Gemeinden ausrei-
chend an das Internet angeschlos-
sen. Dies treffe gerade die ländli-
chen Regionen, die durch die
mangelnde Infrastruktur auch
Wettbewerbsnachteile erleiden.
„Besonders junge Einwohner, de-
ren Erwartungshaltung bei der 
Internetverfügbarkeit enttäuscht
wird, gehen den Regionen verlo-
ren. Gleiches gilt für Unterneh-
men, die auf leistungsfähige Da-
tenverbindungen angewiesen sind.
Das gefährdet die Wettbewerbs-
fähigkeit der Gemeinde insgesamt.
Damit verbunden ist die Befürch-

tung bei vielen Menschen, von 
der Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben abgehängt zu wer-
den.“

Nach den Worten des Vor-
standsvorsitzenden des Bundes-
verbandes Deutsche Startups, Flo-
rian Nöll, sind innovative Ge-
schäftsideen neben der Infrastruk-
tur auch auf Unterstützung der
Kommunen und politische Unter-
stützung angewiesen: „Wenn die
digitale Revolution erfolgreich
sein soll, muss sie auch auf dem
Land stattfinden. Besonders bei
der regionalen Gesundheitsversor-
gung, bei innovativen Mobilitäts-
konzepten, Open Data-Lösungen
oder der intelligenten Versorgung
mit Bargeld durch Einzelhandels-
kassensysteme können Startups ei-
ne wichtige Rolle spielen um die
Lebensqualität und Leistungs-
fähigkeit der Daseinsvorsorge in
ländlichen Regionen zu erhöhen.“

Über praktische Beispiele der
Nutzung von digitaler Technik in
ländlichen Kommunen wurde in
drei parallelen Fachforen disku-
tiert. Im Fachforum 1 „Daseins-
vorsorge Digital“ stellte u.a. Chri-
stian Vollmann von nebenan.de ei-
nen „privaten“ Weg in die bürger-
schaftliche Vernetzung durch so-
ziale Medien vor. Er betonte, dass
die Kommunikationsmöglichkei-
ten für Kommunen mit der Digita-
lisierung gewachsen seien. Darü-
ber hinaus produziere soziale Ver-
netzung Sicherheit in der Gesell-
schaft. 

Ulf Freienstein, technischer Be-
rater des Breitbandbüros des Bun-
des, verwies seinerseits auf die
Notwendigkeit von flächende-
ckender Glasfaserinfrastruktur. Es
sei schlicht nicht möglich, den
kommenden Datenbedarf zu pro-

gnostizieren; zumindest habe die
Realität bislang alle Prognosen
übertroffen. 

Forum 2 befasste sich mit der
Frage, welchen Beitrag Startups
für die Entwicklung des ländli-
chen Raumes leisten. Junge Unter-
nehmer verschiedener Branchen
stellten hierzu ihre Geschäftsmo-
delle für ländliche Raume vor. Es
zeigte sich, dass Konzepte wie
ÖPNV-on-Demand, E-Health-
Anwendungen oder digitale Platt-
formen zur Weiterbildung einen
nicht unerheblichen Beitrag zum
Erhalt der Lebensqualität in ländli-
chen Raumen leisten können.  

Im Fachforum 3 zum Thema
„Dorferneuerung Digital“ präsen-
tierten sich schließlich drei Projek-
te aus unterschiedlichen Regionen,
die sich in ihrer Ausgestaltung
nach den konkreten Bedürfnissen
der jeweiligen Kommunen richten. 

Mit dem Projekt Digitale Dörfer
beispielsweise, vorgestellt von Ge-
rald Swarat von Fraunhofer IESE,
soll die Digitalisierung gezielt auf
die Bevölkerung eingehen und
Konsens schaffen. Ziel ist es, In-
novation zu erzeugen, indem man
existierende Ideen aufnimmt, mit-
einander kombiniert und eigene
Ideen hinzugibt. 

Konkret werden in dem Projekt
die Dörfer durch eine App ver-
netzt, die einen digitalen Markt-
platz für Waren und Dienstleistun-
gen anbietet. So ist es etwa mög-
lich, beim Hofladen im Nachbar-
dorf Nahrungsmittel zu bestellen
und sie sich von einem Nachbarn
liefern zu lassen, der gerade in der
Gegend unterwegs ist. Für jede ge-
leistete Nachbarschaftshilfe be-
kommt man Punkte gutgeschrie-
ben, die man dann wiederum für
andere Dienstleistungen ausgeben
kann. Dadurch werden die regio-
nale Wirtschaft und der bürger-
schaftliche Zusammenhalt zu-
gleich gestärkt. DK

Neues Finanzwesen beim 
Landratsamt Starnberg

Seit Oktober 2016 arbeitet der
Landkreis Starnberg mit dem 
Finanzwesen zentral Dialog im
AKDB-Rechenzentrum. Damit
wechselte bereits der 400. Finanz-
kunde zur neuen dialogbasierten
Finanzsoftware im AKDB-Re-
chenzentrum. Starnbergs Landrat
Karl Roth und AKDB-Vorstands-
vorsitzender Alexander Schroth
zogen eine gemeinsame Bilanz
des Umstellungsprojektes: Die
Verfahrenseinführung Finanzwe-
sen zentral Dialog im AKDB-Re-
chenzentrum hat gut geklappt. 

Laut Fachbereichsleiter Finanz-
wesen des Landratsamtes Starn-
berg, Stefan Pilgram, war Anfang
2016 die Entscheidung für den
Wechsel gefallen. Insgesamt 120
Mitarbeiter wurden in der Folge
geschult, die Umstellung lief auch
mitten im Geschäftsjahr sehr gut,
so Pilgram: „Das hat eigentlich al-
les funktioniert, erfreulicherweise
noch schneller und unkomplizier-

ter als ursprünglich angenom-
men.“

Der IT-Leiter des Landratsam-
tes, Thomas Eberhard, betonte, die
Software Finanzwesen zentral
Dialog sei das erste Verfahren der
Behörde, das nun im Rechenzen-
trum der AKDB betrieben werde.
Dabei habe die AKDB die Anfor-
derungen erfüllt, die das Land-
ratsamt in diesem Zusammenhang
gestellt habe: „Wichtig war, dass
im Vorfeld die Abstimmung mit
unserem Partner AKDB gut ge-
griffen hat.“

Landrat Roth und AKDB-Vor-
stand Schroth zeigten sich beim
gemeinsamen Pressetermin im
Landratsamt zufrieden. Schroth
lobte angesichts des Umstellungs-
umfangs ausdrücklich die organi-
satorische Vorarbeit und Unter-
stützung der Starnberger Projekt-
verantwortlichen, die den rei-
bungslosen Wechsel spürbar er-
leichtert habe. 

Hintere Reihe von links: Fachbereichsleiter Finanzwesen Stefan
Pilgram, IT-Leiter Thomas Eberhard (beide Landratsamt Starn-
berg), Roland Höger (AKDB-Vertriebsberater). Mittlere Reihe:
Verantwortliche und Projektbeteiligte von Landratsamt und
AKDB. Vordere Reihe: Landrat Karl Roth und AKDB-Vor-
standsvorsitzenderAlexander Schroth. 

Neue Handreichung des Deutschen Landkreistags:

Einführung der E-Akte
in der Kreisverwaltung

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Digitalisierung der öf-
fentlichen Verwaltung hat der Deutsche Landkreistag eine Hand-
reichung zur Einführung der E-Akte veröffentlicht. Die Broschüre
gibt konkrete Hinweise für die Kreisverwaltungen. Der inhaltliche
Schwerpunkt liegt bei der Planung, Einrichtung und Umsetzung
entsprechender Dokumentenmanagementsysteme und elektroni-
scher Akten. Dabei werden gute Praxiserfahrungen aufgegriffen
und sinnvolle Hinweise von Praktikern für Praktiker gegeben. 

Laut Publikation ist bei der Be-
schaffung von IT-Leistungen
(Hard- und Softwarelieferungen
sowie Beratungs- und Implemen-
tierungsleistungen) das Vergabe-
recht zu beachten. Dieses eröffnet
verschiedene Möglichkeiten, sich
einen Überblick über den Markt
der IT-Dienstleistungen zu ver-
schaffen. So bietet sich z. B. die
Durchführung eines Bieterwettbe-
werbs an. 

Die bisherigen Erfahrungen in
den Kreisverwaltungen hätten ge-
zeigt, dass - gegebenenfalls auch
europaweite – Ausschreibungen
eine Vielzahl von Angeboten ge-
nerieren. Somit treffe die Kreis-
verwaltung hier auf einen diversi-
fizierten Markt, der den Landkrei-
sen finanzielle und inhaltliche
Verhandlungsspielräume eröffnet. 

Die Auswahl des jeweiligen
DMS stelle eine weitreichende
Entscheidung dar, die das behörd-
liche Arbeiten über Jahrzehnte hin
determiniert und nicht ohne weite-
res rückgängig gemacht oder ver-
ändert werden kann. Die Kreisver-
waltung müsse daher im Vorfeld
der Ausschreibung ein besonderes
Augenmerk auf die Erstellung ei-
nes Leistungsverzeichnisses legen.
Bei der Ausschreibung des DMS
sollte u. a. darauf geachtet werden,
dass dieses Schnittstellen zu den

einzelnen Fachverfahren ermög-
licht. Auch fortlaufende Service-
leistungen sollten in dem Dienst-
leistungsauftrag mit enthalten sein. 

„Kommunale Erfahrungen ha-
ben gezeigt, dass nicht nur bei der
Beschaffung der IT-Dienstlei-
stungen, sondern auch bei der Be-
schaffung von Hardware (Moni-
tore, Scanner, Server) und bei der
Ausschreibung eines externen
Scan-Dienstleisters recht schnell
hohe Auftragswerte erreicht wer-
den, die im Einzelfall zu einer eu-
ropaweiten Ausschreibung zwin-
gen können“, heißt es weiter. Als
in der Praxis sinnvoll habe sich
erwiesen, zunächst einen Ge-
samtauftrag zu vergeben, der die
hausweite Einführung eines
DMS einschließlich der Schnitt-
stellen zu den Fachverfahren so-
wie ggf. Zusatzleistungen wie die
Einrichtung eines Behördenpor-
tals umfasst. Dieser könne dann
stufen- bzw. abschnittsweise ge-
nutzt werden. 

Die Erfahrungen in den Kreis-
verwaltungen zeigten den Nutzen
einer frühzeitigen Einbeziehung
(inter-)kommunalen Sachverstan-
des in die eigenen Reformüberle-
gungen. Eine Information über
funktionierende DMS-Systeme in
den Nachbarverwaltungen diene
nicht nur der eigenen Entschei-

dungsfindung, sondern könne zu-
gleich zu einer größeren kreisinter-
nen Akzeptanz der anstehenden
Veränderungen beitragen. Weiter-
hin seien die Möglichkeiten einer
kreiskommunalen Kooperation in
jedem Einzelfall auszuloten. 

Besonderes Augenmerk ver-
dient naturgemäß die Auswahl der
Software. Diese müsse zur Ver-
waltung von Dokumenten und
Akten geeignet sein. Systeme, die
in diesem Bereich gebräuchlich
sind, böten oft Funktionalitäten
über das Akten- und Dokumen-
tenmanagement hinaus, z. B. zur
Unterstützung der digitalen Sach-
bearbeitung und Kommunikation.
Ein geeignetes System müsse IT-
Komponenten für die Bereiche
Dokumentenmanagement, digita-
le Aktenführung, digitaler Ge-
schäftsgang und Suchmechanis-
men bereitstellen.

Erfahrungen aus den Kreisver-
waltungen hätten gezeigt, dass
sich die Mitarbeiterakzeptanz
deutlich erhöht, wenn die Sachbe-
arbeiter in die Organisation der
elektronischen Aktenführung ein-
gebunden werden und Gelegen-
heit gegeben wird, funktionieren-
de DMS-Systeme in Nachbarkrei-
sen vor Ort zu erleben.

Entgegen häufiger Empfehlun-
gen biete sich eine parallele Akten-
führung in papierener und elektro-
nischer Form für die Pilotphase
nicht an. „Der elektronische Ge-
schäftsgang unterscheidet sich so
weitgehend von der ursprüngli-
chen analogen Form, dass ein Par-
allelbetrieb mit unverhältnismäßi-
gem Aufwand verbunden ist.“DK
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VKB weitet Schutz
vor Cyberschäden aus

Die Versicherungskammer Bayern weitet ihren Schutz vor Cy-
ber-Risiken aus. Der führende Kommunalversicherer bietet
bayerischen und pfälzischen Kommunen und kommunalen
Einrichtungen ab sofort eine spezielle Cyber-Versicherung er-
gänzend zur Kommunalen Haftpflicht- und zur Kommunalen
Kassenversicherung an. 

Das Internet und die fort-
schreitende Digitalisierung von
Geschäftsvorgängen bieten vie-
le Vorteile. Im Netz lauern aber
auch zahlreiche Gefahren, de-
nen Sicherheitsmaßnahmen wie
Firewalls und Anti-Virus-Soft-
ware nicht immer widerstehen.
Dabei geht es nicht nur um ge-
zielte Angriffe auf Daten von
Unternehmen oder Verwaltun-
gen – wie etwa Datendiebstahl
oder Abfluss von Geldern, son-
dern auch um Kosten für die
Datenwiederherstellung oder
um Schadenersatzansprüche
Dritter. 

Kommunale Einrichtungen
im Visier

Zunehmend stehen hier auch
Kommunen und kommunale
Einrichtungen im Mittelpunkt.
Deutschland weit bekannt wur-
de Anfang 2016 beispielsweise
der Angriff auf das städtische
Lukaskrankenhaus in Neuss.
Der Bundesverband der Kran-
kenhaus-IT-Leiter schätzt, dass
etwa einhundert Krankenhäuser
2016 attackiert worden sind.

Das BKA registrierte 2016 aus-
weislich der Kriminalstatistik in
Deutschland rund 82.600 Cyber-
Angriffe gegen IT-Technik – eine
Zunahme von 80 Prozent gegenü-
ber dem Vorjahr. Zugleich wird
von einer enormen Dunkelziffer
ausgegangen.

Während rund 75 Prozent der
Entscheider in kleinen und mitt-
leren Unternehmen in Deutsch-
land einer Umfrage des forsa-
Instituts im Auftrag des Ge-
samtverbands der Deutschen
Versicherungswirtschaft (GDV)
die Gefahr durch Cyber-Krimi-
nalität als „hoch“ einstufen, se-
hen aber nur 36 Prozent das ei-
gene Unternehmen gefährdet.
Als Ende Mai dieses Jahres der
Computervirus „WannaCry“
weltweit rund 200.000 Rechner
befiel, waren neben der Deut-
schen Bahn auch eine Vielzahl
britischer Krankenhäuser be-
troffen.

Höhere Gefährdung
durch Cyber-Angriffe

„Niemand sollte sich der Illu-
sion hingeben, seine Verwal-
tung, Einrichtung oder Unter-
nehmen sei für einen Cyber-An-
griff zu klein oder zu uninteres-
sant. Angesichts der deutlich
gestiegenen Gefährdung durch
Cyber-Attacken haben wir den
Versicherungsschutz für unsere
Kunden erweitert“, erklärt Har-
ald Speil, Hauptabteilungsleiter
öffentlich-rechtliche Einrich-
tungen der Versicherungskam-
mer Bayern.

Bereits heute bietet die Versi-
cherungskammer Bayern Kom-
munen und kommunalen Unter-
nehmen im Rahmen ihres Vermö-

gensschutzkonzepts Unterneh-
men bei Cyber-Attacken weitrei-
chenden Versicherungsschutz für
Dritt- und Eigenschäden.

Die Kommunale Haftpflicht-
versicherung KommHV sichert
Gebietskörperschaften und alle
mitversicherten Einrichtungen 
gegen Schadenersatzforderungen
Dritter wegen Datenmissbrauchs
auf der Grundlage gesetzlicher
Haftpflichtbestimmungen. Die
Versicherung übernimmt die Prü-
fung der Haftungsfrage, den Er-
satz berechtigter Forderungen
und die Abwehr unberechtigter
Forderungen. 

Kommunale 
Kassenversicherung

Über die Kommunale Kas-
senversicherung besteht Versi-
cherungsschutz für unmittelbare
Vermögensschäden auch mit
Cyberbezug aus Fehlverhalten
von Bediensteten oder Compu-
terbetrug auch durch Dritte. Die
Versicherung übernimmt die
Kosten für Datenwiederherstel-
lung und Systemrekonstruktion,
sowie Ersatz von Vermögens-
schäden.

VKB ergänzt
Cyber-Deckung 

Der Versicherungsschutz der
Kassenversicherung kann nun
durch die Erweiterte Cyber-
Deckung kommunal ECD-
komm ergänzt werden. Diese
gliedert sich in die ECDkomm-
Grunddeckung und ECDkomm-
Ertragsausfalldeckung. 

Über die ECDkomm-Grund-
deckung besteht Versicherungs-
schutz für Vermögensschäden
aus Verletzung datenschutz-
rechtlicher Bestimmungen, Ver-
traulichkeitsverletzung und Cy-
bersicherheitsverletzungen, und
das auch unabhängig von einem
Verschulden des Mitarbeiters
(z.B. Hacker-Angriff, Cyber-
Diebstahl und Daten-Vandalis-

mus), darüber hinaus bei vor-
sätzlichen Eingriffen Dritter
mit Bereicherungsabsicht in
das Computersystem des Versi-
cherungsnehmers, selbst wenn
kein Computerbetrug nach-
weisbar ist.

Zahlreiche Leistungen

Der Versicherungsschutz um-
fasst folgende Leistungen:
 Datenwiederherstellung
 Ersatz von unmittelbaren
Vermögensschäden
 und Kostenaufwände für Be-
ratungs- und Serviceleistungen. 

Diese sind als mittelbare
Schäden ausschließlich über die
ECDkomm gedeckt und in 
der Kassenversicherung ausge-
schlossen, beispielsweise: 
 Forensische Untersuchungen 

Ermittlung, welche Daten-
sicherheitsverletzung vorliegt,
wodurch diese verursacht wur-
de und Empfehlungen zur Vor-
beugung oder Reaktion auf der-
artige Datensicherheitsverlet-
zungen
 Benachrichtigung von Be-
troffenen/Datenschutzbehörden 

Kosten für Ermittlung der
Betroffenen, Informationsauf-
bereitung, Druck und Porto, er-
forderliche Anzeigenschaltun-
gen, behördliche Meldeverfah-
ren, Callcenter um nach Ver-
sand der Benachrichtigungen
Anfragen der Betroffenen zu
beantworten
 Krisenmanagement bei dro-
henden Reputationsschäden 
 Aufwendungen und Abwehr
von Spionage  
 Überwachung von Kredit-
und Girokonten 

Optional kann die ECDkomm-
Grunddeckung um die ECD-
komm-Ertragsausfalldeckung er-
weitert werden. Versicherungs-
schutz setzt ein, wenn sich aus ei-
nem in der ECDkomm-Grund-
deckung versicherten Ereignis
ein Ertragsausfallschaden durch
eine Betriebsunterbrechung
oder -beeinträchtigung ergeben
sollte. 

Als fachliche Ansprechpartner
stehen den Kommunen die zu-
ständigen Direktionsbevollmäch-
tigten der Versicherungskam-
mer Bayern zur Verfügung. 

Capgemini-Studie IT-Trends: 

Blickpunkt 
öffentliche Verwaltung

Konzentration auf Kundenzufriedenheit und Effizienz
Die Digitalisierung hat für die öffentliche Verwaltung eine
ebenso hohe Bedeutung wie für die Wirtschaft. Dementspre-
chend ist ihr Ausbau in beiden Lagern das wichtigste Ziel in
den kommenden Monaten. Dies geht aus der Capgemini-Stu-
die IT-Trends hervor, die jährlich den aktuellen Stand in der IT
sowie die Trends der kommenden Jahre ermittelt. Die aktuel-
len Ergebnisse basieren auf einer Befragung von 148 Entschei-
dungsträgern, von denen die Mehrheit in deutschen Unterneh-
men arbeitet. 

Während sich die öffentliche
Verwaltung darüber hinaus auf
die Erhöhung der Endkunden-
zufriedenheit und der Effizienz
konzentriert, wollen IT-Dienst-
leister der öffentlichen Hand in
erster Linie neue Produkte und
Services entwickeln. Das Ziel,
die Effizienz in der IT zu stei-
gern, haben sich nur wenige
Dienstleister gesetzt. Die Er-
höhung der Datensicherheit
steht sowohl bei der öffentli-
chen Verwaltung als auch bei
deren IT-Dienstleistern weiter-
hin hoch im Kurs. 

Dienstleister haben laut Un-
tersuchung mehr Probleme mit
der Digitalisierung als die Ver-
waltung. Ähnlich wie andere
Branchen reagiert die öffentli-
che Verwaltung auf die Heraus-
forderungen der Digitalisierung
organisatorisch hauptsächlich
mit der Einstellung von Mitar-
beitern mit dem entsprechenden
Know-how und dem Engage-
ment von IT-Beratungsunter-
nehmen. Darüber hinaus erhöht
sie ihre Software-Entwick-
lungskapazitäten. Technisch 
konzentriert sie sich auf die
stärkere Vernetzung von Daten,
den Ausbau der Cloud-Kapa-
zitäten und den Aufbau zentra-
ler Plattformen für Test und De-
ployment. 

Mangelnde Reife von
Cloud-Technologien

Allerdings gibt es auch Pro-
bleme beim Ausbau der Digita-
lisierung: Die meisten schätzt
die Verwaltung jedoch als weni-
ger gravierend ein als 2016.
Einzige Ausnahme sind die Ver-
antwortlichkeiten, die offenbar
unklarer geworden sind. Dem-
gegenüber haben die Probleme
der IT-Dienstleister zugenom-
men, sie klagen vor allem über
zu starre Organisationsstruktu-
ren, einen Mangel an qualifi-
zierten Mitarbeitern und unfle-
xible Geschäftsprozesse. Tech-
nologisch bereitet ihnen vor al-
lem die mangelnde Reife von
Cloud-Technologien Schwierig-
keiten.

Probleme mit Big Data gibt
es selten, weil sowohl Dienstlei-
ster als auch Verwaltung noch in
der Workshop- und Konzepti-
onsphase stecken. Die Cloud-
Nutzung der Verwaltung hat
demgegenüber stark zugenom-
men, allen voran im Infrastruk-
tur- und Plattformbereich. Die
Dienstleister halten in diesem
Bereich - ähnlich wie in der Pri-
vatwirtschaft - das recht hohe
Niveau des vergangenen Jahres. 

Den zukünftigen Betrieb von
Anwendungen richten sie eben-
falls gleich aus: Individuallö-
sungen bleiben langfristig in der
eigenen Betriebsverantwortung,
während Standardanwendungen
zum größten Teil an Cloud-An-
bieter abgegeben oder alternativ
ausgelagert werden sollen.
Plattformen und Middleware
wollen sie zu relativ gleichen
Teilen von Outsourcern oder
Cloud-Anbietern betreiben las-
sen, während nur knapp 10 Pro-
zent inhouse betreut werden.

Laut Studie werden die IT-
Budgets in diesem Jahr in der
Verwaltung weiter steigen, al-
lerdings nicht so stark wie vor
zwölf Monaten. Für die kom-

menden Jahre rechnet sie mit
weiteren Erhöhungen. Anders
gestaltet sich die Lage bei den
öffentlichen IT-Dienstleistern:
Die meisten gehen von gleich-
bleibenden Budgets aus, nur
wenige erhalten in diesem Jahr
mehr Geld. Dafür fallen diese
Erhöhungen häufig hoch aus.
Ein Teil des Geldes fließt in die
Umsetzung des E-Government-
Gesetzes, das in der Verwaltung
mit einem Drittel der IT-Bud-
gets viel Geld bindet. Noch
höher ist der Aufwand im Be-
reich IT-Personal, während das
IT-Management weniger zu Bu-
che schlägt.

Um derartigen Mehraufwand
aufzufangen und auch insge-
samt die Effizienz in der IT zu
steigern, sprechen sich die mei-
sten Teilnehmer bei Verwal-
tung und Dienstleistern dafür
aus, Software auf kommunaler,
Bundes- und Landesebene ge-
meinsam zu entwickeln. Die
entsprechende Initiative des IT-
Planungsrates „Föderale IT-
Kooperationen“ kommt derzeit
aber kaum voran, weil die Bil-
dung einer rechtsfähigen An-
stalt auf März 2018 verschoben
wurde. 

Von der Erstellung und Wei-
terentwicklung von Standards
versprechen sich viele Teilneh-
mer ebenfalls Effizienzgewin-
ne, allerdings ist im Vergleich
zu 2016 etwas Ernüchterung
eingetreten. Denn auch um die-
ses Thema soll sich der IT-Pla-
nungsrat kümmern, der bislang
aber innerhalb von sechs Jahren
lediglich drei nationale Stan-
dards verabschiedet hat. 

Smart Cities

Zwar werden Smart Cities sehr
unterschiedlich definiert, grund-
sätzlich geht es bei den meisten
Konzepten aber um die intelli-
gente Steuerung städtischer Sy-
steme. Denn durch die Digitali-
sierung entstehen Unmengen von
Daten, die ausgewertet und zu-
sammengeführt werden können,
um intelligente Lösungen für die
Verkehrsführung, den Ressour-
cenverbrauch, die Gestaltung von
und das Zusammenleben in Städ-
ten zu nutzen. Nachdem das The-
ma zunächst fast ausschließlich
Unternehmen vorangetrieben ha-
ben, misst ihm jetzt auch die öf-
fentliche Verwaltung Bedeutung
bei.

In Deutschland gibt es mit
Berlin, Hamburg und München
bereits einige prominente Bei-
spiele für Städte, die Smart-Ci-
ty-Programme aufgelegt haben.
„Solche Vorhaben sind aller-
dings mit hohen Investitionen
verbunden, was ihre Verbrei-
tung offenbar hemmt“, so die
Studie.

Verhaltener schätzen die Teil-
nehmer das Potenzial von Open
Data ein, obwohl bereits ver-
schiedene Beispiele gezeigt ha-
ben, dass Bürger mit offenen
Daten für die Allgemeinheit
wertvolle Projekte realisieren
können. „Wenn aber die Ver-
waltung selbst keinen Nutzen
daraus ziehen kann, fehlt ihr die
Motivation, die Daten bereitzu-
stellen. In diesem Bereich feh-
len derzeit offenbar die Kon-
zepte“, urteilt die Studie ab-
schließend. DK

IW-Analyse zu Digitalisierungspatenten: 

Hochburg Bayern
Eine bundesweite Analyse des Instituts der Deutschen Wirt-
schaft in Köln hat ergeben: Leistungsstarke Cluster für Inno-
vationen sind die süddeutschen Großstädte. Allein München
bringt hierzulande jedes vierte Digitalisierungspatent hervor,
mehr als jeder dritte Landkreis hingegen kein einziges. Nach-
holbedarf besteht noch in Ostdeutschland sowie im Nordwe-
sten.

Für das aktuellste verfügbare
Jahr 2014 wurden insgesamt
42.694 Patentanmeldungen von
Anmeldern mit Sitz in Deutsch-
land gezählt. Gut 4.100 davon
konnten als Digitalisierungspa-
tente identifiziert werden, was
einem Anteil von knapp 10 Pro-
zent entspricht. 

Spitzenreiter

Unangefochtener Spitzenrei-
ter der Digitalisierung sind Un-
ternehmen aus der Stadt Mün-
chen, auf die alleine knapp ein
Viertel aller Digitalisierungspa-
tente entfallen. Dort werden da-
mit mehr Digitalisierungspaten-
te angemeldet als in jedem ein-
zelnen Bundesland außerhalb
Bayerns, beispielsweise doppelt
so viele wie in NRW. Auffällig
ist darüber hinaus, dass der An-
teil der Digitalisierungspatente
an allen Patenten mit dem Inter-
nationalisierungsgrad der An-
meldung deutlich steigt. 

Hoher Spezialisierungsgrad

Bayern weist mit einem Wert
von 37 Patentanmeldungen je
100.000 sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten die mit
Abstand höchste Patentleistung
im Bereich Digitalisierung auf
und übertrifft damit den Bundes-
durchschnitt um nahezu das
Dreifache. Dabei kombiniert der
Freistaat eine hohe generelle Pa-
tentleistung mit einem hohen
Spezialisierungsgrad auf Digita-
lisierung zu einem Spitzenplatz
im Bundesländervergleich. 

Insgesamt sind die Großstäd-

te, die bezogen auf die Beschäf-
tigten 25 und damit achtmal so
viele Digitalisierungspatente
anmelden wie ländliche Regio-
nen, Ausgangspunkt der Digita-
lisierung. Die Top-5-Kreise Re-
gensburg (224), Stuttgart (137),
München (129), Ingolstadt
(112) sowie der Landkreis Mün-
chen (95) führen das Kreisran-
king mit Abstand an und verei-
nen zudem rund 50 Prozent der
gesamten Digitalisierungspa-
tente auf sich. 

Treibende Kräfte

Besonders auffallend ist, dass
die Triebkraft der Digitalisie-
rung in den Spitzenregionen
von den dortigen Großkonzer-
nen ausgeht. Analysen zur Digi-
talisierung im Mittelstand zei-
gen, dass kleine und mittlere
Unternehmen (KMU) zwar in
der Breite die Bedeutung der
Digitalisierung erkannt haben,
bestätigen aber auch, dass bei
der Umsetzung noch deutlicher
Nachholbedarf besteht. 

Weiße Flecken verringern

Speziell eine steuerliche FuE-
Förderung käme laut Studie
auch den Digitalisierungs-
bemühungen der KMU zugute
und könnte somit einen Beitrag
dazu leisten, die weißen Fle-
cken der Digitalisierung in
Deutschland zu verringern. Im
Jahr 2014 haben 140 von 402
deutschen Kreisen keinerlei Pa-
tentanmeldungen im Bereich
der Digitalisierung hervorge-
bracht. DK

Wohin Du Willst-App 
für den Landkreis Cham

„Ganz einfach mobil sein“ heißt es jetzt im Landkreis Cham, denn
ab sofort steht die Region in der App Wohin Du Willst zur Verfü-
gung. Wohin Du Willst ist ein persönlicher Mobilitätsplaner, der
den Bürgern die Nutzung aller im Landkreis Cham verfügbaren
Nahverkehrsangebote erleichtern wird. Landrat Franz Löffler:
„Die App ist ein erster Schritt hin zu neuen innovativen Dienstlei-
stungen rund um den ÖPNV, um diesen noch attraktiverund trans-
parenter für die Menschen zu machen.“

Adressgenau können Abfahrts-
und Ankunftsort angegeben wer-
den und der Fahrgast erhält die
für ihn passende Verbindung. Alle
öffentlichen Verkehre sowie der
Fernverkehr sind in Wohin Du
Willst integriert. In Echtzeit wird
stets aktuell angezeigt, ob Bus
oder Bahn pünktlich sind. Sollte
es zu einer Verspätung kommen,
berechnet die App automatisch
die neue Ankunftszeit. Im Linien-
verlauf kann der Fahrgast auf der
Karte sehen, wo sich zum Bei-
spiel der Bus gerade befindet. 

Einfache Bedienung

Regelmäßige Fahrten können
gespeichert und per Knopfdruck
aktualisiert werden. Die Fahrplä-
ne von gespeicherten Fahrten
kann der Fahrgast stets abrufen,
auch wenn er gerade keine Inter-
netverbindung hat. Das ist beson-
ders in Gegenden nützlich, in de-
nen die Netzabdeckung nicht im-
mer ausreichend ist. 

Wohin Du Willst ist einfach
und intuitiv zu bedienen, das ist
besonders vorteilhaft für ältere
Menschen oder Menschen, die
nicht sehr technikaffin sind.

Der Landkreis Cham ist zudem
in Wohin Du Willst regionalisiert.

Das bedeutet, dass man den
Landkreis im Menü auswählen
kann. Landkreis und Verkehrsun-
ternehmen haben die Möglich-
keit, die Nutzer per Push-Nach-
richt über regionale Themen wie
Umleitungen, Sonderverkehre
oder verkehrsbedingte Schulaus-
fälle zu informieren. „Das ist ein
besonderer Mehrwert“, so Land-
rat Franz Löffler.

Zudem integriert die App die
digitale Mitfahrzentrale „flinc“,
bei der sich jeder Nutzer registrie-
ren und seine Strecken anderen
zur Mitfahrt anbieten kann. Die-
se privaten Angebote werden in
der App dargestellt, so dass
Lücken in den öffentlichen Ver-
bindungen durch private Mit-
fahrgelegenheiten geschlossen
werden können.

Landrat Franz Löffler appel-
liert an die Bürgerinnen und Bür-
ger: „Je mehr mitmachen, desto
effektiver ist der Nutzen für den
Einzelnen. Wir wollen die Platt-
form auch weiter ausbauen.
Denkbar ist zum Beispiel die Ein-
bindung von Veranstaltungsfahr-
ten und Werksverkehren bis hin
zur Buchung von Fahrkarten.“

Die Wohin Du Willst-App ist
kostenlos in neun Sprachen für
iOS und Android erhältlich. 
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Digitalisierung wasserwirtschaftlicher Infrastruktur:

HST Systemtechnik
übernimmt Führungsrolle 

Parlamentarischer Staatssekretär Dirk Wiese und Bürgermeister
Christoph Weber zu Gast bei Mescheder Unternehmen 

Anlässlich einer zunehmend positiven Resonanz auf das vom
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) ge-
förderte Projekt KOMMUNAL 4.0 trafen sich Vertreter aus
Politik und Unternehmen zum Austausch über die Digitalisie-
rungsinitiative KOMMUNAL 4.0. Hierzu besuchte der parla-
mentarische Staatssekretär Dirk Wiese und Bürgermeister
Christoph Weber das in Meschede ansässige Unternehmen
HST Systemtechnik GmbH & Co. KG.

Am Unternehmensstandort in
Heinrichsthal befassen sich 123
Mitarbeiter mit der Digitalisie-
rung im Bereich der kommuna-
len Infrastrukturen und ent-
wickeln Lösungen für die Bau-
werke und Betriebe der Wasser-
wirtschaft. Zum Portfolio des
Unternehmens gehört Techno-
logie in Form von Maschinen &
Anlagen sowie IT & Automati-
on für die wesentlichen Prozes-
se und die Überwachung von 
z. B. Wasserwerken, Kläranla-
gen, Regenbecken, Pumpwer-
ken und Einrichtungen des
Hochwasserschutzes.

Maßnahmen
für die Zukunft

Bereits wenige Jahre nach der
Unternehmensgründung im
Jahr 1986 setzten die HST-Ge-
sellschafter bei der Unterneh-
mensentwicklung ergänzend
zur Maschinentechnik voraus-
schauend auf IT & Automation.
Die entwickelten Produkte zur
Prozessdatenverarbeitung und
Betriebsorganisation sind bun-
desweit in nahezu 1.000 Kom-
munen installiert. 

Seit die Bundesregierung im
Jahr 2013 mit der Kampagne
Industrie 4.0 die Digitalisierung
der Industrie ausgerufen hat,

wird nun auch in der Politik die-
ses Thema für Kommunen und
Städte immer häufiger disku-
tiert. Mit dem Begriff KOM-
MUNAL 4.0 will die HST ge-
meinsam mit Kommunen, Wis-
senschaftsinstituten und Unter-
nehmen darauf aufmerksam
machen, dass viele Wert- und
Wortschöpfungen der Digitali-
sierung nicht nur der Industrie
zuzuordnen sind, sondern glei-
chermaßen für kommunale In-
frastrukturen wie in der Wasser-
wirtschaft gelten. Innovationen
und Erfindergeist finden sich im
kommunalen Markt genauso
wieder wie im industriellen
Umfeld. 

Erforderliche
Kostenersparnis

Hierzu merkte Dirk Wiese
treffend an: „Funktionierende In-
frastrukturen sind eine wichtige
Voraussetzung für ein gutes Le-
ben und eine gute wirtschaftliche
Entwicklung in Städten und
Kommunen. Digitale Lösungen
bieten der Wasserwirtschaft heute
neue Möglichkeiten, um hinsicht-
lich geänderter Anforderungen
und Umwelteinflüsse effizient
und flexibel reagieren und erfor-
derliche Kostenersparnisse erzie-
len zu können.“

Im Zuge eines F&E-Förder-
antrages der HST wurde der Be-
griff KOMMUNAL 4.0 für eine
innovative Entwicklungsidee
im Rahmen des Förderwettbe-
werbs Smart Service Welt I des
BMWi und zur Gründung eines
gleichnamigen Vereins zur För-
derung der Digitalisierung in
kommunalen Infrastrukturen
genutzt. Das Mescheder Unter-
nehmen ging aus dem BMWi-
Wettbewerb als einer der 16 Ge-
winner hervor und hat nun die
Aufgabe, eine Daten- und Ser-
viceplattform aufzubauen, auf
der in Zukunft alle KOMMU-
NAL 4.0 Dienste bzw. Services
betrieben werden.

Neue Techniken
und Geschäftsmodelle

Mit Hilfe des Förderprojektes
können die beteiligten Unter-
nehmen und Universitäten zu-
sammen mit Partnerkommunen
neue Techniken und Geschäfts-
modelle rund um die digitali-
sierte Infrastruktur erforschen
und erproben. Das Bundeswirt-
schaftsministerium, die Hoch-
schulen sowie die beteiligten
Unternehmen und kommunalen
Betriebe investieren dabei mehr
als 4 Millionen Euro.

In Zukunft werden HST und
Verein mit der KOMMUNAL
4.0-Initiative Forschung und
Entwicklung, Know-how, Aus-
und Weiterbildung sowie Pi-
lot- und Demonstrationspro-
jekte im Umfeld der Digitali-
sierung entwickeln, anbieten
und realisieren. Dabei stellt

insbesondere der Verein si-
cher, dass die Ergebnisse und
der Wissenszuwachs aus dem
Förderprojekt auch nach Pro-
jektende dauerhaft verfügbar
bleiben und weiter ausgebaut
werden. 

Die Geschäftsführer des Ver-
einsmitgliedes HST, Richard
Ernst und Werner Bücker, sowie
der Vereinsvorsitzende Günter
Müller-Czygan erläuterten ak-
tuelle Digitalisierungstrends
und die daraus resultierenden
Veränderungen im Bereich
kommunaler Infrastrukturen.
Dabei stellt die im Rahmen der
Digitalisierung zu gewährlei-
stende IT-Sicherheit die größte
Herausforderung bei dem sich
verändernden Zusammenspiel
zwischen Wirtschaft, Politik
und Kommune in den nächsten
Jahren dar. 

Hohe Effektivität
und Effizienz

Deutsche Technologien und
Unternehmen sind auch interna-
tional in wasserwirtschaftlichen
Infrastrukturen gefragt und
spielen eine Führungsrolle.
HST liefert aktuell ihre neues-
ten Innovationen in die Bal-
lungsräume Asiens. In China
spielen die Lösungen von HST
für die Wasserwirtschaft zuneh-
mend eine besondere Rolle.
Dort werden in naher Zukunft
einige hunderttausend Speicher-
becken für Starkregen nach
deutschem Vorbild gebaut. Bei
der Ausrüstung dieser Becken
setzt man insbesondere auf die
durch IT vernetzte Maschinen-
technik von HST, da Sie höhere
Effektivität und Effizienz erzielt
bzw. ermöglicht als herkömmli-
che Technologien. 

Die HST beabsichtigt am
Standort Heinrichsthal in eine
neue Ausbildungs- und Ferti-
gungsstätte zu investieren, bei
der die Digitalisierung und die
Fertigung für asiatische Märkte
eine besondere Rolle spielt.
Über Fachkräftemangel kann
sich die HST nicht beschweren.

Von links: Christoph Weber (Bürgermeister der Stadt Mesche-
de), Dirk Wiese (Parlamentarischer Staatssekretär beim 
BMWi), Michael Schlichenmaier (Wirtschaftsförderung der
Stadt Schwäbisch Gmünd), Richard Ernst (Geschäftsführer
der HST Systemtechnik GmbH & Co. KG), Günter Müller-
Czygan (Projektleiter KOMMUNAL 4.0 bei der HST System-
technik GmbH & Co. KG). 

Das inhabergeführte Unterneh-
men kann auf eine beachtliche
Ausbildungsquote von derzeit
über 20 Lehrlingen in allen
Fachrichtungen verweisen. Die
HST schätzt Meschede als Stan-
dort, insbesondere aufgrund der
Nähe zur Hochschule, mit der
sie verschiedene Kooperationen
und Aktivitäten verbindet. Ein
großer Anteil der beschäftigten
Ingenieure hat die Hochschul-
ausbildung in Meschede absol-
viert; viele von Ihnen konnten
ihre Abschlussarbeiten bei der
HST schreiben.

Erfreuliche
Unternehmensperspektiven

Das Unternehmen will in den
Bereichen Maschinen & Anla-
genbau als auch in der IT & Au-
tomation stetig weiter wachsen
und ist zuversichtlich, dass dies
bei entsprechenden Rahmenbe-
dingungen am Standort Me-
schede möglich ist. Durch die
frühen Investitionen in Soft-
waretechnologien für den Zu-
kunftsmarkt Wasser wurden
gute Unternehmensperspekti-
ven geschaffen. Hieraus erge-
ben sich vor allem für junge

Menschen hochinteressante
Tätigkeitsfelder sowie verlässli-
che Beschäftigungsstrukturen.

In Zukunft beabsichtigt die
HST die Softwareentwicklun-
gen auch im Bereich der Indu-
strie anzubieten und sucht dazu
noch Kooperationen mit Unter-
nehmen aus der Region, die sich
mit Industrie 4.0-Entwicklun-
gen befassen. Auch interessierte
Kommunen und Städte sind
aufgerufen, sich an weiteren Pi-
lot- und Demonstrationsprojek-
ten zur Erprobung neuer Tech-
nologien und der KOMMU-
NAL 4.0 Digitalisierungsstudie
2017 zu beteiligen bzw. dem
Verein KOMMUNAL 4.0 e.V.
beizutreten. 

Die HST hat als KMU bewie-
sen, dass es mit guten Ideen, ei-
nem außergewöhnlichen Portfo-
lio für Ausrüstungslösungen so-
wie einem hohen Engagement
ein Innovationsführer in einem
Spartenmarkt werden konnte.
So wie es sich für einen Vorrei-
ter der Digitalisierung gehört,
können alle wichtigen Informa-
tionen unter www.kommunal
4null.de im Internet abgerufen
werden. Dort kann auch die
Kontaktaufnahme erfolgen. E-Rechnung:

Wichtiger Schritt
zum Digitalen Rathaus

Seit 1. Juli 2017 erhalten alle Ausweisbehörden die Rechnungen 
von der Bundesdruckerei elektronisch

Viele Kommunen in Deutschland machen derzeit einen wichtigen
Schritt in Richtung Digitalisierung. Zum 1. Juli 2017 hat die Bun-
desdruckerei ihre Rechnungen an alle 6.500 Pass- und Ausweis-
behörden umgestellt: Das Unternehmen schickt diesen Behörden
nun seine Rechnungen für die Herstellung hoheitlicher Doku-
mente grundsätzlich elektronisch; eine Papierrechnung gibt es
nur noch gegen einen Aufpreis. 

Für die E-Rechnungen stellt
die Bundesdruckerei den Be-
hörden eine Portallösung zur
Verfügung. Über das Portal
können digitale Dokumente
empfangen und versendet wer-
den. Dies funktioniert für alle
Rechnungsformate. Der Nutzer
erhält immer das Format, das er
für seine Verfahren benö-
tigt. „Die Umstellung auf elek-
tronische Rechnungen bedeutet
für viele Kommunen einen Ein-
stieg in digitalisierte Prozesse –
mit den entsprechenden Effi-
zienzgewinnen“, erklärt Ulrich
Hamann, Vorsitzender der Ge-
schäftsführung der Bundesdru-
ckerei. „Nur wenigen Kommu-
nen ist bislang bewusst, dass sie
über das E-Rechnungsportal
auch ihre sonstigen Lieferan-
ten anbinden und somit ihr ge-
samtes Lieferantenmanagement
umstellen können.“ 

Mit der Umstellung greift die
Bundesdruckerei dem Gesetz-
geber vor: In den kommenden
Jahren müssen Kommunen
elektronische Rechnungen emp-
fangen und medienbruchfrei
verarbeiten können. Dies sieht
das so genannte E-Rechnungs-
gesetz vor, das „Gesetz zur Um-
setzung der Richtlinie 2014/55/
EU über die elektronische

Rechnungsstellung im öffentli-
chen Auftragswesen“. Die Um-
stellung soll stufenweise erfol-
gen: Ende November 2018
müssen zunächst sämtliche Bun-
desministerien und Verfassungs-
organe elektronische Rechnun-
gen empfangen können, ein
Jahr später folgen alle anderen
öffentlichen Auftraggeber, ab
Ende November 2020 wer-
den papierbasierte Rechnungen
nicht mehr akzeptiert.

Die Umstellung erleichtert
Behörden und Unternehmen so-
wohl den Empfang als auch den
Versand von Rechnungen. Laut
einer Studie der Verwaltungs-
hochschule Speyer kostet die
Bearbeitung einer Eingangs-
rechnung auf Papier eine
Behörde im Schnitt fast 25 Eu-
ro: Die Rechnungen werden
händisch sortiert, verteilt, frei-
gegeben; Daten werden in eine
Buchungssoftware eingetragen
und verbucht, Zahlungen frei-
gegeben, Rechnungen archi-
viert etc. 

Mit der neuen Lösung der
Bundesdruckerei können diese
zeit- und kostenintensiven
Schritte durch digitale Prozesse
ersetzt werden – etwa durch den
Empfang elektronischer Forma-
te, den Scan oder die Weiterver-

arbeitung gedruckter Dokumen-
te. Durch eine vollständig digi-
tale Rechnungsbearbeitung las-
sen sich pro Eingangsrechnung
rund 15 bis 20 Euro einsparen.
Zu diesem Ergebnis kommt der
Leitfaden „Elektronische Ver-
waltung in der öffentlichen Ver-
waltung“ des Bundesinnenmini-
steriums. 

Das Portal, über welches die
Bundesdruckerei ihre E-Rech-
nungen an die Behörden schickt,
ist eingebunden in ein größeres
Netzwerk zum sicheren und
rechtskonformen Austausch von
Dokumenten: Traffiqx. Die
Bundesdruckerei ist einer der
Anbieter innerhalb des Netz-
werks. Über dieses können
elektronische Rechnungen in al-
len Formaten angenommen und
verschickt werden. Mehr als
300.000 Unternehmen sind be-
reits angebunden.

Der Mehrwert des Netz-
werks: Behörden und Unterneh-
men, die über eines der Traf-
fiqx-Mitglieder angebunden
sind, können schnell und ein-
fach prüfen, welche ihrer Liefe-
ranten bereits E-Rechnungen
versenden. So lassen sich Ein-
sparungen direkt und ohne Auf-
wand erzielen. Auf Wunsch un-
terstützt die Bundesdruckerei
ihre Kunden dabei, weitere Lie-
feranten einzubinden. Hamann:
„Je mehr Geschäftspartner ihre
Rechnungsprozesse digitalisie-
ren, desto höher sind die Ein-
spareffekte für alle Beteilig-
ten.“ 
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Kommunalwahlen 
in Bayern

Parallel zur Bundestagswahl fanden in Bayern
zahlreiche Landrats- und Bürgermeisterwahlen statt

Der SPD-Politiker Herbert
Eckstein bleibt Landrat im
Landkreis Roth. Der 61-Jährige,
der das Amt bereits seit 1993
bekleidet, wurde mit 96,1 Pro-
zent der Stimmen wiederge-
wählt. Er hatte keinen Gegen-
kandidaten.

Ebenfalls wiedergewählt wur-
de der CSU-Politiker Christian
Meißner als Landrat des Land-
kreises Lichtenfels mit 66,1
Prozent der Stimmen. Sein Ge-
genkandidat Arnt-Uwe Schille
(SPD) erreichte 25,2 Prozent der
Stimmen, auf die Kandidatin der
AfD, Heike Kunzelmann, entfie-
len 8,6 Prozent. Die Wahlbeteili-
gung lag bei 73,6 Prozent.

Weißenburg-Gunzenhausen 

Im mittelfränkischen Kreis
Weißenburg-Gunzenhausen
bleibt der CSU-Politiker Ger-
hard Wägemann im Amt. Für
den 64-Jährigen votierten 89,3
Prozent der Wähler. Er hatte
keinen Gegenkandidaten. Auch
der Oberbürgermeister von
Neumarkt in der Oberpfalz, Tho-
mas Thumann, ist in seinem Amt 
bestätigt worden. Der Kandidat
von UPW/FW (Unabhängige
Parteifreie Wählergemein-
schaft/Freie Wähler) erreichte
68,8 Prozent der Stimmen. Auf
den CSU-Kandidaten Richard
Graf (CSU) entfielen 25,5 Pro-
zent der Stimmen. Der Vertreter
der Freien Liste Zukunft, Dieter
Ries, erhielt 5,7 Prozent.

Neuer Bürgermeister von Lei-
dersbach (Landkreis Milten-
berg) ist Michael Schüßler von
der Christlichen Wählergemein-
schaft. Der 32-Jährige setzte
sich mit 61,5 Prozent gegen 
den Bewerber der CSU, Robert
Bauer (38,5 Prozent) durch. Die
Wahlbeteiligung lag bei 79,9
Prozent.

Bürgermeister von Hösbach
(Landkreis Aschaffenburg) bleibt
dagegen Michael Baumann (par-
teilos). Der Amtsinhaber siegte
mit 67,8 Prozent der Stimmen ge-
gen seinen Herausforderer von
der CSU, Frank Houben (32,2
Prozent). Die Wahlbeteiligung
lag bei 76,6 Prozent.

Stadtbergen

Der CSU-Politiker Paulus
Metz bleibt Bürgermeister in
Stadtbergen (Landkreis Augs-
burg). Der Amtsinhaber erhielt
68,5 Prozent der Stimmen, für
seine Herausforderer Matti
Müller (SPD), Peter Rauscher
(Grüne) und Alfred Hammel
(FW) votierten 18,1 bzw. 9,2
und 4,2 Prozent der Wähler. Die
Wahlbeteiligung lag bei 75,4
Prozent.

Matthias Maier (CSU) heißt
der neue Bürgermeister von
Höslwang (Landkreis Rosen-
heim). Er wurde mit 72,7 Pro-
zent der Stimmen gewählt. Der
SPD-Politiker Ben Schwarz
bleibt weiterhin Bürgermeister
in Georgensgmünd (Landkreis

Roth). Der 41-Jährige erhielt
97,95 Prozent der Stimmen.
Schwarz wurde von SPD und
CSU auf eine gemeinsame Liste
gesetzt und hatte keinen Gegen-
kandidaten.

Der bisherige zweite Bürger-
meister Johann Vordermaier ist
neuer Gemeindechef von Feich-
ten im Landkreis Altötting. Der
59-Jährige siegte mit 88,15 Pro-
zent der Stimmen. Vordermaier
trat für die CSU und die Freie
Wählerschaft Feichten an und
war der einzige Bewerber.

Neuer Rathauschef von Win-
höring (Landkreis Altötting) ist
der CSU-Politiker Karl Brand-
müller. Er erhielt 51,6 Prozent
der Stimmen. Seine Konkurren-
ten von den Freien Wählern,
Gerhard Krause und der SPD
(Elfi Jung) erreichten 29,4 bzw.
19,0 Prozent der Stimmen. Die
Wahlbeteiligung lag bei 75,3
Prozent.

Der CSU-Politiker und bishe-
rige 2. Bürgermeister Christian
Blatt ist neuer Bürgermeister
von Erdweg im Landkreis
Dachau. Er kam auf 62 Prozent
der Stimmen. Der Kandidat der
Freien Wählergruppe Wels-
hofen, Joseph Ndogmo, holte
32,5 Prozent, der Vertreter der
Freien Wähler, Rolf Blaas, kam
auf 5,4 Prozent.

Bodenmais

Mit 87,4 Prozent der Stim-
men ist der CSU-Politiker Joa-
chim Haller in seinem Amt als
Bürgermeister von Bodenmais
(Landkreis Regen) bestätigt
worden. Haller war der einzige
Bewerber. In Dörfles-Esbach
(Landkreis Coburg) erhielt Udo
Döhler (Unabhängiger Bürger-
verein Dörfles-Esbach) 73,7
Prozent. Sein Herausforderer
Gerold Gebhard (FDP) erreich-
te 26,3 Prozent.

Bei der Bürgermeisterwahl in
Henfenfeld (Nürnberger Land)
gewann Markus Gleißenberg
(CSU/FWG) mit 52,5 Prozent
der Stimmen. Auf seinen Her-
ausforderer Jonathan Wrensch
(SPD/FBB) entfielen 47,5 Pro-
zent. Der parteilose Helmut
Willmerdinger wurde in Titt-
ling (Landkreis Passau) mit 67,1
Prozent im Amt bestätigt. Ros-
witha Toso (FW) und Ulrich
Swoboda (Grüne) kamen auf 30
Prozent bzw. 2,9 Prozent.

Wernberg-Köblitz

Der neue Rathauschef der
Marktgemeinde Wernberg-Köb-
litz (Landkreis Schwandorf) heißt
Konrad Kiener (CSU). Der 42-
Jährige setzte sich gegen seinen
Mitbewerber Alexander Werner
von der SPD mit 63,8 Prozent
der Stimmen durch. Im Land-
kreis Regensburg ist Ulrich
Brey als Bürgermeister von
Kallmünz mit 83,35 Prozent be-
stätigt worden. Der CSU-Politi-
ker hatte keinen Gegenkandi-
daten. DK

Von links: die Landräte Thomas Reinhardt, Stefan Rößle, 
Hubert Hafner, Leo Schrell, Heiner Scheffold, Thorsten Freu-
denberger und Klaus Pavel. Bild: Landratsamt Ostalbkreis

Landräte-Arbeitstreffen in Ellwangen:

Solide Finanzausstattung der
Krankenhäuser angemahnt

Die dauerhafte Sicherstellung
der wohnortnahen Patienten-
versorgung stand im Mittel-
punkt eines Arbeitstreffens der
Landräte der bayerischen-
Württembergischen Grenzre-
gion in Ellwangen-Neunheim. 

Dabei richteten die Landräte
Klaus Pavel (Ostalbkreis), Heiner
Scheffold (Alb-Donau-Kreis),
Leo Schrell (Dillingen a.d.Do-
nau), Stefan Rößle (Donau-Ries),
Hubert Hafner (Günzburg), Tho-
mas Reinhardt (Heidenheim) und
Thorsten Freudenberger (Neu-
Ulm) unisono einen eindringli-
chen Appell in Richtung Bundes-
regierung. 

Für wohnortnahe 
Patientenversorgung

So erwarten die Landräte von
der künftigen Koalition, dass die
finanziellen Rahmenbedingungen
für die Kliniken so ausgestaltet
werden, dass die kommunal ge-
führten Krankenhäuser der Grund-
versorgung nachhaltig eine quali-
tativ hochwertige Medizin und vor
allem eine wohnortnahe Patienten-
versorgung gewährleisten können.
„Dies setzt vor allem auch voraus,
dass die Kliniken nicht mit jedem
Fall in der Notaufnahme von Haus
aus ein Defizit einfahren“, betont
Landrat Leo Schrell.

Mehr Lebensqualität

Am Beispiel des Regionalent-
wicklungsvereins Donautal-Ak-
tiv informierten Schrell und Haf-
ner über die positive Entwicklung
der beiden Landkreise Dillingen
und Günzburg in touristischer
Hinsicht. So seien in der gemein-
samen LEADER-Region in den
zurückliegenden Jahren zahlrei-
che Infrastrukturprojekte ent-
wickelt und umgesetzt worden,
die zu mehr Lebensqualität bei-
tragen. Dabei habe man einen be-
sonderen Fokus auf die Optimie-
rung und Qualifizierung des Rad-
und Wanderwegenetzes gelegt.

Hochwasservorsorge

Einig waren sich die sieben
Landräte auch in der Frage der
Hochwasservorsorge. Ange-
sichts der zunehmenden Stark-
regenereignisse müssten nach-
haltige Hochwasserschutzkon-
zepte erarbeitet werden, die
auch den notwendigen und noch
nicht an jeder Stelle ausreichen-
den Grundschutz an den Zuflüs-

sen zu Iller und Donau berück-
sichtigen. Hurler

Bayerisch Eisenstein ist
Bahnhof des Jahres

Der Grenzbahnhof Bayerisch Eisenstein im Bayerischen Wald ist
von der „Allianz pro Schiene“ in der Kategorie Tourismus als
kundenfreundlichster Bahnhof Deutschlands geehrt worden. Die-
ser Überlebende des kalten Krieges begeisterte die Jury mit einer
„gelebten europäischen Grenzkultur“.

Die Jury des renommierten
Wettbewerbs besteht aus Vertre-
tern des Fahrgastverbandes Pro
Bahn, dem Deutschen Bahnkun-
den-Verband (DBV), dem Ver-
kehrsclub Deutschland (VCD),
dem ACE Auto Club Europa,
dem Allgemeinen Deutschen
Fahrrad-Club (ADFC) und der
Allianz pro Schiene. Um touri-
stische Qualitäten der Bahnhöfe
zu bewerten, reisen außerdem
Verkehrsexperten des Deutschen
Tourismusverbandes (DTV) und
der Kooperation „Fahrtziel Na-
tur“ mit.

Monumentaler
Doppelbahnhof

Auf ein „Idyll für Grenzgän-
ger“ stoßen Touristen in Baye-
risch Eisenstein. Der monumen-
tale Doppelbahnhof steht zur
Hälfte auf bayerischem Staatsge-
biet, zur Hälfte liegt er in Tsche-
chien. Die Wiedervereinigung
der beiden Bahnhofshälften sei
so überzeugend gelungen, dass
„Wanderer im Bayerischen Wald

den Rucksack abschnallen, um
sich den gastlichen Grenzver-
kehr im Bahnhof von Bayerisch
Eisenstein in aller Ruhe anzuse-
hen“, urteilte die Jury. 

Lohnendes
Ausflugsziel

Der Bahnhof sei nicht nur „ein
gutes Sprungbrett für Ausflügler.
Auf fünf Etagen und rund 3.000
Quadratmetern ist er auch selber
zum lohnenden Ausflugsziel ge-
worden.“ Die Übernahme des
deutschen Bahnhofsteils durch
den Naturpark Bayerischer Wald
stelle für Reisende einen „echten
Glücksfall“ dar: Diverse Museen
im Bahnhof (Fledermausmuse-
um, Skimuseum und eine histo-
rische Ausstellung zum Bau der
Eisenbahnstrecke), eine propere
Bahnhofsallee, Gastronomie auf
deutscher und tschechischer Sei-
te, „mehr Bahnhof geht eigent-
lich nicht“, so die Jury über den
ersten internationalen Bahnhof
des Jahres in der Geschichte des
Wettbewerbs. DK Ein Idyll für Grenzgänger: Der Bahnhof Bayerisch Eisenstein. 

V. l.: Die Bläsergruppe des Horn- und Tuba-Centers, Norbert
Seidl, Bürgermeister von Puchheim, Alexandra Obertreis, Vor-
stand und Geschäftsführung Puchheimer Kinderreich e.V., 
Doreen Heyland Gruppenleitung Pumuki, Sabine Schelbert, Vor-
stand Puchheimer Kinderreich e.V., und Landrat Thomas Kar-
masin. Bild: Familienstützpunkt Puchheim 

Puchheim:

Familienstützpunkt 
offiziell eröffnet 

Was hilft, wenn das Baby Nacht für Nacht schreit? Wie ist das
eigentlich mit der Trotzphase? Wo finde ich für mein Kind ge-
eignete Betreuung? Wie geht es weiter als alleinerziehender El-
ternteil? Mit solchen Fragen können sich Eltern künftig an den
Familienstützpunkt in Puchheim wenden. Nach Fürstenfeld-
bruck ist der Puchheimer Familienstützpunkt, der im Mai seine
Arbeit aufgenommen hat, die zweite Anlaufstelle im Landkreis
Fürstenfeldbruck. 

Zur Einweihung fanden sich
die geladenen Gäste kürzlich in
den neu angemieteten ehemali-
gen Ladenräumen in der Loch-
hauser Straße ein, um die offiziel-
le Eröffnung des zweiten Fami-
lienstützpunktes im Landkreis ge-
meinsam zu feiern. 

„Eine Investition in die Famili-
enbildung und damit in die Stär-
kung familiärer Bindungen ist
auch eine Investition in die Zu-
kunft. Diesen Beitrag für eine po-
sitive gesellschaftliche Entwick-
lung leisten wir gern im Land-
kreis Fürstenfeldbruck“, so Land-
rat Thomas Karmasin. 

Eng mit der Stadt vernetzt

Der Familienstützpunkt ist an-
gegliedert an das Puchheimer
Kinderreich e.V. und arbeitet eng
vernetzt mit der Stadt Puchheim
und den sozialen Einrichtungen
vor Ort zusammen. Insgesamt
sollen acht dieser Anlaufstellen
für Familien im Landkreis Für-
stenfeldbruck entstehen. Noch in

diesem Jahr wird in Germering
ein dritter Familienstützpunkt
eröffnet. Finanziert werden diese
Stellen jeweils zur Hälfte durch
den Landkreis und das Bayrische
Staatsministerium für Arbeit und
Soziales, Familie und Integration.

Freizeitangebote

Sozialpädagogin Kerstin Kas-
trup ist es wichtig, die ratsuchen-
den Familien direkt an die richti-
gen Stellen weiter zu vermitteln
und die Familien je nach Bedarf
mit umfangreichen Informatio-
nen zu passenden Angeboten zu
versorgen. Ergänzend plant die
Leiterin des Familienstützpunktes
Informationsabende zu verschie-
denen Themen rund um Erzie-
hung und Familie. Außerdem sol-
len Ferien- und Freizeitangebote
für Kinder gemeinsam mit ihren
Eltern oder Großeltern Gelegen-
heit für Spiel, Spaß und Begeg-
nung bieten. 
Nähere Informationen unter www.
puchheimer-kinderreich.de 
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„Werden Kinder zum Status-
symbol? Frei nach dem Motto:
Mein Auto, mein Haus, meine
Yacht, mein Baby. Naja, wenn
wir so die demographische
Wende schaffen, soll es mir
Recht sein.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, war fassungslos
über den Aufwand, den junge
Eltern heutzutage um ihren
Nachwuchs betreiben.

Auslöser war keines der Kin-
der des Bürgermeisters. Bei
seiner Tochter ist er eh der Meinung, dass sie bis
35 warten kann, bevor das erste Kind kommt,
nach Ausbildung und ersten Karriereschritten.
Ob das nun eine sehr fortschrittliche Einstellung
zur Rolle der Frau in der Gesellschaft ist oder ob
er mit Mitte 50 nur noch nicht Opa werden will,
ist Gegenstand heftiger Spekulationen im gesam-
ten Rathaus. Seinem Sohn würde er wohl die Re-
produktion auch früher gestatten, aber der ist
noch nicht in festen Händen.

Nein, eine Nachbarin von ihm, durchaus schon
arriviert und in einem Alter, das dem Bürgermeis-
ter für Kinder passend erscheint, hat die Geburt
ihrer Tochter mit einer wahren Kauforgie an Ba-
byausstattung gefeiert, die jetzt eben in der Nach-
barschaft die Runde macht. Während Eltern im
Schnitt in den ersten Lebensjahren gut 1.125 Eu-
ro für die Hardware rund ums Kind ausgeben,
kostete allein der Kinderwagen der Nachbarin
fast 2.000 Euro. Dafür wird allerdings auch et-
was geboten, einschließlich einer im Wagen inte-
grierten Heizung für die kälteren Tage und USB-
Schnittstellen für Smartphone und Tablet am
Griff des Kinderwagens, damit die wichtigen Ver-
bindungsglieder in die kinderlose Außenwelt
durch den Elektromotor im Babycoupé aufgela-
den werden können.

Ich sehe schon, wie es meine Schwester ge-
macht hat, geht es gar nicht mehr. Sie hatte sich
doch tatsächlich einen gut erhaltenen Kinderwa-
gen gebraucht gekauft (der neben dem Erstgebo-
renen noch zwei Geschwister sicher von A nach B
brachte), sich von der Familie einen kuscheligen
Schaffellsack für die kalten Tage schenken lassen

und am Spielplatz, in der Krab-
belgruppe oder beim Kinderarzt
einfach mit anderen Müttern
und Vätern geredet, anstatt auch
noch in der schönen Zeit mit
den Kleinen ins World Wide
Web abzutauchen.

Heutzutage gehören Kinder
Gott sei Dank wieder dazu,
wenn zwei gemeinsam durchs
Leben gehen wollen. Die Zeit
der DINKs (Double Income No
Kids) scheint vorüber. Die Fa-

milien werden auch durchaus wieder größer, die
Einzelkinder seltener und auch drei Kinder sind
für viele kein Tabu mehr, gerade für Leute, die im
Beruf schon etwas erreicht haben.

Aber dann sollen die kleinen Plagen jedenfalls
bitteschön etwas zu Repräsentation und Status
von Papa und Mama beitragen. Kinderwagen
eignen sich dazu prächtig, ebenso wie die Klei-
dung. 25 Prozent der jungen Eltern geben mehr
als 500 Euro für einen Kinderwagen aus, der was
her macht und zeigt: Ich kann mir den kleinen
Schreihals leisten, habe Freude an innovativen
Klapptechniken und achte bei der Bereifung auf
Geländegängigkeit und Stoßfestigkeit - wie bei
meinem SUV auch.

Weil man die Kinder ja auch vorzeigen will, war
wahrscheinlich der Aufschrei unter Londons Müt-
tern so groß, als ein Warenhaus ankündigte, in Zu-
kunft nur noch Unisex-Klamotten für Kinder zu
verkaufen, weil Buben und Mädchen doch eh das
Gleiche tragen (naja, vielleicht mit Ausnahme der
Röckchen?). Ein „geht gar nicht“ war über den
Kanal auch in deutschen Blättern zu lesen. Da be-
schloss ich für mich, künftig zu verschweigen, dass
ich bis zur Pubertät die alten Pullover und Hosen
meines großen Bruders aufgetragen habe.

Mein Chef, der Bürgermeister, hat ja mit seiner
Frau auch Kinder groß gezogen und kein solches
Tamtam um den Nachwuchs gemacht, obwohl er
es mit Stolz auf seinen Nachwuchs mit jedem an-
deren Papa auf der Welt locker aufnehmen kann.
Aber unabhängig von allem freut ihn, dass Kon-
rad Adenauer 50 Jahre nach seinem Tod wieder
mal Recht bekommen hat: „Kinder kriegen die
Leute immer.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Kinder als
Statussymbol?

Preise der Oberfrankenstiftung 2017:

Imposantes Schaffen
Für besondere Leistungen in den Kategorien „Soziales“, „Kul-
tur“ und „Denkmalpflege“ vergab die Oberfrankenstiftung
auch heuer wieder Preise, die pro Kategorie mit 15.000 Euro
dotiert waren. In Sonnefeld laudierten nach der Begrüßung
von Erstem Bürgermeister Michael Keilich die Vorsitzende des
Stiftungsrats der Oberfrankenstiftung, Regierungspräsidentin
Heidrun Piwernetz, Bezirkstagspräsident Dr. Günther Denzler
sowie Bezirksheimatpfleger Prof. Dr. Günter Dippold die
Preisträger in den verschiedenen Kategorien. 

Bezirkstagspräsident Dr.
Günther Denzler hielt die Lau-
datio auf das Diakonische Werk
Bamberg-Forchheim e.V. für
das Projekt „Entbürokratisie-
rung in der Pflege“. Seinen Aus-
führungen zufolge „zeigt der
Preisträger, dass viele engagier-
te Menschen in der Pflege ar-
beiten, denen das Wohl der Pfle-
gebedürftigen das Wichtigste
ist. Die Diakonie wird ausge-
zeichnet für die vorbildliche
und engagierte Umsetzung ei-
nes Projektes zur Entbürokrati-
sierung in der Pflege.“ Ein be-
sonderes Lob sprach Denzler
den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern aus: „Sie haben die
Umsetzung voll mitgetragen
und waren – so die Auskunft der
Einrichtungsleitung – voll moti-
viert, ja fast schon euphorisch.
Ohne dieses Engagement geht
es natürlich nicht!“

Mit dem Kulturpreis wurde
Wilfried Anton, Ehrenintendant
der Hofer Symphoniker, ausge-

zeichnet. Laut Bezirksheimat-
pfleger Prof. Dr. Günter Dip-
pold verkörpert sich in dieser
„Hofer Institution“ Hofer Bür-
gerkultur und Bürgersinn.

Große Verdienste um
das Hofer Musikleben

„Ohne seinen Vorgänger oder
seine Nachfolgerin im Gering-
sten zurücksetzen zu wollen:
Ihm verdanken die Hofer Sym-
phoniker, was sie sind. Mehr
noch: Die Frage scheint berech-
tigt, ob es sie ohne ihn noch gä-
be“, so Dippold. Der Preisträger
habe sich um das Musikleben in
Hof und weit darüber hinaus
und damit um das kulturelle
Wohlergehen Oberfrankens ver-
dient gemacht. 

Herausragende
Netzwerkerqualitäten

„Anton kam 1961 als Hornist
zu den Hofern, wurde alsbald

Mitglied im Orchestervorstand.
1965, mit gerade einmal 25 Jah-
ren, wurde er Geschäftsführer
der Symphoniker. 1978 erhielt
er dann den Titel eines Inten-
danten. Er blieb im Amt bis
2008, unglaubliche 43 Jahre
lang“, führte Dippold aus. Und
weiter: „Wilfried Anton wirkte
für Hof. Aber er schaute über
den Tellerrand hinaus, weil
nicht jedes Problem Hof-spezi-
fisch war, weil nicht jedes Pro-
blem auf Hofer Ebene zu lösen
war. Seine Netzwerkerqualitä-
ten haben in erster Linie Hof ge-
holfen, doch auch andere Mu-
sikeinrichtungen in Bayern und
ganz Deutschland haben davon
profitiert.“

Geschichtsträchtiges
Gebäude

Der Denkmalpflegepreis 2017
ging schließlich an die Eheleute
Marion Reinhardt-Sommer und
Volker Sommer für die Villa
Victoria in Coburg. Regierungs-
präsidentin Heidrun Piwernetz
berichtete in ihrer Laudatio von
einem großbürgerlichen Haus,
einem geschichtsträchtigen Ge-
bäude, errichtet 1835 vor dem
Ketschentor. 

An Glanz eingebüßt

Das Haus habe mehrmals den
Besitzer gewechselt. Manche
Eigentümer bauten an und um,
passten das Haus an ihren Ge-
schmack und an aktuelle Wohn-
standards an. Doch im Äußeren
habe es seinen Glanz eingebüßt.
Die schmucken Fensterläden
und das schmiedeeiserne Bal-
kongitter verschwanden, die
unterteilten Fenster wurden
durch nicht ganz passende,
neue Fenster ersetzt. Von außen
habe das Haus in den vergan-
genen Jahrzehnten zumindest
unscheinbar gewirkt. Seit etwa
2010 stand es leer.

Behutsame Sanierung
des Anwesens

Wie Heidrun Piwernetz unter-
strich, „ist es das Verdienst von
Marion Reinhardt-Sommer und
Volker Sommer, dass sie diese
Villa erworben und ihr zu neu-
em Glanz verholfen haben. Sie
haben dem Bau seine alte Wür-
de zurückgegeben. Für das
Haus und für alle, die es be-
trachten, war es ein Glück, dass
mit den Eheleuten Sommer er-
fahrene Gastronomen und Hote-
liers Eigentümer wurden.“

Durch die behutsame Sanie-
rung des Anwesens und durch
die angemessene Nutzung hät-
ten sich die Eheleute um die
Denkmalpflege in Oberfranken
verdient gemacht. DK

Beutlhauser Safety Day:

Arbeitssicherheit für
kommunale Profis

Am 11. Oktober 2017 findet von 9 bis 17 Uhr der erste 
Safety Day in der Beutlhauser Niederlassung Kulmbach statt.
Auf dem Programm stehen interessante Vorträge und Präsen-
tationen von den Beutlhauser Safe-Work-Spezialisten über
Themen, die den kommunalen Profi in seiner täglichen Arbeit
begleiten:
 Ladungssicherung
 LKW-Ladekran: Sicherheit am Haken
 Straßenabsperrung/Baustellensicherung
 Arbeitssicherheit
 Brandschutz
 Technischer Prüfdienst
 KUVB für Oberfranken
 Smart Systems
Auf der Agenda steht zudem der Informationsaustausch mit
den Safe-Work-Spezialisten von Beutlhauser.
Anmeldung bis 2. Oktober unter: Tel. 09221-50710
E-Mail: safework-kulmbach@beutlhauser.de
Die Teilnahme ist kostenfrei. Für das leibliche Wohl ist gesorgt.

EuRegio Dialog 2017: 

Kliniken als führendes 
Gesundheitsunternehmen der Region

Die vierte Veranstaltung des EuRegio Dialogs mit seinen grenz-
überschreitenden Betriebsbesuchen führte zur Kliniken Süd-
ostbayern AG in die Kreisklinik Bad Reichenhall (Berchtes-
gadener Land). Neben der Besichtigung verschiedener klini-
scher Dienstleistungs- und Versorgungsbereiche standen insbe-
sondere die Organisations- und Marketingfragen eines Klinik-
verbundes mit sechs Standorten im Mittelpunkt. 

Vorstand Elisabeth Ulmer stell-
te den Gästen die Kliniken Süd-
ostbayern AG als leistungsstärk-
sten Gesundheitsdienstleister in
Südostbayern vor, der in den
Landkreisen Berchtesgadener
Land und Traunstein an sechs
Standorten (Bad Reichenhall,
Berchtesgaden, Freilassing, Ruh-
polding, Traunstein und Trost-
berg) mit knapp 1.300 Betten
jährlich über 160.000 stationäre
und ambulante Patienten versorgt.
Bis auf wenige Bereiche (z. B.
Herzchirurgie) wird dabei das ge-
samte medizinische Versorgungs-
spektrum abgedeckt. 

Über diese Größenordnungen
zeigte sich auch Bad Reichenhalls
Oberbürgermeister Dr. Herbert
Lackner sehr erfreut, der die Ver-
anstaltung begleitete und in sei-
nem Grußwort weitere wichtige
Säulen des Wirtschaftsstandortes
Bad Reichenhall hervor hob. Ne-
ben weiteren Kliniken zählen da-
zu etwa die Salz- und Süsswaren-
produktion sowie die Funktionen
Reichenhalls als Staatsbad und
Große Kreisstadt. 

Richtig und wichtig sei die Fu-
sion der Kliniken in den beiden
Landkreisen Berchtesgadener
Land und Traunstein zur Kliniken
Südostbayern AG im Jahr 2009
gewesen, resümierte Ulmer und
betonte dabei die eher unübliche

Trägerschaft auf kommunaler
Ebene mit den beiden Landkrei-
sen als Aktionären sowie den gut-
en Austausch über die Landkreis-
grenzen hinweg. So sei es insbe-
sondere auch gelungen, den Ver-
lust sehr deutlich auf 600.000 € in
2016 zu reduzieren. 

Fruchtbare
Zusammenarbeit 
mit Salzburg

Trotz einer klaren strategischen
Positionierung gegenüber Salz-
burg strich Ulmer gemeinsam mit
dem Medizinischen Direktor Dr.
Stefan Paech die sehr gute Zu-
sammenarbeit mit Salzburg her-
aus, etwa bei hochspezialisierten
Versorgungsleistungen in der Au-
genheilkunde und Mund-, Kiefer-
und Gesichtschirurgie oder mit
der Privaten Medizinischen Uni-
versität in Ausbildungsfragen und
im Austausch junger Ärzte. Kri-
tisch wurde die fehlende Finanzie-
rungssicherheit von Seiten Öster-
reichs bei der Behandlung öster-
reichischer Staatsbürger auf
bayerischer Seite gesehen, ob-
wohl dies in umgekehrter Rich-
tung gelebte und funktionierende
Praxis sei. 

Als andere, aktuell wichtige
Themen für die unternehmerische
Entwicklung des Klinikverbundes

wurde dann mit den Gästen noch
über Mitarbeitergewinnung, Pro-
zess- und Entlassmanagement so-
wie Geriatrisierung der Medizin
diskutiert. Einige dieser Aspekte
tauchten dann auch wieder im
Vortrag von Dr. Thomas E. Lang-
wieler, dem Ärztlicher Direktor,
auf. Er beschäftigte sich mit der
Frage, wie Innovationen in der
Medizin den Patienten erreichen
können. Für den Standort Bad
Reichenhall liegen solche Innova-
tionen etwa im Bereich der Bron-
choskopie (Endoskopische Unter-
suchung/Behandlung der Atem-
wege) oder bei minimalinvasiven,
robotergesteuerten Eingriffen im
Bauchbereich. Es gelte, so Lang-
wieler, das Interesse bei der Pati-
entenschaft zu wecken, um diese
Angebote in Anspruch zu neh-
men. Dabei kommt das gesamte
Spektrum des Marketings von so-
zialen Medien bis zu den Printme-
dien und Informationsveranstal-
tungen zum Einsatz. Das Erschei-
nungsbild in der Öffentlichkeit, die
Professionalität in der Leistungser-
bringung, eine klare Information
und natürlich höchste Qualität bei
den Behandlungsergebnissen ste-
hen dabei im Vordergrund. 

Abschließend steuerte Johanna
Schnellinger von der Akademie
für Naturschutz und Landschafts-
pflege in Laufen noch einen Im-
puls zum Thema „Naturnahe Be-
triebsstandorte – ein Mehrwert für
Unternehmen und Natur“ bei. Ge-
rade auch im Gesundheitsbereich
kann damit für eine bessere Gene-
sung der Patienten ein Beitrag ge-
leistet werden. 

Demokratie braucht Stärke:

Hand in Hand für alle
kommunalen Ebenen

Großes Mittelfränkisches Kommunalpolitikertreffen
im Nürnberger Land

Röthenbach (kpv) – Die beiden Bezirksverbände der Kom-
munalpolitischen Vereinigung der CSU (KPV) in Mittel-
franken und Nürnberg-Fürth-Schwabach – das große Netz-
werk für alle Bürgermeister, sowie Gemeinde-, Stadt-,
Kreis- und Bezirksräte - trafen sich auf Einladung des
KPV-Kreisverbands Nürnberger Land in Röthenbach an
der Pegnitz erstmals zum gemeinsamen Austausch von The-
men und Findung gemeinsamer Lösungsstrategien für
kommunale Aktionsfelder. 

Die CSU ist mit ihren zahlrei-
chen Mandatsträgern auf allen
politischen Ebenen fest veran-
kert. Einen großen Teil macht
hier die Kommunalpolitik aus,
wo mit viel Herzblut eine große
Bandbreite an Aspekten, welche
die Bürgerinnen und Bürger di-
rekt betreffen, bearbeitet werden. 

Breites Themenspektrum

So überraschte es nicht, dass
die vielen Teilnehmer - unter ih-
nen der Vorsitzende der CSU-
Bezirkstagsfraktion Mittelfran-
ken Peter Daniel Forster, Fürths
Landrat Matthias Dießl, der
Nürnberger Stadtrat und KPV-

Bezirksvorsitzende Marcus Kö-
nig, die weitere stellvertretende
Landrätin im Nürnberger Land
und KPV-Kreisvorsitzende Cor-
nelia Trinkl, Kreisrätin und
KPV-Bezirksvorsitzende Karin
Müller sowie zahlreiche Bür-
germeister und Räte – auf ein
breites Themenspektrum, be-
ginnend mit dem öffentlichen
Nahverkehr und Mobilität gene-
rell über schnelles Internet bis
hin zu Straßenausbaubeiträgen
und Kindergarten-Ausbau, zu
sprechen kamen. Dabei stand
nicht nur die Vernetzung der
Kommunalpolitiker untereinan-
der, sondern auch der Informa-
tionsaustausch.

Grundversorgung im 
ÖPNV sicherstellen

Mobilität und Verkehr spielen
sowohl für die Stadt Nürnberg,
wie Marcus König als verkehrs-
politischer Sprecher betonte,
sondern auch für das Umland
und die Pendler eine große Rol-
le. Hier seien Zukunftsstrate-
gien erforderlich, um zum Ei-
nen eine Grundversorgung im
ÖPNV sicherzustellen und auch
der Veränderung der Mobilität
z. B. mit Elektroautos und der
Steigerung des Radverkehrs
Rechnung zu tragen. 

Entlastung der Bürger

Transparenz, Vernetzung und
Entbürokratisierung bildeten ei-
nen weiteren Themenblock.
Diese werden beim nächsten
Treffen einen großen Raum ein-
nehmen, da das Ziel immer sei,
die Bürgerinnen und Bürger
weiter zu entlasten. 
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegen 
Beilagen der LGA Landesgewerbeanstalt Bayern sowie der
Hanns-Seidel-Stiftung bei. Wir bitten um freundliche
Beachtung. 

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:

www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg-Lengfeld, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

L I E F E R A N T E N N A C H W E I SGZ

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.9307 13

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307 10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Schacht Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern

Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen

Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik

Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 

Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

Fahnenmaste + Fahnen

Abzeichen

Gewerbebau

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Energiedienstleistung

Absperrpfosten

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Weihnachtsbeleuchtung

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

Bau

Walter Krenzer GmbH & Co KG • Industriestraße 26 • 35684 Dillenburg (Frohnhausen)
Tel.: 0 2771/3208-0 • E-Mail: info@krenzer-sitzmoebel.de • www.krenzer-sitzmoebel.de

Das Krenzer-Modularsystem

... clevere Raumkonzepte

Fordern Sie
 unsere neu

en

Verkaufsunt
erlagen an!

Sitzmöbelhersteller

Fahnenmaste + Fahnen

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Vorschau auf GZ 19
In unserer Ausgabe Nr. 19, die am 12. Oktober 2017
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 Umweltschutz
 Abfall und Recycling
 Kommunale Energiethemen
 Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
 Kommunale Baupolitik
 Kommunalfahrzeuge
 Bestattungswesen . Friedhof

minütigen Auszug des lokalhisto-
rischen Stücks „Die Pfaffenhoch-
zeit zu Lindau“ zum Besten. 

Mit einer originalgetreu nach-
gebauten Gutenberg-Drucker-
presse, dem Flughafen Memmin-
gen und einem ökumenischen
Straßenmusikerduo war Mem-
mingen zu Gast. Die Stadt Nörd-
lingen präsentierte schließlich ihr
touristisches Angebot mit dem
thematischen Schwerpunkt 500
Jahre Reformation. Ein Stadtfüh-
rer in historischem Gewand stand
Rede und Antwort. DK

Schwabentag 2017:

Feiern im Reformationsjahr
Die Stadt Augsburg und der Bezirk Schwaben luden unter dem
Motto „Wir feiern im Reformationsjahr“ zum großen Schwaben-
treffen. In der Augsburger Innenstadt drehte sich dabei alles um
Kultur und Traditionen aus Bayerisch-Schwaben. Offiziell eröff-
net wurde der Schwabentag bei einem Festakt im Rathaus von
Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert und Oberbürgermeister
Dr. Kurt Gribl.

Auf dem Augsburger Rathaus-
platz, am Martin-Luther-Platz und
im Annahof wurde ein umfangrei-
ches Bühnen- und Aktionspro-
gramm dargeboten. Beleuchtet
wurden auch Szenen aus der Re-
formationsgeschichte. Der Bezirk
Schwaben vermittelte auf einem
„Schwäbischen Markt“ interes-
sante Einblicke in das Handwerk
der Knopf- und Haubenmacherei -
reichsstädtische Mustertrachten
und eine Ausstellung zu Bockel-
hauben warteten am Stand des Be-
zirks. Kinder konnten lustige
Knopfbuttons basteln und sich für
ein Selfie mit Hauben und
Tüchern verkleiden. Dazu standen
Themen-Führungen wie zum Bei-
spiel „Wasser in der Stadt“, eine
„Lutherführung für Kinder“ und
eine Schauspiel-Stadtführung un-
ter dem Titel „Martin Luther, Me-
lanchton und die Confessio Augu-
stana“ auf dem Programm.

An verschiedenen Aktionsstän-
den stellten sich zudem die
ehemaligen Freien Reichsstädte
Augsburg, Donauwörth, Kauf-
beuren, Kempten, Lindau, Mem-
mingen, Nördlingen vor und erin-
nerten an ihre gemeinsame Ge-

schichte der Reformation. Die
Fuggerstadt wartete mit Informa-
tionen zum weltweit einzigarti-
gen System ihrer Wasserwirt-
schaft auf und bot ein Kinder-
programm mit Drachenbauen,
Glücksrad und Schokosiegeln an.

Diverse Aktionsstände

Mit einem Gewinnspiel zum
Reformationsjubiläum erfreute
Donauwörth die Besucher. Als
Preis winkte unter anderem der
Donauwörther Historien-Comic
„Donner über Donauwörth“. Am
Kaufbeurer Aktionsstand wieder-
um stellte Kaiser Maximilian das
alljährlich stattfindende Tänzel-
fest vor und brachte seine Münz-
stempelei und den Kaufbeurer
Nachtwächter gleich mit.

Kempten, älteste Stadt Deutsch-
lands, präsentierte sich ihrerseits
als lebendige Metropole des All-
gäus – in Kooperation mit der
„Öko-Modellregion Oberallgäu
Kempten“. Auch Lindau beteilig-
te sich am Programm und lud zur
Verkostung naturtrüber Säfte und
regionaler Äpfel ein. Kinder durf-
ten beliebte Lindauer Motive wie

den Bayerischen Löwen, den
Neuen Leuchtturm oder das
Stadtmuseum bemalen und Er-
wachsene konnten sich am Stand
über das touristische Angebot so-
wie den Reformationspfad der In-
sel- und Gartenstadt informieren.
Ferner gab die Lindauer Theater-
gruppe Podium84 einen 30-

Landshuter Kunstnacht:

Chance für Vielfalt
Bei der nächtlichen Wanderung zu den Landshuter Galerien
und Museen im Rahmen der Landshuter Kunstnacht ließ sich
auch in diesem Jahr wieder vieles entdecken. 14 Galerien bzw.
Museen öffneten erneut ihre Pforten.

An manchen Orten fanden
Ausstellungseröffnungen statt.
Die Termine waren so gestaltet,
dass eine Teilnahme an allen
Vernissagen möglich war. Viele
Bereiche der aktuellen Kunst
wurden gezeigt: Malerei, Grafik,
Skulptur, Fotografie, Installatio-
nen, neue Medien usw. 

Die Museen der Stadt öffneten
alle Standorte bei freiem Eintritt.
Im „Landshut-Museum“ war die
Ausstellung „Landshut in der
Moderne“ zu sehen. Nebenan im
„Kasimir-Museum“ hatte die
Ausstellung „Kindheit in Lands-
hut“ geöffnet, in der Heiliggeist-
kirche die Ausstellung „Mythos
Hochzeitsstadt“. 

In der Stadtresidenz luden die
Ausstellungen „Engelbert Hil-
bich (1923-2011)“, „Keramik-
Region Landshut“, „Sammellust
– Hauptwerke zeitgenössischer
Keramik“ und „ArchäologieRe-
gion Landshut“ zum Besuch ein.

In der Großen Rathausgalerie
sah man heuer keine Bilder,
Skulpturen oder Objekte, son-
dern es flimmerten Bildschirme,
surrten Projektoren, knisterten
Monitore. Konkret präsentierten
der Kunstverein, die Neue Gale-
rie und die Galerie in Bewegung
ausgewählte neue Video-Arbei-
ten, Filme und Installationen ih-
rer Künstler.

Am 22. Februar dieses Jahres
verstarb der 1924 geborene
Bildhauer Fritz Koenig, der zu

den bedeutendsten Protago-
nisten der deutschen Skulptur
der Gegenwart gehört. Die Aus-
stellung „Fritz Koenig. Auf-
stellung” in den Räumen des
Skulpturenmuseums im Hof-
berg wurde von ihm persönlich
eingerichtet und darf als pro-
grammatisches Vermächtnis
verstanden werden. 

Programmatisches
Vermächtnis

Der Betrachter begegnete in
den unterirdisch im Inneren des
Hofbergs gelegenen Museums-
räumen ausgewählten Werken
aus sechs Schaffensjahrzehnten.
Das Schaffen und die Lebenswelt
des Bildhauers waren und sind
immer wieder Thema großer fil-
mischer Dokumentationen. Eine
Auswahl wurde durchgehend ge-
zeigt.

Transformationen bestimmen
das Leben – und auch die Kunst
ist bestimmt von vielen Verän-
derungen. Angefangen beim
Material bis zum fertigen Werk
ist es oft ein langer Weg, geprägt
von vielen Umformungen. Die
Natur selbst zeigt dieses Phäno-
men in ihrer wohl schönsten
Form – im Leben des Verwand-
lungskünstlers schlechthin, des
Schmetterlings. Mit diesen Me-
tamorphosen beschäftigte sich
wiederum eine Ausstellung im
Röcklturm. DK

Landrat Stefan Rößle (Bildmitte) konnte kürzlich eine Delega-
tion der schwäbischen Altlandräte im Landratsamt Donau-Ries
begrüßen. Nach dem Empfang im Sitzungssaal des Land-
ratsamtes machten sich die Besucher im Rahmen einer Stadt-
führung ein Bild von der Großen Kreisstadt Donauwörth. Mit
einer Werksführung bei der Firma Zott in Mertingen endete
das Treffen. 
Unser Bild zeigt Landrat Hubert Hafner, Landkreis Günzburg, Dr.
Hermann Haisch, Landkreis Unterallgäu, Dr. Eduard Leifert,
Landkreis Lindau, Gebhard Kaiser, Landkreis Oberallgäu, Chri-
stian Knauer, Landkreis Aichach-Friedberg, Dr. Theo Körner,
Landkreis Aichach-Friedberg, Ludwig Schmid, ehemaliger Präsi-
dent der Regierung von Schwaben und Dr. Karl Vogele, Landkreis
Augsburg, gemeinsam mit ihren Partnerinnen. Bild: Schwenzel
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u �NEUE HERAUSFOR­
DERUNGEN IN DER 
KOMMUNALPOLITIK

Kommunalpolitik lebt vom 
Engagement der Bürger und 
fordert von ihren Vertretern 
eine grundsolide Sachkom­
petenz, aber auch eine starke 
Überzeugungskraft. Die 
Seminare zu neuen kommu­
nalpolitischen Herausforde­
rungen sollen amtierende 
und zukünftige Kommunal­
politiker dabei unterstützen.

Erfolgreich kandidieren – 
Politik vermitteln!

10.–12. November 2017 
Margetshöchheim 
Projekt-Nr. 03/07/17/619 
Teilnehmerbeitrag: € 70,–

Umgang mit der politischen 
Opposition und der digitale 
Wahlkampf

24.–25. November 2017 
Ingolstadt 
Projekt-Nr. 03/07/17/618 
Teilnehmerbeitrag: € 35,–

u �SEMINARE ZUM 
ERSCHLIESSUNGS­
BEITRAGSRECHT 
FÜR BEDIENSTETE 
DER KOMMUNAL­
VERWALTUNGEN

Die Seminare im Bereich 
Erschließungs- und Straßen­
ausbaubeitragsrecht wenden 
sich an die Sachbearbeiter 
der Kommunalverwaltungen.

Grundkurs Straßenausbau­
beitragsrecht

15.–17. Oktober 2017 
Neumarkt i. d. Opf. 
Projekt-Nr. 03/07/17/610 
Teilnehmerbeitrag: € 110,–

Aufbaukurs Erschließungs- 
und Straßenausbaubeitrags­
recht

17.–20. Oktober 2017 
Neumarkt i. d. Opf. 
Projekt-Nr. 03/07/17/611 
Teilnehmerbeitrag: € 165,–

u �GRUNDLAGEN­
SEMINARE – 
KOMMUNALPOLITIK

Die Grundlagenseminare 
wenden sich an gewählte 
und zukünftige Kommunal­
politiker, die ihre politischen 
Ziele durch sachkundige und 
persönliche Kompetenz in 
Diskussionen und Entschei­
dungen bei kommunalen Gre­
mien verwirklichen wollen. 

Das Gemeinde-, Stadtrats-, 
Kreisratsmitglied und die 
Geschäftsordnung 

06.–08. Oktober 2017 
Rosenheim 
Projekt-Nr. 03/07/17/612 
Teilnehmerbeitrag: € 70 ,–

Ziel kommunaler Haus­
haltsführung und der Kom­
munale Finanzausgleich

13.–15. Oktober 2017 
Windorf 
Projekt-Nr. 03/07/17/614 
Teilnehmerbeitrag: € 70,–

Baugesetzbuch mit 
Baunutzungsverordnung/
Bauleitplanung und ge­
meindliches Einvernehmen

20.–22. Oktober 2017 
Kümmersbruck 
Projekt-Nr. 03/07/17/613 
Teilnehmerbeitrag: € 70,–

Das Gemeinde-, Stadtrats-, 
Kreisratsmitglied und die 
Geschäftsordnung 

17.–19. November 2017 
Gersthofen 
Projekt-Nr.03/07/17/615 
Teilnehmerbeitrag: € 70 ,–

u �SPEZIALSEMINARE – 
KOMMUNALPOLITIK

Die Spezialseminare wenden 
sich an Kommunalpolitiker, 
aber auch an interessierte 
Bürger, die ihre Sachkom­
petenz zu einem der folgen­
den kommunalpolitischen 
Themenkomplexe erweitern 
möchten. 

Das Aufsichtsratsmitglied in 
kommunalen Unternehmen – 
Rechte, Pflichten, Haftungs­
fragen 

27.–28. Oktober 2017 
Hallstadt b. Bamberg 
Projekt-Nr. 03/07/17/617 
Teilnehmerbeitrag: € 35,–

Leitungsgebundene 
Medien – Wasser/Abwasser, 
Breitband, Strom, Gas, 
Wärme

03.–05. November 2017 
Neuendettelsau 
Projekt-Nr. 03/07/17/616 
Teilnehmerbeitrag: € 70 ,–

4. Quartal 2017

Anmeldungen unter: www.hss.de/veranstaltungen 
Ansprechpartner für Rückfragen: Giovanni Sammataro | Tel. (089) 12 58-299 | Fax (089) 12 58-338 | E-Mail: ref0307@hss.de

SEMINARE ZUR KOMMUNALPOLITIK

  www.facebook.com/HannsSeidelStiftung

  www.twitter.com/HSSde

  www.youtube.com/HannsSeidelStiftung

Besuchen Sie ein Seminar der Hanns-Seidel-Stiftung zur Kommunalpolitik! Praktiker informieren 
über Grundlagen, Neuerungen und erläutern anhand von Fallbeispielen den kommunalpolitischen 
Alltag. Verstärkt bieten wir nun die Seminare in allen Regionen Bayerns an. Weitere Themen, Orte 
oder Aktualisierungen finden Sie auch im Internet unter: www.hss.de/veranstaltungen.
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KOMMUNALPOLITISCHE LEITFÄDEN DER HANNS-SEIDEL-STIFTUNG

Leitfäden werden mit dem Ziel herausgegeben, Ehrenamtliche bei der Erfüllung gesellschaft­
licher Aufgaben zu unterstützen. Die Kommunalpolitischen Leitfäden liegen in vier Bänden vor.

Rufen Sie www.hss.de/publikationen auf und geben Sie als Suchbegriff „Kommunalpolitik“ 
ein. Unsere Leitfäden geben Orientierung bei Vorbereitung und Ausübung eines kommunal­
politischen Ehrenamtes. Sie ergänzen unser einschlägiges Seminarangebot (s. Vorderseite).

www.hss.de

RECHTLICHE  GRUNDLAGEN 
 KOMMUNALER 
 SELBSTVERWALTUNG

Band 1Kommunalpolitischer  Leitfaden

www.hss.de

GRUNDLAGEN  KOMMUNALER 
HAUSHALTSFÜHRUNG

Band 3Kommunalpolitischer  Leitfaden

www.hss.de

BAURECHT 
IN DER GEMEINDE

Band 2Kommunalpolitischer  Leitfaden
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Dezember Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember Januar
1 Fr 1 Mo Neujahr 1 Do 1 Do 1 Ostersonntag 1 Di  Maifeiertag 1 Fr 1 So 1 Mi 1 Sa 1 Mo  KW 40 1 Do Allerheiligen 1 Sa 1 Di  Neujahr

2 Sa 2 Di  KW 1 2 Fr 2 Fr 2 Ostermontag 2 Mi 2 Sa 2 Mo  KW 27 2 Do 2 So 2 Di 2 Fr 2 So 2 Mi  KW 1

3 So 3 Mi 3 Sa 3 Sa 3 Di  KW 14 3 Do 3 So 3 Di 3 Fr 3 Mo  KW 36 3 Mi Tag d. Dt. Einheit 3 Sa 3 Mo  KW 49 3 Do

4 Mo  KW 49 4 Do 4 So 4 So 4 Mi 4 Fr 4 Mo  KW 23 4 Mi 4 Sa 4 Di 4 Do 4 So 4 Di 4 Fr

5 Di 5 Fr 5 Mo  KW 6 5 Mo  KW 10 5 Do 5 Sa 5 Di 5 Do 5 So 5 Mi 5 Fr 5 Mo  KW 45 5 Mi 5 Sa

6 Mi 6 Sa Hl. Drei Könige 6 Di 6 Di 6 Fr 6 So 6 Mi 6 Fr 6 Mo  KW 32 6 Do 6 Sa 6 Di 6 Do 6 So Hl. Drei Könige

7 Do 7 So 7 Mi 7 Mi 7 Sa 7 Mo  KW 19 7 Do 7 Sa 7 Di 7 Fr 7 So 7 Mi 7 Fr 7 Mo  KW 2

8 Fr 8 Mo  KW 2 8 Do 8 Do 8 So 8 Di 8 Fr 8 So 8 Mi 8 Sa 8 Mo  KW 41 8 Do 8 Sa 8 Di

9 Sa 9 Di  9 Fr 9 Fr 9 Mo  KW 15 9 Mi 9 Sa 9 Mo  KW 28 9 Do 9 So 9 Di 9 Fr 9 So 9 Mi

10 So 10 Mi 10 Sa 10 Sa 10 Di 10 Do  Himmelfahrt 10 So 10 Di 10 Fr 10 Mo  KW 37 10 Mi 10 Sa 10 Mo  KW 50 10 Do

11 Mo  KW 50 11 Do 11 So 11 So 11 Mi 11 Fr 11 Mo  KW 24 11 Mi 11 Sa 11 Di 11 Do 11 So 11 Di 11 Fr

12 Di 12 Fr 12 Mo  KW 7 12 Mo  KW 11 12 Do 12 Sa 12 Di 12 Do 12 So 12 Mi 12 Fr 12 Mo  KW 46 12 Mi 12 Sa

13 Mi 13 Sa 13 Di Fastnacht 13 Di 13 Fr 13 So 13 Mi 13 Fr 13 Mo  KW 33 13 Do 13 Sa 13 Di 13 Do 13 So

14 Do 14 So 14 Mi 14 Mi 14 Sa 14 Mo  KW 20 14 Do 14 Sa 14 Di 14 Fr 14 So 14 Mi 14 Fr 14 Mo  KW 3

15 Fr 15 Mo  KW 3 15 Do 15 Do 15 So 15 Di 15 Fr 15 So 15 Mi 15 Sa 15 Mo  KW 42 15 Do 15 Sa 15 Di

16 Sa 16 Di  16 Fr 16 Fr 16 Mo  KW 16 16 Mi 16 Sa 16 Mo  KW 29 16 Do 16 So 16 Di 16 Fr 16 So 16 Mi

17 So 17 Mi 17 Sa 17 Sa 17 Di 17 Do 17 So 17 Di 17 Fr 17 Mo  KW 38 17 Mi 17 Sa 17 Mo  KW 51 17 Do

18 Mo  KW 51 18 Do 18 So 18 So 18 Mi 18 Fr 18 Mo  KW 25 18 Mi 18 Sa 18 Di 18 Do 18 So 18 Di 18 Fr

19 Di 19 Fr 19 Mo  KW 8 19 Mo  KW 12 19 Do 19 Sa 19 Di 19 Do 19 So 19 Mi 19 Fr 19 Mo  KW 47 19 Mi 19 Sa

20 Mi 20 Sa 20 Di 20 Di 20 Fr 20 Pfi ngstsonntag 20 Mi 20 Fr 20 Mo  KW 34 20 Do 20 Sa 20 Di 20 Do 20 So

21 Do 21 So 21 Mi 21 Mi 21 Sa 21 Pfi ngstmontag 21 Do 21 Sa 21 Di 21 Fr 21 So 21 Mi 21 Fr 21 Mo  KW 4

22 Fr 22 Mo  KW 4 22 Do 22 Do 22 So 22 Di  KW 21 22 Fr 22 So 22 Mi 22 Sa 22 Mo  KW 43 22 Do 22 Sa 22 Di

23 Sa 23 Di  23 Fr 23 Fr 23 Mo  KW 17 23 Mi 23 Sa 23 Mo  KW 30 23 Do 23 So 23 Di 23 Fr 23 So 23 Mi

24 So Heiligabend 24 Mi 24 Sa 24 Sa 24 Di 24 Do 24 So 24 Di 24 Fr 24 Mo  KW 39 24 Mi 24 Sa 24 Mo Heiligabend 24 Do

25 Mo Weihnachten 25 Do 25 So 25 So 25 Mi 25 Fr 25 Mo  KW 26 25 Mi 25 Sa 25 Di 25 Do 25 So 25 Di Weihnachten 25 Fr

26 Di Weihnachten 26 Fr 26 Mo  KW 9 26 Mo  KW 13 26 Do 26 Sa 26 Di 26 Do 26 So 26 Mi 26 Fr 26 Mo  KW 48 26 Mi Weihnachten 26 Sa

27 Mi  KW 52 27 Sa 27 Di 27 Di 27 Fr 27 So 27 Mi 27 Fr 27 Mo  KW 35 27 Do 27 Sa 27 Di 27 Do  KW 52 27 So

28 Do 28 So 28 Mi 28 Mi 28 Sa 28 Mo  KW 22 28 Do 28 Sa 28 Di 28 Fr 28 So 28 Mi 28 Fr 28 Mo  KW 5

29 Fr 29 Mo  KW 5 29 Do 29 So 29 Di 29 Fr 29 So 29 Mi 29 Sa 29 Mo  KW 44 29 Do 29 Sa 29 Di

30 Sa 30 Di  30 Fr Karfreitag 30 Mo  KW 18 30 Mi 30 Sa 30 Mo  KW 31 30 Do 30 So 30 Di 30 Fr 30 So 30 Mi

31 So Silvester 31 Mi 31 Sa 31 Do  Fronleichnam 31 Di 31 Fr 31 Mi 31 Mo Silvester 31 Do

PRÜF-
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BAUWERKS-
MONITORING ENERGIE

MATERIAL-
PRÜFUNG

Sicherheit und Qualität seit 1869

PRÜF-
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MONITORING

BRAND-
SCHUTZ

‘18



PRÜF-
STATIK

150 hoch qualifi zierte Ingenieu-
re sind heute in der Prüfstatik 
tätig.

Zu ihren Aufgaben gehören die 
Prüfung von Standsicherheits-
nachweisen und Konstruktions-
plänen, die stichprobenartige 
Überwachung der Bauausfüh-
rung und die Erstellung von 
Gutachten.

Die Fachrichtungen
  Metallbau
  Holzbau
  Massivbau

Typenprüfungen
  Gültig in allen Bundesländern

Spezialgebiete
  Brückenbau
  Glaskonstruktionen
  Kunststoff konstruktionen
  Historische Bauten
  Fliegende Bauten
  Windenergieanlagen

BAUWERKS-
MONITORING

Unsere Ingenieure sind unter-
wegs für eine fortlaufende
messtechnische, Sensor 
gestützte Überwachung und 
Bewertung des Zustandes von 
Bauwerken.

Bauwerksmonitoring
  Kontrollierte Bauwerks-

nutzung
  Frühwarnsystem vor

kritischen Zuständen
  Erkenntnisgewinn über Ein-

wirkungs-, Beanspruchungs-
größen, Ist-Bauwerkszustand

  Ableitung gezielter Maßnah-
men zum Weiterbetrieb des 
Bauwerks

  Verlängerung der Rest-
nutzungsdauer

Spezialgebiete u.a.
  Gebäude
  Windkraftanlagen
  Brücken und Tunnel 
  Dämme und Stützmauern
  historische Bauwerke

ENERGIE

Aktives Energiemanagement 
in der Kommune mit dem LGA 
Cockpit. 

Cockpit Check
  Übersicht der Energie-

verbräuche und -kosten
  Anwendung von Energie-

informationen in der Praxis
  Empfehlungen zur Gestaltung 

des lokalen Energiemarkts
  Handlungsempfehlungen zum 

strategischen Energiemanage-
ment

Cockpit Portal
  Eff ektives Energiecontrolling 

über Online-Portal
  Aussagekräftige Auswertun-

gen, Berichte und Maßnahme-
nempfehlungen

  Integriertes Vertrags-, Anla-
gen- und Gebäudemanage-
ment

  Fachliche Unterstützung 
bei allen energierelevanten 
Fragen

MATERIAL-
PRÜFUNG

Gutachten, auch versuchsge-
stützt, werden von unserem 
Materialprüfungsamt erstellt. 
Dazu gehört auch eine, vom 
DIBt anerkannte, Glasprüfstelle.

Materialprüfung
  Aufspannfeld für Zug- und 

Druckprüfung bis 1MN
  Unterstützung zur Erlangung 

von Bauaufsichtlichen Zulas-
sungen

  EBA-Sachverständigenaner-
kennung im Grundbau

  Grund- und Spezialtiefbau
  Auditierung von Laboren im 

Auftrag der DAkkS

Spezialgebiete
  Anerkennung für Bau-

werksuntersuchungen nach 
DIN 1076

  Anerkennung für Erschütte-
rungsschutzuntersuchungen 
nach DIN 4150

  Anerkennung  für Beweissi-
cherungen nach DIN 4123

BRAND-
SCHUTZ

Brandschutz schützt Leben.
Wir unterstützen Sie dabei.

Feuerwiderstand von Bauarten 
und Bauprodukten
  Feuerwiderstand aktueller 

und historischer Bauarten, 
wie z.B. hochfeste Stützen, 
Rippendecken

  Feuerwiderstand ungere-
gelter Bauprodukte, z.B. für 
Zulassungen

Brandschutznachweise
  Integrale Brandschutz-

nachweise für Bestand und 
Neubau

  Wirksame und angemessene 
Lösungen für Kompensationen

  Moderne Verfahren, wie
z.B. Naturbrandsimulation

Forschung und Normung
  Normungsarbeit im DIN
  Anwendungsforschung, z.B. 

Tabellen zur Stützenbemes-
sung 

www.lga.deSicherheit und Qualität seit 1869
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